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Vorwort

Die vorliegende Studie entstand im Rahmen des Forschungs- und Bera-
tungsprojektes zur Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten
Nationen (VN). Sie bietet eine umfassende Analyse der Positionierungen
von Industrieldindern und Entwicklungslandern in Bezug auf konkrete
Reformoptionen fiir die Umgestaltung der VN-Entwicklungszusammenar-
beit und trifft auf dieser Basis Einschédtzungen {iber mdogliche kiinftige
Reformperspektiven und -koalitionen.

Die Studie stiitzt sich stark auf Gesprache mit Mitarbeiter(inne)n der jewei-
ligen Léandervertretungen bei den Vereinten Nationen in New York, natio-
naler Ministerien ebenso wie Bediensteten von VN-Organisationen. Daher
gilt mein herzlicher Dank allen 54 Interviewpartner(inne)n, deren Unter-
stiitzung wesentlich fiir die Aufarbeitung der Staatenpositionen und die
Einschdtzung der komplexen Verhandlungsprozesse war. Ebenfalls mochte
ich den Mitgliedern des VN-Referats Bundesministeriums fiir wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), insbesondere Rudolf Fetzer,
fiir uneingeschrinkten Zugang zu wichtigen Dokumenten, Einbeziehung in
Arbeitsabldufe und geduldige Erlduterungen herzlich danken. In der Vorbe-
reitungs- und Schreibphase habe ich von Gesprachen mit dem Leiter des
Projekts (VN-Reform) am Deutschen Institut fiir Entwicklungspolitik
(DIE), Guido Ashoff, profitieren konnen, fiir dessen Unterstiitzung ich sehr
dankbar bin. Profitieren durfte ich auch von kollegialer Unterstiitzung und
kritischen Anregungen von Kolleg(inn)en. Insbesondere gilt mein Dank
Stefan Génzle, Christine Hackenesch, Julia Leininger, Thomas Fues, Ger-
trud Frankenreiter, Klaus Hiifner, Dagmar Schumacher und Marco Bau-
mann. Nicht zuletzt hat Steffen Stiirznickel seine wertvolle Hilfe nicht nur
bei der Erstellung von Grafiken und Tabellen geleistet. Markus Weidling
aus der Stindigen Vertretung hat mir groBziigige und hartnidckige Unter-
stitzung bei der Kontaktaufnahme mit den immer beschiftigten
Kolleg(inn)en aus anderen Botschaften und VN-Organisationen gewahrt;
auch ihm gebiihrt dafiir ein groes Dankeschon.

Bonn, Oktober 2010 Silke Weinlich
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Zusammenfassung

Die Vereinten Nationen (VN) befinden sich nahezu seit ihrer Griindung
in einem Zustand kontinuierlichen Wandels. Im Juli 2010 etwa wurde
eine neue Organisation fiir Frauen und Gendergerechtigkeit, UN
WOMEN, gegriindet. Aulerdem wurden wichtige Beschliisse zur Ver-
besserung der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) der VN-Organisatio-
nen gefasst. Trotz substanzieller Fortschritte reichen erfolgte Reform-
schritte in den Augen vieler Beobachter(innen) noch nicht aus, um das
System der Entwicklungszusammenarbeit der VN ausreichend gut auf-
zustellen und den globalen entwicklungspolitischen Herausforderun-
gen eine addquate Antwort zu bieten. Als konkrete Reformhindernisse
wurden neben institutionellen Beharrungskriften auch die kontréren
Positionen der Lénder des Nordens und des Siidens — d. h. der Indu-
strielinder und Entwicklungs- und Schwellenldnder — identifiziert.
Obgleich weder die eine noch die andere Akteursgruppe homogen ist,
orientieren sich die Mehrzahl der Verhandlungen in den Vereinten
Nationen an dieser Konfliktlinie.

Diese Studie untersucht das finanzielle und politisches Verhalten
ebenso wie die Motive und Priferenzen wichtiger staatlicher Akteure
aus der Gruppe der Industrie- und der Entwicklungs- und Schwellen-
lander in Bezug auf aktuelle Reformvorhaben. Dabei stiitzt sie sich
stark auf Gesprache mit Staatenvertreter(inne)n und Mitarbeiter(inne)n
der Vereinten Nationen. Erstens wird analysiert, welche Positionen
Staaten in Bezug auf die externe Reformdimension einnehmen, das
heift, hinsichtlich der Stellung und gewiinschten Rolle der Vereinten
Nationen innerhalb der globalen Entwicklungsarchitektur. Zweitens
beleuchtet die Studie, wie sich Staaten in Bezug auf diejenigen
Reforminitiativen positionieren, die auf die Kohédrenz und Abldufe
innerhalb des VN-Systems abzielen. Dies wird im Folgenden als
interne Reformdimension verstanden.

Charakteristika und Probleme der VN-EZ

Die Vereinten Nationen sind ein besonderer Akteur in der multilatera-
len Entwicklungspolitik. VN-Organisationen werden eine Reihe von
einzigartigen Qualititen zugeschrieben: Dank ihrer universellen Mit-
gliedschaft, ihres breiten Mandats und ihrer Reputation als neutralem
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Akteur gelten sie als besonders legitim und glaubwiirdig. Entwick-
lungslander und Industrienationen kdnnen formal gleichberechtigt ihre
Anliegen artikulieren. Das macht die VN zu einem globalen Forum, in
dem Ideen entwickelt, getestet, ausgetauscht und in weltweit giiltige
Normen und Standards tibersetzt werden konnen.

An der operativen Arbeit der VN sind 36 Organisationen beteiligt,
allerdings stechen vier Organisationen (United Nations Development
Programme — UNDP, United Nations Children’s Fund — UNICEEF,
World Health Organization — WHO und WFP — World Food Pro-
gramme) aufgrund ihrer Grofe deutlich hervor. VN-Organisationen
decken ein sehr breites Aufgabenspektrum ab. Sie arbeiten sowohl ope-
rativ im Bereich technischer und finanzieller Zusammenarbeit, als auch
im Bereich der Norm- und Standardsetzung und -implementierung. Sie
leisten Analyse- und Wissensgenerierungsdienste, entwickeln Alterna-
tivkonzepte und ergreifen Partei fiir besonders benachteiligte Gruppen.
Dabei unterscheiden sich Sonderorganisationen wie die International
Labour Organization (ILO) oder die WHO als eigenstindige interna-
tionale Organisationen mit Hauptaufgabe im normativen Bereich von
Fonds und Programmen wie UNDP oder UNICEF, die der Generalver-
sammlung und dem Generalsekretar unterstehen und deren Hauptauf-
gabe im Bereich technischer Zusammenarbeit liegt. Dazu kommen
zwischenstaatliche Gremien wie der Wirtschafts- und Sozialrat oder
die Generalversammlung, die einerseits Steuerungsfunktionen fiir die
operativen Tétigkeiten iibernehmen, andererseits als Foren fiir globale
Diskussions- und Meinungsbildungsprozesse und darauf aufbauende
Normen- und Standardsetzung dienen.

Einige der Vorziige der VN haben auch unter jenen neuen Vorzeichen
Bestand, die sich durch den Wandel der globalen Architektur der Ent-
wicklungszusammenarbeit ergeben. Vor allem im Bereich operativer
entwicklungspolitischer Aktivitidten sehen sich VN-Akteure allerdings
zunehmend im Wettbewerb mit anderen staatlichen und nicht staatli-
chen Entwicklungsakteuren. Trotz vielféltiger Reformen und viel ver-
sprechender laufender Reforminitiativen bestehen weiterhin folgende
Herausforderungen und Reformbedarf in Bezug auf die externe und die
interne Reformdimension:

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik
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 Das entwicklungspolitische Profil des VN-System nach wie vor ver
schwommen.

* Andere Akteure wie Weltbank oder der Europdischen Union (EU)
dringen in Kernbereiche der entwicklungspolitischen Tatigkeiten der
VN vor.

 Der Trend zu neuen Finanzierungsmodalitdten wie Budgethilfe wirft
Fragen nach dem Nutzen und der Art der Beteiligung von VN-Akteu-
ren auf.

* Das VN-System ist weiterhin fragmentiert. Dies zieht Doppelungen
und Probleme bei der Zusammenarbeit nach sich und verhindert die
klare Umsetzung systemweiter Prioritéten.

* Die Finanzierung des VN-Systems ist reformbediirftig. Es mangelt
an verlésslicher und ungebundener Finanzierung. Mehr als 70 % der
Mittel fiir operative VN-Tétigkeiten werden zweckgebunden verge-
ben, was den multilateralen Charakter des Systems unterlduft, die
Fragmentierung weiter anfacht und die Konkurrenz zwischen den
Organisationen verscharft.

* Die formale multilaterale Steuerung des VN-EZ-Systems ist unzu-
reichend. Parallel zu formalen Governance-Strukturen haben sich
informelle Mechanismen herausgebildet, die von vielen Gebern fiir
die Verwirklichung ihrer Prioritdten genutzt werden.

* Es bestehen Vorbehalte gegentiber der Effektivitdt und Effizienz der
Entwicklungszusammenarbeit der VN. In der Tat scheint im Fall der
VN die generelle Skepsis von Gebern gegeniiber multilateralen
Organisationen besonders stark zu sein.

Profil des VN-Engagements wichtiger Akteure
Finanzielles Engagement

Die Analyse des finanziellen Engagements der Geberstaaten ergibt fol-
gendes Bild. Die nordischen Staaten (Norwegen, Danemark, Schwe-
den) und andere kleine Staaten (Niederlande, Irland, Schweiz, Belgien)
sind vorbildliche und reformfordernde Geber. Mit Ausnahme von Nor-
wegen leisten diese Staaten in absoluten Zahlen allerdings eher geringe
Beitrage zum VN-System. Wiahrend Norwegen beim UNDP mehr
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Kernbeitrage leistet als zweckgebundene Beitrage, ist die Bilanz fiir
das gesamte VN-EZ-System nicht ganz so positiv. Kanada und Grof3-
britannien, deren Verhalten in vielen Aspekten ebenfalls den Reform-
prozess unterstiitzt, unterlaufen durch ihren hohen Anteil an zweckge-
bundenen Mitteln den multilateralen Charakter des VN-Systems. Die-
ser Vorwurf lédsst sich auch gegeniiber Japan und den USA formulieren.
Obwohl die USA mit Abstand den groften finanziellen Beitrag zu den
operativen VN-Tatigkeiten leisten, trdgt ihr sonstiges Geberverhalten
bislang nur wenig zu einer Uberwindung der Fragmentierung des VN-
Systems bei. Durch den rasant gestiegenen Anteil an zweckgebundenen
Mitteln tragen also viele westliche Geber substanziell zu jenen Kohé-
renzproblemen bei, denen sie durch institutionelle Verdnderungen bei-
kommen wollten. Deutschland positioniert sich weder im positiven
noch im negativen Extrem. Allerdings ist zu vermuten, dass durch die
verhdltnisméBig geringe Hohe der absoluten Beitrdge kaum eine stra-
tegische Forderung von Reformen erfolgen kann.

Bei den Entwicklungs- und Schwellenldndern ist eine analoge Eintei-
lung in ,,gute und ,,schlechte” Geber kaum moglich. Dies liegt nicht
zuletzt daran, dass die meisten Schwellenldnder sich immer noch eher
auf der Seite der Empfingerldnder von VN-EZ-Mitteln sehen, und
kaum substanzielle Beitrdge leisten. Obwohl Staaten wie China oder
Indien bilateral beachtliche Summen fiir Siid-Siid-Kooperation ausge-
ben und sich auch innerhalb der VN fiir dieses Thema engagieren,
schlédgt sich dieses Engagement nicht in freiwilligen Beitrdgen an das
VN-System nieder. Schwellen- und Entwicklungsléander leisten kaum
Kernbeitrage an die Fonds und Programme und nur geringfiigig mehr
als ihre Pflichtbeitrdge an die Sonderorganisationen. 2007 und 2008
erhielten lediglich Mexiko, Stidkorea (beide Mitglieder der Organisa-
tion fiir Economic Co-operation and Development — OECD) und
Saudi-Arabien weniger Geld durch das VN-System als sie fiir operative
Tatigkeiten selbst beigetragen haben. Werden Beitrige, die Staaten fiir
entwicklungspolitische Aufgaben im eigenen Land an VN-Organisatio-
nen zahlen (selbst unterstiitzende Beitrage), nicht in die Rechnung ein-
bezogen, haben die meisten Staaten ein ausgeglichenes Verhéltnis von
Kernbeitragen und zweckgebundenen Beitrdgen. Dies bedeutet aber
auch, dass das Volumen der nicht fiir das eigene Land veranschlagten
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zweckgebundenen Beitrdge nicht besonders hoch ist. Die Praxis der
selbstunterstiitzenden Beitrdge, die vor allem in Lateinamerika und bei
anderen Léandern mittleren und hohen Einkommens verbreitet ist,
macht den groften Beitrag von Entwicklungs- und Schwellenlénder fiir
die VN-EZ aus. Diese Form von finanziellem Engagement scheint
allerdings ebenfalls eher die Fragmentierung des VN-Systems als des-
sen Kohérenz zu fordern.

Motive fiir VN-Engagement und politisches Engagement

Die Analyse der Motive des VN-Engagements von Entwicklungs- und
Industriestaaten zeigt, dass Staaten sowohl innerhalb der Gruppe der
Industriestaaten als auch innerhalb der Gruppe der Entwicklungs- und
Schwellenldnder fundamentale Motive teilen. Allerdings bestehen
innerhalb der Gruppen unterschiedlich gewichtete Mixe aus macht- und
wertpolitischen bzw. entwicklungspolitischen Motivlagen. Obwohl
Industrie- und Entwicklungslidnder prinzipiell das Interesse teilen, eine
moglichst gute und grofle Wirkung der EZ der VN auf Lénderebene zu
erreichen, bestehen fundamentale Gegensitze in den iibergeordneten
Beweggriinden fiir das Engagement in den Vereinten Nationen. Wah-
rend Entwicklungs- und Schwellenlénder die Ausweitung der Rolle der
VN im Bereich Wirtschaft und Finanzen befiirworten und das Thema
EZ unter dieser Pramisse behandeln, favorisieren Industrieldnder die
weiterhin marginale Rolle der VN in Wirtschaftsfragen jenseits der Ent-
wicklungspolitik. Wenngleich nicht alle Verhandlungen iiber technische
Fragen von diesem Grundkonflikt iiberlagert werden miissen, konnen
die jeweiligen Verhandlungspositionen in nahezu jedem beliebigen Ent-
scheidungsprozess auf den Nord-Siid-Konflikt zugespitzt werden. Dies
lenkt von inhaltlichen Aspekten der Entscheidungen ab.

Die Untersuchung des Staatenverhaltens in den Aufsichtsgremien
bestitigt dieses Bild. Dass eine effektivere und effizientere VN-EZ im
gemeinsamen Interesse der Industrie- und Entwicklungslédnder liegt,
scheint offensichtlich. Dennoch tun sich die Mitgliedsstaaten schwer
damit, dies im Blick zu behalten. Immer wieder iiberlagert die Ausein-
andersetzung dartiber, wie die Weltordnung gestaltet und welche Rolle
die VN darin spielen sollten, die EZ-Agenda. Dies ist vor allem in der
Generalversammlung und im United Nations Economic and Social
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Council (ECOSOC) der Fall, wo Verhandlungen von beiden Seiten oft
als Null-Summen-Spiel aufgefasst werden, bei dem die eine Seite ver-
liert und die andere Seite gewinnt. In der Folge sind beide Seiten eher
auf relative Gewinne aus und verlieren mogliche absolute Kooperati-
onsgewinne aus dem Blick. Die Aufsichtsgremien der Fonds- und Pro-
gramme sind in geringerem Maf3 von einer derartig polarisierten Dyna-
mik zwischen Nord und Std beherrscht.

Dartiiber hinaus ist das politische und finanzielle Verhalten vieler Staa-
ten nicht reformforderlich. Es besteht eine Diskrepanz zwischen den in
den Aufsichtsgremien erhobenen Forderungen nach mehr Kohérenz
und Effizienz auf der einen Seite und der Finanzierungspraxis und bila-
teralen Steuerungsversuchen auf der anderen Seite. So leisten viele
Industriestaaten der Fragmentierung des Systems selbst weiter Vor-
schub, auch wenn sie in den Aufsichtsgremien deren Auswirkungen
beklagen. Gleichermafen bestehen aufseiten der Schwellen- und Ent-
wicklungslander Diskrepanzen: die Interpretation technischer Fragen
im Lichte iibergeordneter Weltordnungsfragen behindert die sachad-
dquate Behandlung von Problemen, von deren Behebung alle gleicher-
maflen profitieren konnten. Zudem fokussieren Staaten sehr oft auf ihre
kurzfristigen nationalen Interessen, was einem langfristig angelegten
Umsteuern der Organisationen nicht dienlich ist.

Reformoptionen fiir die zukiinftige Rolle und Organisation des
VN-EZ-Systems

Externe Reformdimension: Rolle der VN-EZ in der EZ-Architektur

Viele der Probleme der VN-Entwicklungszusammenarbeit sind lange
bekannt und es mangelt nicht an Reformvorschlagen. Aktuelle, fun-
dierte und detaillierte Vorstellungen, welche Rolle die Vereinten Natio-
nen in der weltweiten Entwicklungsarchitektur einnehmen sollen, gibt
es allerdings eher wenige. Die hohe ,Input“-Legitimitit des VN-
Systems wird of zum Ausgangspunkt fiir Uberlegungen zur kiinftigen
Rolle der VN-EZ genommen.

Aufgrund ihres universellen Charakters und iiberparteilichen Mandats
kommt den VN eine besondere Rolle im EZ-System zu.
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 Einige Autor(inn)en leiten aus der besonderen Legitimitit der Welt-
organisation die Notwendigkeit der Aufwertung der Rolle der VN ab.
Solche Vorschlage beinhalten etwa, den VN eine koordinierende
Rolle im weltweiten EZ-System zu geben und ihr Durchsetzungsver-
mogen gegeniiber anderen wichtigen EZ-Akteuren wie den interna-
tionalen Finanzinstitutionen oder nationalen Gebern zu verleihen.
Diese Positionen werden von Wissenschaftler(inne)n und Nichtre-
gierungsorganisationen auch aus dem Siiden vertreten.

» Andere Autor(inn)en aus der grolen Legitimitdt der Vereinten Natio-
nen gegenteilige Schliisse. Obwohl auch sie den VN nicht ihre wich-
tige Rolle im Bereich der Normen- und Standardsetzung nehmen
wollen, pladieren sie fiir Rationalisierung der operativen Tdtigkeiten
und eine Beschrdnkung der Rolle der VN auf jene Bereiche, in denen
sie ihre Vorteile am besten ausspielen kann. Diese Forderungen sind
allerdings kein Bestandteil des wissenschaftlichen Diskurses. Viel-
mehr werden sie in internen Papieren und Weillbiichern von Geber-
staaten erhoben. GemiB diesen Uberlegungen sollen sich die VN
z. B. stirker auf Nischenbereiche konzentrieren, in denen sie besser
als andere, als weniger legitim und neutral wahrgenommene Akteure
agieren konnen.

Interne Reformdimension: Organisation des VN-EZ Systems

Der Weltgipfel 2005 und die Arbeit der Hochrangigen Experten-
gruppe fiir systemweite Kohdrenz (HLP) 2006 bildeten einen Kristal-
lisationspunkt fiir Uberlegungen, welche institutionellen Verinderun-
gen zur Verbesserung der Kohédrenz des VN-Systems durchgefiihrt
werden sollten. Viele der 2005/2006 entstandenen Optionenpapiere
stellen die institutionellen Umstrukturierungen in den Vordergrund.
Alle Vorschldge einte dabei das Anliegen, durch eine starkere Zentra-
lisierung die Fragmentierung des Systems zu iberwinden und die
Vielfalt von Organisationen und Funktionen im VN-System stirker
zu rationalisieren.

* Ein prominenter Vorschlag bestand in der Einrichtung von drei inte-
grierten Saulen fiir Entwicklung, Umwelt, und Nothilfe. Wie stark
die Entwicklungssaule dabei integriert sein sollte, variierte. Wahrend
einige empfahlen, alle Organisationen in einer einzigen VN-EZ-
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Organisation aufgehen zu lassen, iiberlegten andere, nur ausgewahlte
Organisationen zu verschmelzen. Auflerdem gab es die Idee einer
eher losen Gruppierung.

* AuBerdem wurden diverse Vorschldge unterbreitet, wie VN-Organi-
sationen vor Ort einheitlicher auftreten konnten. Diese umfassten
etwa vereinheitlichte administrative Verfahren, ein(e)n einzigen VN-
Représentanten oder VN-Reprisentantin, verbesserte Abstimmungs-
verfahren und -gremien, einheitliche Landerprogramme oder einheit-
liche Finanzierungsmechanismen.

Staatenpositionierung beziiglich externer und interner
Reformoptionen

Die Positionierung der untersuchten Staaten hinsichtlich der externen
und internen Reformdimensionen der VN-EZ ist stark durch die Erfah-
rungen der letzten vier Jahre gepridgt. Angestoen vom Bericht der
Expertengruppe verhandelte die Generalversammlung iiber die Reform
der VN-EZ. Entwicklungsldnder waren in der Debatte von vornherein
eher reaktiv und haben die Reformagenda als aufgezwungen und vom
Westen dominiert wahrgenommen. Viele der von den Gebern ent-
wickelten Visionen wurden von Entwicklungslandern mit viel Arg-
wohn und Kritik bedacht. Die Position der G-77/NAM (Non-Aligned
Movement) orientiert sich in den Verhandlungen eher an der Verteidi-
gung des breiten Zustidndigkeitsbereichs der VN und der Bewahrung
des aktuellen Systems. Die Staatenverhandlungen sind momentan vor
allem auf die inkrementelle Verbesserung der operativen EZ-Aktivita-
ten ausgerichtet. Fundamentale Reformvorschlige wie die institutio-
nelle Neugestaltung sind aufgrund der mangelnden Konsensfahigkeit
zurzeit nicht mehr in der Diskussion.

* Aufwertung der Rolle der VN. Keiner der untersuchten westlichen
Staaten mochte die Vereinten Nationen in naher oder ferner Zukunft
zu einem schlagkriftigen Koordinierungsforum fiir andere EZ-
Akteure aufwerten. In den Augen der Entwicklungslander hingegen
sollten die VN eine deutliche Aufwertung im Bereich der Entwick-
lungspolitik erfahren. Diese wiirde erfolgen, wenn die Organisation
zuverldssig mit jenen Mitteln ausgestattet wiirde, die sie fiir die
Erfiillung ihrer breiten Mandate benétigt. Auch sollten die VN ihre
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koordinierende Rolle weitaus starker wahrnehmen, insbesondere in
Bezug auf die internationalen Finanzinstitutionen, aber auch hin-
sichtlich der Welthandelsorganisation.

Fokussierung der VN-EZ. Auch bei der Frage der Konzentration auf
bestimmte Themen besteht ein Konflikt zwischen Industriestaaten
und Entwicklungs- und Schwellenldndern. Wahrend einige westliche
Geber stark fiir eine thematische Fokussierung (etwa fragile Staaten,
Klima) pladieren, bedeutet eine solche Konzentration auf Nischen-
themen aus der Perspektive von Entwicklungs- und Schwellenlén-
dern eine weitere Marginalisierung der VN. Sie wiirde moglicher-
weise Industrieldndern einen willkommenen Vorwand bieten, die
Gelder fiir VN-EZ zu kiirzen.

Der Nord-Siid-Konflikt ist weniger offensichtlich in Bezug auf eine
geeinte Prisenz von VN-Organisationen in Programmldindern. Alle
westlichen Geberstaaten unterstiitzen diese Idee, die in Form der
Delivering as One (DaO)-Initiative in einigen Landern bereits umge-
setzt wird. Lediglich die USA und Japan verhalten sich eher abwar-
tend. Viele kleinere Entwicklungslander stehen der Idee ebenfalls
positiv gegeniiber, da sie sich gesenkte Transaktionskosten erhoffen.
Viele Schwellenldnder, groBfldchige Staaten und ideologisch moti-
vierte Staaten hingegen lehnen die einheitliche Lénderpriasenz fiir
sich ab. Sie sind darum bemiiht, die Etablierung eines solchen
systemiibergreifenden Modells zu verhindern.

* In anderen Reformbereichen — Governance, Finanzierung und Har-
monisierung von Verwaltungsvorschriften — bestehen ebenfalls unter-
schiedliche Positionen zwischen Industriestaaten und Entwicklungs-
und Schwellenlédndern.

Gemeinsame Positionen: Bisherige Ergebnisse und kiinftige Chancen

Der Grundkonflikt zwischen ,,Nord* und ,,Stid*“ schrinkt nach wie vor
die thematischen Koalitionen ein, die zwischen Entwicklungsldndern
und Industriestaaten gebildet werden konnen. Auf Hauptquartierebene
erschweren die fundamental unterschiedlichen Vorstellungen tiber die
Rolle der Vereinten Nationen im Bereich Wirtschaft und Finanzen den
Reformprozess im Bereich der operativen Aktivitdten nachhaltig. Was
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aus westlicher Perspektive oft als ,,Politisierung™ vermeintlich techni-
scher Fragen wahrgenommen wird, ist aus der Perspektive vieler Ent-
wicklungslander die legitime Forderung nach der Stirkung der einzi-
gen multilateralen Organisation, in der sie ihre Interessen gleichbe-
rechtigt artikulieren konnen. Aus dieser Perspektive dienen Reformen
zur Starkung der operativen Aktivititen der VN dazu, die Rolle der VN
(und mithin das Mitspracherecht von Entwicklungs- und Schwellen-
landern) in Wirtschafts- und Finanzfragen weiter einzuschranken. Auch
wenn nicht alle Entwicklungslénder die oft polarisierende Rhetorik der
G-77-Meinungsfiihrer in Bezug auf Sachfragen teilen, garantiert eine
gewisse ,,Linientreue”, dass ihre Interessen in anderen VN-Foren
geschiitzt werden. Zudem sind kleinere Entwicklungslédnder, die von
der Reform der VN-EZ-Aktivititen auf Lénderebene stark profitieren
konnen, nur eingeschriankt in der Lage, ihre Interesse in New Yorker
Gremien zu artikulieren und gegeniiber Schwellenldndern oder radika-
len Verfechtern einer anderen Weltordnung durchzusetzen. Dies liegt
einerseits an Kapazitatsfragen, anderseits an der besonderen Dynamik,
die viele der New Yorker VN-Gremien dominiert.

Die Aussichten fiir eine erfolgreiche fundamentale Restrukturierung
des VN-Systems, wie sie 2005/2006 noch verfochten wurde, sind dem-
nach als gering einzuschétzen. Gleichzeitig besteht viel Potenzial fiir
den eher inkrementellen Reformprozess, der tiber bereits bestehende
Aufsichtsgremien und Mechanismen vorangetrieben werden kann. Seit
2006 haben Industrie- und Entwicklungslénder sich auf eine Reform-
agenda verstdndigen konnen. Bislang konnten drei Resolutionen im
Konsens verabschiedet werden, von denen die letzte vom Juli 2010
bereits weitgehende Reformentscheidungen gefallt hat: Vier frauen-
und genderpolitische Institutionen wurden zu einer neuen Organisa-
tion, UN WOMEN, zusammengelegt, um durch die Biindelung der
Ressourcen und Kapazititen eine groBere Sichtbarkeit und Durchset-
zungsfahigkeit zu erzielen. Auch in anderen Reformbereichen wurden
wichtige Entscheidungen gefillt. Damit ist die Reformagenda aller-
dings noch nicht abgearbeitet. Die DaO-Initiative, bei der die operative
Arbeit des VN-System in einer steigenden Anzahl von Programmlén-
dern mit einem gemeinsamen Programm, einem gemeinsamen Budget-
rahmen, unter einer Leitung und in einem Biiro organisiert wird, bietet
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in den kommenden Monaten eine wichtige Gelegenheit, das VN-EZ-
System von der Landerebene aus umzusteuern. Daraus kénnte mittel-
fristig auch die Moglichkeit fiir fundamentalere Reformschritte
erwachsen.

Schlussfolgerungen fiir die Bundesregierung

Die erfolgreiche Reform der VN-EZ liegt im nationalen Eigeninteresse
Deutschlands. Sie ist erstens unter entwicklungspolitischen Vorzeichen
notwendig. Die VN miissen {iber leistungsfahige EZ-Strukturen verfii-
gen, damit sie wirkungsvoll zur Antwort auf die globalen entwick-
lungspolitischen Herausforderungen beitragen kdnnen, die durch natio-
nale Anstrengungen alleine nicht zu bewiéltigen sind. Sie ist zweitens
notwendig, weil damit die VN mittelbar als Forum der Weltpolitik und
als Grundpfeiler der Global Governance-Architektur gestarkt werden.
Die Vereinten Nationen bleiben auch in Zeiten der G-20 ein unver-
zichtbares Forum zur Konsens- und Entscheidungsfindung fiir drén-
gende globale Herausforderungen. Drittens ist sie ist notwendig, damit
die VN in andern Politikfeldern (Menschenrechte, Friedenssicherung
und -konsolidierung, Mediation) erfolgreich titig sein kénnen.

Die Bundesregierung bekennt sich im Koalitionsvertrag von 2009 zur
Starkung der VN und kiindigt ihren Einsatz fiir eine umfassende
Reform an. Dieser Einsatz sollte sich nicht auf die Reform des Sicher-
heitsrats beschrianken, sondern durch ein starkeres Engagement bei der
VN-EZ und deren Reform zum Ausdruck gebracht werden. Deutsch-
land ist aber momentan in vielen Bereichen eher ein Mitldufer im
Reformprozess, als dass es aktiv dessen Richtung mitbestimmt. Damit
die Reformen der VN-EZ auch von deutscher Seite stirker vorange-
bracht werden, werden folgende Empfehlungen formuliert:

1. Beitrdge steigern, um Gestaltungsspielraum zu erhalten und auszu-
bauen

» Die Bundesregierung will sich fiir stirkere Effektivitat und Effizienz
multilateraler Organisationen einsetzen. Der deutsche Gestaltungsspiel-
raum in den VN wird durch die im internationalen Vergleich sehr
geringe Hohe der freiwilligen deutschen Beitrdge eingeschrankt. Die
Glaubwiirdigkeit und das Gewicht, mit dem Deutschland seine Anlie-
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gen in den EZ-Aufsichtsgremien, aber auch in anderen VN-Foren arti-
kulieren kann, werden durch die relativ geringe Beitragshohe
geschwiacht. Daher ist eine Anhebung der deutschen Leistungen fiir die
VN-EZ auf das vor einigen Jahren iibliche Niveau nétig, mit der Per-
spektive, zusitzliche Mittel fiir Reformprioritdten bereitzustellen. Nur
so kann strategisch der Reformprozess einzelner Organisationen unter-
stiitzt und mehr Einfluss fiir groBere Effektivitat und Effizienz genom-
men werden.

Die Aufteilung zwischen bi- und multilateralen Geldern sollte in der
Regierung und im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages neu
diskutiert und definiert werden. Dies ist nicht nur unter VN-Gesichts-
punkten zu empfehlen. Auch die Umsetzung der aus der Paris- und
Accra-Agenda resultierenden Vorgaben fiir eine starkere Arbeitsteilung
und thematische Konzentration kdnnte von einem starkeren multilate-
ralen Engagement profitieren. Hier ist allerdings einiger politischer
Widerstand zu erwarten, um so mehr, da es nach wie vor an Daten man-
gelt, die gingige Vorurteile gegeniiber multilateraler Entwicklungszu-
sammenarbeit widerlegen konnten.

Zudem ist zu priifen, ob an der Ablehnung der mehrjéhrigen Beitrige
fiir VN-Organisationen weiter festgehalten werden kann. Es gibt keine
haushaltsrechtliche Grundlage, die der Bundesrepublik Deutschland
verbieten wiirde, sich gegeniiber VN-Organisationen freiwillig auf
mehrjdhrige Beitrage festzulegen. Stattdessen ist es eine politische Ent-
scheidung, die die deutsche Forderung nach mehr Effektivitit und Effi-
zienz des VN-System unterminiert. Die Ablehnung, VN-Organisatio-
nen Beitrdge iiber mehrere Jahre zuzusagen, sto3t auerdem auf Unver-
standnis bei den EU-Partnern und anderen gleich gesinnten Gebern und
wirkt sich negativ auf den deutschen Gestaltungsspielraum aus.

. Den Delivering as One-Prozess unterstiitzen, um das Reform-
Momentum zu nutzen

Um die Erfolgsaussichten des DaO-Prozesses zu steigern, sollte die

Bundesregierung weiterhin politische Unterstiitzung gemeinsam mit
EU-Partnern und gleich gesinnten Gebern gewéhren.
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* Dies schlieft konstruktive Unterstiitzung fiir die Einrichtung eines
Mechanismus zur Annahme Gemeinsamer Lénderprogramme
ebenso ein wie gemeinsame unterstiitzende Statements in General-
versammlung, ECOSOC oder den Aufsichtsrdten. Auch der deutsche
Beitrag zum United Nations Common Coordination Fund (UNCCF)
sollte beibehalten werden.

» Solange deutsche Beitrdge an die Kernhaushalte der VN-Organisa-
tionen vergleichsweise gering ausfallen, sollte das Bundesministe-
rium flr wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)
davon absehen, multilaterale Mittel zweckgebunden fiir Landerfonds
zur Verfiigung zu stellen. Mdglicher finanzieller multilateraler Spiel-
raum sollte zur Steigerung der Kernhaushalte genutzt werden.

* Das BMZ sollte priifen, ob bilaterale Mittel fiir die jeweiligen Lan-
derfonds zur Verfiigung gestellt werden kdnnten.

* Wenn sich kleinere Gelegenheiten zur sichtbaren politischen und
finanziellen Unterstiitzung des DaO-Prozesses bieten, sollten diese
genutzt werden.

3. Den DaO-Prozess kritisch begleiten, um die Vorziige des VN-
Systems zu bewahren und zu starken

* Trotz der strategischen Bedeutung und der grundsitzlich positiven
ersten Berichte aus den Pilotlaindern muss der DaO-Prozess kritisch
begleitet werden. Es ist notwendig, zu tiberpriifen, ob die aktuellen
Entwicklungen damit vereinbar sind, wie nach deutschen Vorstellun-
gen die EZ der VN mittel- und langfristig umgestaltet werden soll.

* Die Bundesregierung konnte im Utstein-Kreis einen informellen
Workshop zur kritischen Bestandsaufnahme des Gesamtreformpro-
zesses initiieren. Fiinf Jahre nach dem Weltgipfel, aus dem der
Anstof fiir die derzeitige Reformrunde hervorging, sollte sich die
Utstein-Gruppe/der G-13-Kreis dariiber austauschen, was von den
urspriinglichen Erwartungen umgesetzt wurde, und inwiefern der
inkrementelle Reformprozess konform ist mit den Ideen, die 2005
und 2006 entwickelt worden sind.

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik 13



14

Silke Weinlich

. Proaktive Positionierung zur Finanzierungspraxis, um nicht anderen

das Feld zu iiberlassen

Wie die VN-EZ finanziert wird, ist die Schliisselfrage, aus deren
Beantwortung sich viele Konsequenzen fiir die anderen Reformbe-
reiche ergeben. Der derzeitige fragmentierte, unvorhersehbare und
angebotsorientierte Charakter bedingt zu einem erheblichen Teil jene
Probleme, die durch institutionelle und technisch-administrative Ver-
anderungen behoben werden sollen. Dadurch werden den Erfolgen
dieser Reformbestrebungen enge Grenzen gesetzt.

Die Bundesregierung sollte sich konstruktiv mit anderen Staaten
darum bemiihen, ein Modell zu finden, mit dem die nachhaltige
Finanzierung des EZ-Systems der VN gesichert werden kann.

Bei der Formulierung der eigenen Position in Bezug auf das “Criti-
cal Mass ’-Konzept oder ahnliche Vorschlage sollte nicht die Bewah-
rung der eigenen Finanzierungspraxis gegeniiber den Vereinten
Nationen im Vordergrund stehen.

Es sollte intern eine inhaltliche Diskussion gefiihrt werden, die mit
einer Debatte liber multilaterale EZ generell und ebenso tiber globale
Ordnungspolitik verkniipft werden sollte. Nicht zuletzt geht es bei
der Finanzierung des VN-Systems auch darum, wie die Bundesre-
gierung in Zukunft den Schutz und die Bereitstellung globaler 6ffent-
licher Giiter (Klimastabilitat, Umwelt, Frieden, Gesundheit, Gerech-
tigkeit, Sicherheit) sicherstellen mochte.

Die Diskussion zum Konzept der ,,Kritischen Masse™ wird in ver-
schiedenen Aufsichtsgremien gefiihrt werden, fiir die unterschiedli-
che Ministerien die Federfiihrung haben. Hier ist eine Absprache
zwischen den Ressorts dringend erforderlich. Ein wichtiger Ort
konnten dafiir die Treffen zur Ressortkoordinierung zu VN-Reform-
fragen sein, die regelméBig fortgefiihrt werden sollten.

Die Gruppe der Utstein-Staaten sollte als Diskussionspartner eben-
falls genutzt werden.

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik



Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen

* Aus diesen Diskussionen im Kreis der Gleichgesinnten kdnnte eine
“Group of Friends” in New York entstehen, an der auch interessierte
Schwellenldnder und andere VN-Mitglieder teilnehmen konnten.

5. Das Evaluierungssystem und die Ergebnisorientierung der VN-EZ
starken

* Die Bundesregierung sollte sich dafiir einsetzen, dass das einzufiih-
rende systemweite VN-Evaluierungssystem so aufgestellt sein wird,
dass es seine Tétigkeiten auch ausfilhren kann. Dazu gehort eine
sinnvolle institutionelle Einordnung, aber auch eine angemessene
finanzielle Ausstattung.

Deutschland ist Mitglied im Multilateral Performance Assessment
Network (MOPAN), das jahrliche Untersuchungen ausgewahlter
multilateraler Organisationen anstellt. Das BMZ sollte die eigene
Expertise im Bereich multilateraler Evaluierungen weiter ausbauen
und sich an der Fortentwicklung des MOPAN-Instrumentariums
beteiligen.

6. Neue Reformkoalitionen eingehen, um Reform der VN-EZ
voranzutreiben

Der Schulterschluss zwischen Industriestaaten und einigen Pilotlan-
dern hat in den Aufsichtsgremien zu einer neuen Dynamik gefiihrt.
Auch Deutschland sollte sich an der Koalitionsbildung mit den Pilot-
landern oder anderen kleineren Entwicklungslédndern beteiligen, die
von der Reform des Systems auf Landerebene profitieren werden.

« Fiir eine Koalitionsbildung kommt nicht nur das New Yorker Parkett
in Frage. Auch auf Landerebene, z. B. in bilateralen Konsultationen
mit Regierungen von Entwicklungsldandern, aber auch in Geberrun-
den sollte VN-EZ-Reform stirker zum Thema gemacht werden. Das
Thema konnte auch am Rande der Working Party on Aid Effective-
ness der OECD angesprochen werden. Die in diesem Gremium betei-
ligen Staatenvertreter aus Entwicklungs- und Schwellenlander betei-
ligen sich dort konstruktiv an Wirksamkeitsdiskussionen, die sie teil-
weise in New Yorker Foren ablehnen.
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* Weitere mogliche Koalitionspartner stellen die nicht westlichen
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G-20-Staaten dar, die ihre Rolle in den VN-EZ groftenteils noch
suchen. Einige von ihnen konnten Briickenfunktionen ausiiben, um
den sich perpetuierenden Grundkonflikt in der Generalversammlung
oder im ECOSOC an einigen Stellen zu durchbrechen. Auch dafiir
wire es notig, der VN-Reform innerhalb der Bundesregierung einen
hoheren Stellenwert einzurdaumen und das Thema auch in Foren wie
der G-20 oder im bilateralen Austausch zu thematisieren.
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1 Einleitung

Die Vereinten Nationen befinden sich nahezu seit ihrer Griindung in einem
Zustand kontinuierlichen Wandels. Im Wirtschafts- und Sozialbereich gab
es wenige grof3 angelegte, erfolgreiche Reformvorhaben, dafiir aber inkre-
mentelle Anpassungen an gewandelte politische, 6konomische und soziale
Gegebenheiten. Dies fiihrte u. a. zu einem vielerorts beklagten institutio-
nellen Wildwuchs und zu tberlappenden Aufgabenbereichen der zahlrei-
chen Unter- und Sonderorganisationen und Programme, mit negativen
Konsequenzen fiir Empfénger- wie Geberlidnder. Diesen Problemen wird
vor allem in den letzten beiden Dekaden verstdrkt mit Reformvorschlagen
und Reformen begegnet.

Trotz substanzieller Fortschritte reichen erfolgte Reformschritte, die die
Kohirenz, Koordination und Effizienz des VN-Systems steigern sollen, in
den Augen vieler Beobachter(innen) noch nicht aus, um das System der
Entwicklungszusammenarbeit der VN ausreichend gut aufzustellen und
den globalen entwicklungspolitischen Herausforderungen eine adédquate
Antwort zu bieten. Der Reformdruck ist in der letzten Dekade stark ange-
stiegen. Die sich im Wandel befindliche Geberlandschaft, der steigende
Effizienz- und Effektivitdtsdruck, die zunehmende Zweckbindung von
Beitrigen, die Ubernahme von originir der VN zugedachten Aufgaben
durch andere internationale Organisationen, Herausforderungen wie der
globale Klimawandel und nicht zuletzt die globale Finanz- und Wirt-
schaftskrise zéhlen zu den Phdnomenen, die eine tief greifende Reform der
Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen der Vereinten Nationen noch
dringlicher machen. Der aktuelle Trend zu mehr Arbeitsteilung erfordert
auch vom VN-System ein klareres Profil zu entwickeln, um die eigene
Rolle und den eigenen Mehrwert fiir Partner- wie Geberldnder besser
ersichtlich zu machen.

Als konkrete Reformhindernisse wurden neben institutionellen Beharrungs-
kriften auch die kontrdren Positionen der Lander des Nordens und des
Stidens — d. h. der Industrieldnder und Entwicklungs- und Schwellenldnder —
identifiziert. Obgleich weder die eine noch die andere Akteursgruppe homo-
gen ist, orientieren sich die Mehrzahl der Verhandlungen in den Vereinten
Nationen an dieser Konfliktlinie (Malone / Hagman 2002). Dabei entfaltet
der traditionelle Nord-Siid-Konflikt seine Wirkung in der Organisation
nicht nur durch potenziell im Widerspruch zueinander stehende Politikpra-
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ferenzen der jeweiligen Staatengruppierungen. Beobachter(innen) merken
an, dass zwischenstaatlichen Verhandlungen oftmals durch konfliktver-
schiarfende Dynamiken blockiert werden, die die Interessendivergenzen
instrumentalisieren.

Wie konnen konsensfiahige Reformoptionen fiir die Entwicklungszusam-
menarbeit unter dem Dach der Vereinten Nationen aussehen, und welche
Wege miissten beschritten werden, um die Reformen zum Erfolg zu fiihren?
Um Antworten auf diese Frage zu skizzieren, werden das finanzielle und
politische Verhalten und die Motive und Préferenzen der wichtigsten staat-
lichen Akteure im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten
Nationen untersucht. Einerseits stehen die Staaten des Nordens im Mittel-
punkt, d. h. jene Industrienationen, die gemeinsam flir den Grofteil der
finanziellen Kosten der VN-Entwicklungszusammenarbeit aufkommen.
Diese Gruppe umfasst die 27 Staaten der Europdischen Union (EU), die
sich in Bezug auf Wirtschafts- und Sozialfragen in der Regel gut abstim-
men. Auch Nicht-EU-Mitglieder wie die Schweiz und Norwegen gehdren
dazu und vertreten oft verwandte Positionen, dhnlich wie Kanada, Austra-
lien und Neuseeland. Die USA und Japan sind ebenfalls Teil der Gruppe der
Industrieldnder, vertreten aber oft eigenstdndige Positionen. Andererseits
werden die Positionen der Gruppe der Entwicklungs- und Schwellenlander
untersucht, die eine deutlich hohere Anzahl von Staaten umfasst. Die
Gruppe der 77 (G-77), in der sich die Entwicklungsldnder in den VN
zusammengeschlossen haben um ihre wirtschaftlichen und sozialen
Belange besser vertreten zu konnen, hat mittlerweile 130 Mitglieder. China
ist mit den G-77 assoziiert, ebenso wie mit der Bewegung der blockfreien
Staaten (NAM), die als politische Interessensvertretung mittlerweile 113
Staaten umfasst. Es besteht eine starke Uberschneidung in der Mitglied-
schaft von G-77 und NAM.

Zwei Reformdimensionen stehen im Mittelpunkt der Analyse:

1. Erstens wird in der Studie analysiert, welche Positionen Staaten in
Bezug auf die externe Reformdimension einnehmen, das heif3t hin-
sichtlich der Stellung und gewiinschten Rolle der Vereinten Nationen
innerhalb der globalen Entwicklungsarchitektur. Dies beinhaltet bei-
spielsweise Vorstellungen iiber eine globale Arbeitsteilung zwischen
EU, Weltbank und VN-Organisationen. Letztendlich geht es hier auch
um die Frage, welche Facetten des bisher eher amorphen Profils der
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Vereinten Nationen gestirkt, und welche gegebenenfalls aufgegeben
werden sollen.

2. Zweitens beleuchtet die Studie, wie sich Staaten in Bezug auf diejeni-
gen Reforminitiativen positionieren, die auf die Kohédrenz und Abléufe
innerhalb des VN-Systems abzielen, was im Folgenden als interne
Reformdimension verstanden wird. Hier steht der aktuell laufende
Reformprozess im Mittelpunkt, der durch den 2006 veréffentlichten
Bericht der ,,Hochrangigen Expertengruppe fiir Kohdrenz des Systems
der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Entwicklung, der humani-
taren Hilfe und der Umwelt™ (im Folgenden: Hochrangige Experten-
gruppe) eine Intensivierung erfahren hat.

Die Studie ist folgendermafBlen aufgebaut. Kapitel zwei gibt eine kurze Ein-
fihrung in die aktuellen Probleme und den Reformbedarf des VN-EZ-
Systems. Kapitel drei begriindet die Auswahl der wichtigsten Akteure aus
der Gruppe der westlichen Staaten und der Entwicklungslidnder und erlau-
tert deren VN-Profil auf der Basis ihres finanziellen und politischen Enga-
gements. Kapitel vier gibt einen Uberblick iiber die aktuellen Reformdis-
kussionen und -prozesse beziiglich der externen und internen Reformdi-
mension des VN-EZ-Systems. Kapitel fiinf beleuchtet auf der Basis von
offiziellen Dokumenten, Interviews mit Entscheidungstrager(inne)n und
Prozessbeteiligten die Positionen der jeweiligen Lander/Landergruppen zu
aktuellen Reformoptionen. In Kapitel sechs werden diese Befunde disku-
tiert und Chancen und Mdglichkeiten fiir gemeinsame Positionen in Bezug
auf weiterreichende Reformoptionen erdrtert. Kapitel sieben enthélt
abschlieBend Schlussfolgerungen fiir die Bundesregierung.

2 Charakteristika und Probleme der EZ der VN:
Stand der Diskussion

2.1  Grundziige des EZ-Systems der VN

Die Vereinten Nationen sind ein besonderer Akteur in der multilateralen Ent-
wicklungspolitik. Thnen werden eine Reihe von einzigartigen Qualitdten
zugeschrieben: Durch ihre universelle Mitgliedschaft, ihr breites Mandat und
ihre Reputation als neutraler Akteur ist die Weltorganisation mit einer beson-
deren Legitimitdt und Glaubwiirdigkeit ausgestattet. Entwicklungslédnder und

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik 19



Silke Weinlich

Industrienationen kdnnen formal gleichberechtigt ihre Anliegen artikulieren.
Das macht die VN zu einem globalen Forum, in dem Ideen entwickelt, aus-
getauscht, getestet und in weltweit giiltige Normen und Standards iibersetzt
werden konnen. Als pragnantes Beispiel fiir von den VN gesetzte Normen
und Standards gelten die Millenniumserkldrung und die daraus abgeleiteten
Millenniumsentwicklungsziele, die Beschliisse der Weltkonferenzen fiir
nachhaltige Entwicklung (2002) und fir Entwicklungsfinanzierung (2002,
2008), aber auch Normen im Bereich des Menschen- und Arbeitsrechts oder
der Geschlechtergerechtigkeit. Dem VN-System wird eine herausragende
Bedeutung fiir Etablierung und Akzeptanz universeller Menschenrechtsnor-
men zugeschrieben (Jolly / Emmerij / Weiss 2009).

Die VN-Organisationen decken ein breites operatives Aufgabenspektrum
ab. Thr Hauptauftrag liegt in der beratenden Unterstiitzung von Regierun-
gen beim Aufbau einheimischer Kapazititen. Sie engagieren sich auch dar-
iiber hinaus entlang thematischer Schwerpunkte (z. B. HIV / Aids, repro-
duktive Gesundheit) oder bestimmter Zielgruppen (z. B. Kinder, Fliicht-
linge) mit vielféltigen Aktivitdten. In den letzten Jahrzehnten hat die
Bedeutung von Menschenrechten, guter Regierungsfiihrung oder Umwelt-
standards stark zugenommen. Auch an Schnittstellen zum Kernbereich der
Entwicklungszusammenarbeit — wie z. B. bei der Anpassung an den globa-
len Klimawandel oder in der Friedenskonsolidierung — sind die Vereinten
Nationen aktiv. Als ein bevorzugter Partner fiir Entwicklungsldnder mit
nahezu weltweiter Prasenz konnen sie sich in sensiblen Politikfeldern und
in ,,schwierigen* Léndern engagieren. Die Unterstiitzung durch die VN-
Organisationen erfolgt ohne Konditionalitdten. Als Trumpf des VN-
Systems gilt dariiber hinaus die enge Abstimmung mit den Partnerlédndern.

Neben ihrer Funktion als Forum, Norm- und Standardsetzer und operati-
vem Akteur sammeln, systematisieren und analysieren die VN Informatio-
nen und Wissen zu entwicklungspolitischen Fragen. Nicht zuletzt auf die-
ser Basis begleiten sie priifend die Umsetzung der global vereinbarten Nor-
men und Standards und werben fiir deren Einhaltung. Dartiber hinaus bean-
spruchen die VN die Rolle als Anwalt fiir die Interessen der Armsten der
Armen und anderer benachteiligter Gruppen. Dies tun sie nicht zuletzt
durch inhaltlich-konzeptionelle Beitrdge zu globalen entwicklungspoliti-
schen Diskursen, die um Alternativkonzepte bereichert werden. Zu den pro-
minenteren Beispielen zéhlen die Studie des Kinderhilfswerks ,,Anpassung
mit Menschlichem Gesicht®, die Arbeit des Entwicklungsfonds fiir die Frau
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zu Gender Economics, die Studien der Internationalen Arbeitsorganisation
zu den sozialen Auswirkungen der Globalisierung, und nicht zuletzt die
Berichte zur Menschlichen Entwicklung des Entwicklungsprogramms
(Jolly et al. 2004; Jolly / Emmerij / Weiss 2009).

Man konnte argumentieren, dass diese Vielfalt von Tatigkeiten und die
Breite des Aufgabenspektrums eine komplexe Organisationsstruktur erfor-
dern. Diese Vorgabe erfiillen die Vereinten Nationen iiber alle Mafle. Auch
wenn rund zwei Drittel der Ausgaben fiir operative Tatigkeiten von allein
fiinf Organisationen getétigt werden, sind insgesamt 33 Organisationen Mit-
glied in der United Nations Development Group (UNDG), dem Koordinie-
rungsforum fiir im EZ-Bereich titige VN-Akteure. Zu den wichtigsten und
bekanntesten Fonds und -Programmen zéhlen das VN-Entwicklungspro-
gramm UNDP, der VN-Bevolkerungsfonds UNFPA, das VN-Kinderhilfs-
werk UNICEF und das VN-Welterndhrungsprogramm WFP. Fonds und Pro-
gramme sind, juristisch betrachtet, Nebenorgane der Generalversammlung
und werden von der Generalversammlung durch die Wahl von zwischen-
staatlichen Exekutivriten gesteuert, in denen Mitgliedsstaaten nach dem
iiblichen Regionalproporz vertreten sind.! Thre Hauptaufgabe liegt in der
operativen Durchfiihrung von entwicklungspolitischen Vorhaben, wenn-
gleich viele mittlerweile auch normative Aufgaben iibernommen haben.?

Entwicklungspolitisch wichtige Sonderorganisationen sind etwa die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO), die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation (Food and Agriculture Organization — FAO) oder die Internationale
Arbeitsorganisation (ILO). Die Weltbankgruppe besitzt einen Sonderstatus.
Sie ist Mitglied des VN-Systems, besitzt aber eigenstindige Governance-

1 Fonds und Programme sind keine internationalen Organisationen im eigentlichen Sinne, da
sie formal der Generalversammlung unterstellt sind. Der besseren Lesbarkeit halber wird
im Folgenden der Uberbegriff VN-Organisationen aber sowohl fiir Fonds und Programme
als auch fiir Sonderorganisationen verwendet.

2 Der Begriff normativ steht hier und im Folgenden fiir Funktionen, die mit der Erarbeitung
von Normen, Regeln und Standards zusammenhingen, die fiir alle VN-Mitglieder giiltig
sind.
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und Finanzierungsarrangements, die sich von denen der VN-EZ-
Hauptakteure unterscheiden.? Die insgesamt fiinfzehn VN-Sonderorganisa-
tionen sind dem VN-System zugeordnete, ansonsten aber eigenstidndige
internationale Organisationen. Sie haben eine eigene Mitgliedschaft,
eigene Aufsichtsstrukturen und erheben Pflichtbeitridge. Im Gegensatz zu
Fonds und Programmen sind sie nicht an Weisungen der Generalver-
sammlung gebunden. Urspriinglich lagen die Hauptaufgaben der Sonder-
organisationen — abgesehen von jenen der Weltbankgruppe — bei Analy-
setdtigkeiten und Norm- und Standardsetzung. Allerdings haben viele ihr
Tatigkeitsspektrum um operative Aktivitdten erweitert. Die Griindung der
Sonderorganisationen basierte auf funktionalistischen Pramissen. In der
WHO sollten Gesundheitsexperten kooperieren, in der FAO sollten Land-
wirtschaftsexperten zusammenarbeiten. Daher arbeiten viele Sonderorga-
nisationen anders als die Fonds und Programme weiterhin sektor- und
nicht landerbezogen.

Auch zwischenstaatliche Gremien nehmen sich normativer Fragen sozia-
ler und wirtschaftlicher Entwicklung an: Die Generalversammlung ist
Forum fiir globale Aushandlungsprozesse und iibt, wie auch der Wirt-
schafts- und Sozialrat (ECOSOC), Aufsichtspflicht und formale Koordi-
nierungsaufgaben fiir die der VN-Familie zugehdrigen Organisationen
aus. Dem ECOSOC zugeordnet erarbeiten regionale und Fachkommissio-
nen Studien zu entwicklungspolitischen Fragestellungen. Menschen-
rechtsrat und Friedenskonsolidierungskommission haben zwar kein
hauptsichlich entwicklungspolitisches Mandat, allerdings bestehen Uber-
lappungen mit entwicklungspolitischen Fragestellungen.

Die Hauptabteilung fiir Okonomische und Soziale Angelegenheiten
(DESA) im VN-Sekretariat unterstiitzt die Arbeit der zwischenstaatlichen
Gremien nicht nur administrativ, sondern ist auch fiir die inhaltliche Zuar-
beitung zustindig. Damit hat die Abteilung z. B. auch die Verantwortung
fiir die inhaltliche Nachbereitung der Weltkonferenzen. Dariiber hinaus
leistet sie technische Hilfe.

3 Die Weltbankgruppe wird in dieser Studie nur am Rande betrachtet. Auch wenn Untersu-
chungen tiber Reformoptionen beziiglich der zukiinftigen Rolle der VN-EZ die Aktivititen
der Weltbank in den Blick nehmen miissen, richtet sich die interne Reformdebatte des VN-
System stark am Aufbau, der Finanzierung und den Steuerungsgremien des VN-EZ-
Systems aus. Hier nimmt die Weltbank eine Sonderrolle ein.
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Abbildung 1: Institutionelle Struktur des EZ-Systems der Vereinten Nationen
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Die operative Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen der VN finanziert
sich vor allem iiber freiwillige Beitrdge. Im Jahr 2008 gab das VN-System
insgesamt 18,6 Mrd. US$ fiir operative Tétigkeiten, d. h. fiir Entwick-
lungszusammenarbeit und humanitire Hilfe, aus (United Nations Secreta-
riat 2010, 2). Das entspricht ungeféhr einem Anteil von 15 % an der welt-
weiten Official Development Assistance (ODA) (2008: 122,3 Mrd. USS).
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Der EZ-Anteil belief sich dabei auf rund 63 % der Gesamtsumme, also
auf ungefdahr 11,7 Mrd. USS. (United Nations 2010: 25). Zwischen 1993
und 2008 sind die VN-Gesamtbeitrdage fiir operative Aktivitdten jahrlich
um rund 5 % gestiegen. Diese Steigerungsrate ist deutlich hoher als der
jéhrliche Anstieg der weltweiten Gesamt-ODA, die durchschnittlich um
1,5 % pro Jahr im gleichen Zeitraum zugenommen hat (ohne Entschul-
dung) (UN Secretariat 2010, 6).

Der Grofteil der Mittel an das VN-System ist staatlichen Ursprungs und
wird von westlichen Gebern beigetragen. Die Mitglieder des OECD/DAC
kamen 2008 fiir 62 % der Zuwendungen fiir operative Tatigkeiten (insge-
samt 22,2 Mrd. USS$) auf. Die Beitridge von Nicht-OECD/DAC Léndern
machten im gleichen Zeitraum 12 % dieser Gesamtsumme aus. Andere
Akteure, wie der Globale Fond, Nichtregierungsorganisationen, Entwick-
lungsbanken oder der Privatsektor, trugen 26 % bei. Herausragend war
dabei der Beitrag der Europdischen Union, der immerhin sieben Prozent
der Gesamtsumme umfasste (UN 2010a, 13).

Mehr als 50 % der Ausgaben fiir entwicklungspolitische operative Aus-
gaben des VN-Systems flossen im Jahr 2008 in “Least Developed Coun-
tries” (LDCs). Der geografische Schwerpunkt war dabei Afrika (UN
2010, 33). Gemessen am Verhéltnis der Ausgaben fiir operative Aktivité-
ten zum Bruttonationaleinkommen waren VN-Organisationen am wich-
tigsten in Lidndern wie Liberia, Burundi, Afghanistan, Guinea-Bissau,
oder der Demokratischen Republik Kongo. Thre Ausgaben lagen dort im
Umfang zwischen rund 6 und 24 % des jeweiligen Bruttonationalein-
kommens. Gemessen an der absoluten Hohe der Mittel waren der Sudan,
Afghanistan, die Paléstinensischen Gebiete, die Demokratische Republik
Kongo und Athiopien Schwerpunktlinder (UN 2010a, 35-36).

Das breite Téatigkeitsspektrum, die universelle Mitgliedschaft und die
liberaus komplexe Organisationsstruktur zeichnen die Vereinten Nationen
einerseits aus. Diese Merkmale kdnnen aber andererseits unter Effektivi-
tits- und Effizienzblickpunkten die grofite Angriffsflache bilden. Die fol-
genden Abschnitte benennen die wichtigsten Probleme und den Reform-
bedarf, die sich a) in Bezug auf die Rolle der VN in der globalen Ent-
wicklungsarchitektur und b) in Bezug auf die VN-interne Entwicklungs-
politik identifizieren lassen.
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2.2 Probleme und Reformbedarf der VN-EZ

2.2.1 Externe Reformdimension: Rolle der VN in der
globalen EZ-Architektur

Die globale Architektur der Entwicklungszusammenarbeit ist duflerst kom-
plex. Seit einigen Jahren befindet sie sich zudem im Umbruch. Zu beob-
achten sind eine immer grof3er werdende Anzahl staatlicher und nicht staat-
licher Akteure und eine Ausdifferenzierung von Finanzierungskanélen
(Grimm et al. 2009; Messner / Faust 2009). Geber- und Empfangerlander
konnen zwischen einer groflen Anzahl moglicher Entwicklungspartner
wihlen, so dass VN-Akteure stirker als bisher nachweisen miissen, dass sie
relevante Leistungen effektiv und effizient erbringen konnen. Parallel und
als Reaktion auf die wachsende Anzahl und Vielfalt von Akteuren hat sich
die Art und Weise, wie Entwicklungszusammenarbeit organisiert und
durchgefiihrt wird, verdndert. Die Paris-Erklarung zur Wirksamkeit der
Entwicklungszusammenarbeit und die darauf aufbauende Accra-Aktions-
agenda enthalten fiir Geber und Partnerlédnder verbindliche Verpflichtungen
zu mehr Eigenverantwortung, Partnerausrichtung, Harmonisierung, ergeb-
nisorientiertem Management und gegenseitiger Rechenschaftspflicht. Neue
Finanzierungsmodalititen wie Budgethilfe und Sektorprogrammfinanzie-
rung tragen diesen Prinzipien verstarkt Rechnung und beginnen, kleintei-
lige Projektfinanzierung abzuldsen. Der Ruf nach mehr Effizienz und
Effektivitat und der generelle Trend zu mehr Arbeitsteilung und Abspra-
chen zwischen den Gebern macht die Herausbildung klarerer Geberprofile
erforderlich, die auf den komparativen Vorteilen der jeweiligen Akteure
basieren sollten (Burall / Maxwell 2006; Ashoff 2010). Auch dies hat Kon-
sequenzen fiir die entwicklungspolitische Arbeit der VN-Organisationen.

Einige der Vorziige der VN haben auch unter diesen neuen Vorzeichen
Bestand. Dies gilt etwa fiir die Fahigkeit, auf breiter Basis Staaten, interna-
tionale Organisationen und zivilgesellschaftliche Akteure zusammenzuru-
fen, wie bei den Weltkonferenzen in den 1990er Jahren unter Beweis
gestellt. Ebenso bleiben die VN die einzige Organisation, in der weltweit
giiltige Normen und Standards beschlossen werden konnen. Bei der Uber-
wachung und Fiirsprache zur Einhaltung solcher Normen und Standards
kommt vielen VN-Organisationen eine besondere Rolle zu, nicht zuletzt auf-
grund ihrer universellen Mitgliedschaft und der wahrgenommenen Neutrali-
tit und Legitimitdt. Vor allem im Bereich operativer entwicklungspoliti-
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schen Aktivitdten sehen sich VN-Akteure allerdings zunehmend im Wettbe-
werb mit anderen staatlichen und nicht staatlichen Entwicklungsakteuren.

Dabei sind insbesondere folgende Herausforderungen bedeutsam: Erstens
ist das entwicklungspolitische Profil des VN-System nach wie vor ver-
schwommen, zweitens dringen andere Akteure in Kernbereiche der ent-
wicklungspolitischen Tatigkeiten der VN vor, drittens wirft der Trend zu
neuen Finanzierungsmodalititen wie Budgethilfe Fragen nach dem Nutzen
der Beteiligung von VN-Akteuren auf.

Verschwommenes Profil

Trotz vielféltiger Bemithungen besitzt das entwicklungspolitische Profil
des VN-Systems weiterhin keine ausreichend klaren Konturen. VN-Orga-
nisationen erkennen die Notwendigkeit einer stdrkeren strategischen
Arbeitsteilung und Spezialisierung an. Sie waren auf der Konferenz zur
Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit in Accra 2008 stark vertre-
ten und unternehmen Schritte zur Umsetzung der Paris-Erkldrung (UNDG
2008b; Vatterodt 2007b; OECD 2009a, 78-82). In der Regel verfassen VN-
Organisationen mehrjéhrige Strategiepléne, die thematische Schwerpunkte
fiir ihre Arbeit vorgeben und von den Aufsichtsgremien verabschiedet wer-
den. Auf Landerebene sind alle Organisationen gehalten, bei der Formulie-
rung von Lénderstrategiepapieren wie den United Nations Development
Assistance Frameworks (UNDAFs) die komparativen Vorteile ihrer Bei-
trage auf Basis der eigenen Expertise herauszuarbeiten. Sie sollen ihre
Bemiihungen auf solche Gebiete konzentrieren, in denen sie am meisten
bewirken konnen, und dabei Doppelungen vermeiden und auf Synergien
hinarbeiten (UNDG 2010a: 5, 11).

Ungeachtet dieser Bemiihungen steht eine systemiibergreifende klare
Schwerpunktsetzung noch aus. Diese wiirde bedeuten, dass sich VN-
Akteure auf diejenigen Bereiche konzentrieren, in denen sie bessere Dien-
ste als andere Akteure anbieten konnen und sich aus anderen Bereichen
zurlickzogen. Die meisten VN-Organisationen verfiigen iiber ein globales
Mandat, was eine stirkere geografische Konzentration unangemessen
macht. Obwohl beispielsweise die als VN-Trumpfkarte identifizierten
Capacity Building-Aktivititen von UNDP und anderen geleistet werden,
engagieren sich diese Organisationen auch auf ganz anderen Gebieten und
werben vor Ort oft kleinteilige Projektmittel ein. Dies ist nicht nur den
Organisationen selbst anzulasten, denen es schwer fillt, einmal etablierte
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Tatigkeitsfelder womdglich zu Gunsten einer anderen Organisation abzu-
geben, oder Anfragen fiir die Durchfiihrung von Projekten abzulehnen. Die
Mitgliedsstaaten tragen dafiir die Hauptverantwortung. Sie haben dem VN-
System immer weitere neue Aufgaben iibertragen; sie setzen durch ein
nominales Nullwachstum bei den reguldren Haushalten der Sonderorgani-
sationen bei gleichzeitigem Angebot aullerbudgetirer Finanzierungen
Anreize fir eine Diversifizierung der Aktivitdten; sie nutzen die VN ver-
starkt nach der Logik einer Durchfiihrungsorganisation.

Konkurrenz durch andere Akteure

Die lange Zeit privilegierte Rolle der VN im EZ-System wird durch andere
Akteure herausgefordert, die Aufgaben iibernechmen, welche bisher dem
VN-Kerngebiet zugerechnet wurden. Oft lassen diese sich leichter von
Gebern kontrollieren. Dadurch laufen die Vereinten Nationen Gefahr, mar-
ginalisiert zu werden. Urspriinglich war z. B. eine komplementére Arbeits-
teilung zwischen den internationalen Finanzinstitutionen und dem VN-
System vorgesehen. Nun aber iiberschneiden sich die Tatigkeitsgebiete
zunehmend. Die Weltbanktochter IDA vergibt vermehrt Zuschiisse anstelle
von Darlehen, engagiert sich in Transitionsprozessen und unternimmt
Capacity Building-Aktivititen. Die EU ist ebenfalls in verwandten Berei-
chen titig. Ahnliche Beispiele lassen sich auch in Bezug auf die Forums-
funktion der VN finden. Der OECD-Entwicklungsausschuss hat sich zum
wichtigsten Geberforum herausgebildet. Auch wenn die exklusive Mit-
gliedschaft seine Legitimitit und Akzeptanz begrenzt, beeinflusst seine
Arbeit Entwicklungskonzepte und -praxis weltweit. Mit der Einrichtung
des globalen Entwicklungsforums fiir den Dialog zwischen allen entwick-
lungspolitischen Stakeholdern und durch die Einbeziehung von Empfan-
gerldndern in den Aid Effectiveness-Arbeitskreis dringt die OECD durchaus
auf VN-Kerngebiet vor (Fues 2010b).

Herausforderung durch neue Finanzierungsmodalitdten

Nicht zuletzt wird die Rolle der Vereinten Nationen in der internationalen
EZ-Architektur durch neue Finanzierungsformen wie Budgethilfe, Sektor-
programme oder Korbfinanzierungen infrage gestellt. Solche Finanzie-
rungsformen nehmen an Bedeutung fiir Empfanger- und Geberldnder zu.
Gleichzeitig ist noch ungeklért, inwiefern sich VN-Organisationen daran
beteiligen konnen und sollen. VN-Organisationen verfiigen meist nicht
iber nennenswerte Finanzkraft, zudem stellt sich die Frage nach dem
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Mehrwert gegeniiber direkter, ohne aufgeschlagene VN-Verwaltungskosten
vergebener Budgethilfe. Auch konnte die besondere Neutralitdt der VN-
Organisationen darunter leiden, dass Budgethilfe und Sektorprogramme
gef. an Konditionen gebundene werden (Scanteam 2005). Zahlreiche Lén-
der verwehrten Organisationen wie UNDP eine Mitwirkung am Manage-
ment der Budgethilfe, wenn sie sich nicht auch finanziell — und sei es mit
einem symbolischen Betrag — beteiligen. Der UNDP/UNFPA-Aufsichtsrat
hat 2008 darauf reagiert und beiden Organisationen unter bestimmten
Bedingungen die finanzielle Beteiligung an Sektor-Budgethilfe und von der
Regierung verwalteten Pooled Fonds ermoglicht. Allerdings soll der tech-
nischen Unterstlitzung — etwa durch Regierungsberatung — der Vorzug
gegeben werden (UNDP 2009b; UNDG 2009¢).

2.2.2 Interne Reformdimension:
Organisation des VN-EZ-Systems

Bereits 1964 bezeichnete der langjéhrige VN-Kenner Robert Jackson in
seinem zweibdndigen Bericht zur Reform des VN-Systems dasselbige als
unregierbares, prahistorisches Monster (zitiert nach Weiss 2009, 73). Damit
trug er der extremen Fragmentierung Rechnung, die als eine der Hauptur-
sachen fiir die Kohérenz-, Effizienz- und Effektivititsprobleme der VN-
Entwicklungspolitik gilt. Insbesondere seit Ende der 1990er Jahre wurden
vielfiltige Reformversuche unternommen, um die Kohdrenz des VN-
Systems zu stirken (Jenks et al. 2005). Gerade auf der Landerebene zeiti-
gen diese auch Erfolge (Vatterodt 2007b; UNDG 2009¢). Besonders her-
vorzuheben sind die seit 2007 laufenden Delivering As One-Reformvorha-
ben. Allerdings verbleiben weiterhin Herausforderungen und Reformbedarf
in Bezug auf die Fragmentierung des VN-Systems, dessen Finanzierung,
den Governance-Strukturen und dem Nachweis von Effektivitit und Effi-
zienz der entwicklungspolitischen Aktivitdten.

Fragmentierung der VN-Institutionenlandschaft

Die Fragmentierung des EZ-Systems spiegelt sich auch in der VN-Insti-
tutionenlandschaft wider. Herrschten in den 1960er Jahren noch relativ
klare Verhiltnisse durch eine allgemein akzeptierte Arbeitsteilung zwi-
schen UNDP als zentraler Programmierungs-, Finanzierungs- und Koor-
dinierungsinstanz fiir VN-Entwicklungsaktivititen einerseits und den
Sonderorganisationen als Durchfiihrungsorganisationen anderseits,
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anderte sich dies bald. Die Zahl der Fonds und Programme nahm zu, da
die Mitgliedsstaaten fiir neue Themen individuelle Organisationen griin-
deten — nicht selten auch als ,,Preis, den die Industrieldnder fiir Konsens
in normativen Fragen bereitwillig zahlten. Diese Organisationen entwik-
kelten oftmals ein Eigenleben und expandierten. Da sie mit eher knappen
Ressourcen kampften, orientierten sie sich an verwandten oder neuen
Themen, fiir die Geber zweckgebundene Mittel zur Verfiigung stellten
(Stokke 2009). Als Resultat besteht nun eine komplexe und fragmentierte
Institutionenlandschaft, in der auch Uberlappungen und Doppelungen in
den Tétigkeitsbereichen und Mandaten der Organisationen existieren. An
der operativen Arbeit der VN sind 36 Organisationen beteiligt, allerdings
bestehen bedeutende GroBenunterschiede, wie in Abbildung 2 deutlich
wird. 2008 flossen rund zwei Drittel der Gesamtsumme fiir entwick-
lungspolitische Aktivitdten an lediglich drei Organisationen — UNDP
(37 %), UNICEF (18 %) und WHO (11%).

Abbildung 2: Aufteilung der Gelder fiir entwicklungspolitische Aktivititen
an VN-Organisationen (2008: 13,6 Mrd. US$)

UNICEF 18%

WHO 11%

FAO 7%

UNDP |
37%

. UNADS 2%
- FAD 2%
Andere 9%

Quelle: UN (2010a, 29)
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Zusammen mit sieben weiteren Organisationen erhielten sie rund
91 % der Gesamtbeitrage; die restlichen 9 % verteilten sich auf 26 weitere
Organisationen.*

Positiv gewendet bedeutet die Fragmentierung des VN-EZ-Systems, dass
Partner- wie Geberlédnder aus einer grole Auswahl an VN-EZ-Produkten
wihlen konnen. Allerdings gibt es auch viele negative Konsequenzen. Die
unklare Arbeitsteilung innerhalb des VN-Systems belastet in vielen Féllen
die Beziechungen zwischen den Organisationen und iibersetzt sich in Riva-
litdten und Wettbewerb um knappe Ressourcen. Vor Ort prasentiert sich das
VN-System héufig mit einer groen Anzahl von finanzschwachen Akteu-
ren, deren Angebot sich teilweise nur geringfiigig unterscheidet. In der
Folge kommt es zu unzureichender Abstimmung und Kooperation. Priori-
titensetzung und die Herausarbeitung komparativer Vorteile werden
erschwert, und mogliche Koordinierungserfordernisse oder Synergieeffekte
werden nicht ausreichend wahrgenommen. Womdglich stehen gar Strate-
gien, Programme oder Projekte einzelner Organisationen in Konkurrenz
oder Widerspruch zueinander.

Mit gezielten Reformen seit Ende der 1990er Jahre wurden Verbesserungen
in der Abstimmung auf Landerebene erreicht. VN-Akteure ordnen etwa in
gemeinsamen UNDAFs ihre Beitrage in eine mit der jeweiligen Regierung
vereinbarte Gesamtstrategie ein. Auch auf der Systemebene wurden Koor-
dinierungsgremien wie das Chief Executives Board for Coordination (CEB)
oder die United Nations Development Group (UNDG) eingerichtet und
gestirkt. In diesen Gremien kommen die Leiter der relevanten VN-Organi-
sationen zusammen und stimmen systemrelevante Politik ab (OECD
2009a, 96-100; Fues 2010a). Die Reformen sind aber noch lange nicht
abgeschlossen. Die Delivering as One-Initiative verdeutlicht den Harmoni-
sierungsbedarf in Bezug auf das Berichts-, Personal- oder Beschaffungs-
wesen oder Programmierungs- und Evaluierungsinstrumente (UNDG
2009a; UNDG 2008a; Vatterodt 2007b).

4 Nimmt man die Gesamtbeitréige fiir operative VN-Titigkeiten als Basis, so erhielt das WFP
2008 einen dhnlich grofien Anteil wie UNDP (United Nations 2010a, 14). Seit 2010 weisen
die VN in ihrem jdhrlichen Statistikbericht iiber die operativen Aufgaben die Beitrige und
Ausgaben fiir entwicklungsbezogene Aktivititen gesondert aus. Datiir werden die Beitrige
fiir humanitére Zwecke von der Gesamtsumme abgezogen (27 % aller UNICEF-Beitrdge und
100 % aller Beitrdge an das Welterndhrungsprogramm, UNHCR, UNRWA und OCHA —
Office for the Coordination of Humanitarian Affairs) (UN 2010a, FN 1).
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Kasten 1: Reforminitiative “Delivering as One”

2005 wurde der damalige VN-Generalsekretdr Annan beauftragt, Vorschlédge fiir eine
Reform der operativen VN-Titigkeiten zu erarbeiten. Das darauthin eingesetzte
“High-level Panel on UN System-wide Coherence” (HLP) unterbreitete 2006
Vorschldge zur Harmonisierung und verbesserten Koordinierung im Bereich
Entwicklung, Nothilfe und Umwelt. Ein Hauptvorschlag fiir die EZ bestand darin, die
VN sollten als Einheit auftreten — Deliver as One (DaO).

Mit dem Ziel verbesserter Kohérenz und Effizienz sollen alle VN-Organisationen vor
Ort mit einem Gemeinsamen Lénderprogramm, einem gemeinsamen Haushaltsplan
und einem gemeinsamen Biiro unter einem gemeinsamen Leiter operieren. Das
Gemeinsame Programm geht {iber den mittlerweile etablierten gemeinsamen Pro-
grammierungsrahmen UNDAF hinaus und soll sicherstellen, dass alle Aktivitdten der
vor Ort titigen VN-Organisationen Teil eines kohdrenten Ganzen sind. Die unter dem
Stichwort ein Leiter zusammengefassten Empfehlungen zielen darauf ab, die
Autoritét des Resident Coordinators umfassend zu stirken. Der gemeinsame Budge-
trahmen soll sicherstellen, dass der Mitteleinsatz des VN-Systems in einem
Empfingerland transparent wird; durch ein Biiro soll durch die Nutzung gemeinsamer
Infrastruktur Kosten gespart werden. Fiir die meisten DaO-Lander wurde auflerdem
ein zusitzlicher One UN Fonds eingerichtet, aus dem finanzielle Liicken fiir die
Finanzierung der Gemeinsamen Lénderprogramme geschlossen werden sollen.

Seit 2007 sind Pakistan, Mosambik, Tansania, Ruanda, Uruguay, Kapverdische
Inseln, Albanien und Vietnam offizielle Pilotlander. Mittlerweile gibt es mehr als zehn
weitere Lander, die eigenstidndig begonnen haben, den Prinzipien zu folgen (soge-
nannte Selfstarter), und zahlreiche potenzielle Interessenten.

Bisherige Auswertungen der Pilotversuche sind tiberwiegend positiv. VN-Organi-
sationen arbeiten besser zusammen und konnen flexibler auf nationale Priorititen
reagieren. Dadurch wichst die Eigenverantwortung der Entwicklungslander, gle-
ichzeitig sinken die Transaktionskosten fiir die Regierungen, auch wenn fiir VN-
Akteure zundchst der Aufwand ansteigt. Durch Anpassungen im Beschaffungswe-
sen und bei anderen Geschéftspraktiken konnten zudem Einsparungen erzielt wer-
den, auch wenn noch viele Hindernisse zu iiberwinden sind (UNDG 2009a; 2008a).

Alle Pilotlander und Selfstarter haben trotz regionaler, wirtschaftlicher und geografis-
cher Unterschiede in Kigali 2009 einhellig festgestellt, dass es fiir sie ,.keinen Weg
zuriick® gdbe (UNDG 2009d). Auf der Basis von positiven, landerspezifischen
Evaluierungsergebnissen bekriftigten sie dies erneut im Juni 2010 in Hanoi und
drangen auf Verdnderungen auf Hauptquartiersebene, die VN-Organisationen eine
intensivere Zusammenarbeit erlauben wiirden (UNDG 2010b). Bis Herbst 2011
sollen die Ergebnisse einer unabhdngigen iibergreifenden Evaluierung der Pilotinitia-
tive vorliegen, auf deren Basis auch Empfehlungen fiir die systemiibergreifende
Umsetzung von Lehren gegeben werden sollen.
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Mangelhafte Qualitdt und Quantitdt der Finanzierung

Die Art und Weise, wie das VN-System finanziert wird, ist ebenfalls
reformbediirftig. Dabei ist nicht nur die Quantitit der Mittel von Bedeu-
tung, d. h. das Finanzvolumen im Verhiltnis zum geografisch und thema-
tisch breiten Mandat der Organisationen. Genauso wichtig ist die Qualitit
der Finanzierung, das heif3t, die Verldsslichkeit und freie Verfiigbarkeit iiber
die Verwendung der Beitrége. Parallel zum generellen Anstieg der VN-Mit-
tel besteht eine chronische finanzielle Unterausstattung einzelner Organisa-
tionen fort, vor allem gemessen an ihren in der Regel umfassenden Manda-
ten. Seit den 1980er Jahren besteht zudem ein Trend zur verstirkten Bin-
dung der Beitrdge an bestimmte Zwecke.

Bei den freiwilligen Beitrdgen, aus denen der Grofteil der VN-EZ finan-
ziert wird, unterscheidet das VN-System zwischen Beitrdgen zu Kernhaus-
halten (“Core”’) und zweckgebundenen Beitrigen (“Non-Core”).> Beitrige
zu Kernhaushalten verlieren ihre nationale Identitdt und stehen gebiindelt
zur freien Verwendung der jeweiligen Organisation — gemal3 den Priorité-
ten, die von den zwischenstaatlichen Aufsichtsgremien festgelegt worden
sind. Bei zweckgebundenen Beitrdgen gibt der jeweilige Geber individuell
vor, fiir welche Region, Land, Themen oder Aktivitidten die Gelder ausge-
geben werden diirfen. Die jeweilig durchfiihrende Organisation ist dement-
sprechend auch dem einzelnen Geber und nicht dem zwischenstaatlichen
Aufsichtsgremium rechenschaftspflichtig. VIN-Organisationen werden also
als Durchfithrungsorganisationen fiir bilaterale Entwicklungspolitik
genutzt, was im Widerspruch zum multilateralen Prinzip der VN-EZ steht.

Bis in die 1980er Jahre machten Kernbeitrdge den Hauptteil der Beitrage
aus. Sie wurden nach einem Lénderschliissel auf Entwicklungslédnder ver-
teilt, und auf Anfrage der jeweiligen Regierungen fiir die Durchfiihrung von

5 Die VN-Begrifflichkeiten unterscheiden sich von denen der OECD. Gemifl der OECD-
Definition umfasst offizielle multilaterale ODA ausschlieBlich nicht zweckgebundene
Kernbeitridge. Non-Core-Beitrige zihlen bei der OECD nicht als multilaterale, sondern als
bilaterale ODA. Nicht alle VN-Akteure benutzen die Begrifflichkeiten Core/Non-Core,
stattdessen wird zwischen ordentlichen/anderen Ressourcen oder budgetir/extrabudgetir
unterschieden.
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Programmen benutzt. Mittlerweile sind bei den meisten VN-Organisatio-
nen die zweckgebundenen Beitrdge deutlich hoher als die ungebundenen
Beitrdge. Abbildung drei zeigt das rapide angestiegene Ausmal} zweckge-
bundener Beitriige fiir das gesamte VN-System.® Auch andere multilaterale
Organisationen erhalten zweckgebundene Beitrdge, allerdings machen
Geber bei den VN davon im groBten Umfang Gebrauch.”

Abbildung 3: Entwicklung der Beitrige fiir operative VN-Aktivititen
iiber Zeit

UN-Operational Activities for Development
contributions over time: core and non-core
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Quelle: UN Secretariat (2010, 7)

6 Die Zahlen beziehen sich auf entwicklungspolitische und humanitire Aktivititen, die unter
der Uberschrift operative Aktivititen* zusammengefasst werden.

7 Im Jahr 2006 lag die Summe, die DAC-Mitglieder fiir zweckgebundene Beitrdge an mul-
tilaterale Organisationen bereitgestellt haben, bei ungefihr 11 Mrd. US$. Von dieser
Summe erhielt das VN-System rund 70 %, in weitem Abstand folgt die Weltbank mit 20 %.
Beitrédge an die EU sind in der Regel nicht zweckgebunden (OECD 2009a, 29-30).
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Durch den starken Anstieg von Non-Core-Mitteln ist im Fall von UNDP,
United Nations Population Fund (UNFPA), und UNICEF z. B. der Anteil
der Kernhaushalte an der Gesamtfinanzierung von 79,7 % (1991) auf 31,8 %
(2007) gefallen (UN Secretariat 2009b).® Nicht nur wird dadurch die
Grundidee multilateraler Entwicklungszusammenarbeit — die Entwick-
lungslander und Industrieldnder entscheiden gemeinsam iiber die Verwen-
dung der Mittel — zugunsten einer Bilateralisierung untergraben. Auch die
Fragmentierung des VN-Systems wird dadurch verstarkt, denn oft stehen
VN-Akteure auf Landerebene beim Einwerben knapper Gelder im Wettbe-
werb. Zwar ist in Abbildung 3 zu erkennen, dass Beitrdge zu den Kern-
haushalten in den letzen Jahren ansteigen. Allerdings wéchst der Anteil an
zweckgebundenen Beitrdgen nach wie vor deutlich schneller.

Die Qualitédt der Finanzierung der VN-EZ wird auflerdem durch die unzu-
reichende Verlésslichkeit der Mittel beeintrachtigt. Anders als bei der Welt-
bankgruppe werden Zusagen an VN-Organisationen in der Regel lediglich
fiir ein Jahr gemacht. Die Weltorganisation erhélt in vielen Léndern den
Residualbetrag, der nach der Versorgung von Organisationen mit héherer
Prioritdt tibrig bleibt. Ohne mehrjdhrige und dadurch zuverldssige und vor-
hersagbare Zusagen wird aber eine strategische Planung erschwert, die auch
unter Kohédrenz-, Effektivitits- und Effizienzgesichtspunkten von Bedeu-
tung ist. Viele VN-Organisationen wie z. B. UNDP formulieren mittlerweile
mehrjdhrige Strategiepldne, um Geber zu einem léngerfristigen finanziellen
Engagement zu ermutigen. Trotz einiger Verbesserungen beklagen sie aller-
dings nach wie vor die mangelnde Vorhersagbarkeit der Mittel, insbesondere
in Zeiten wirtschaftlicher Krisen (vgl. UNDP 2010b, 8-9).

VN-Organisationen bemiihen sich auch darum, die Gruppe der Beitrags-
zahler zu vergrofern. Trotz leichter Verdnderungen in den letzten Jahren
besteht bei einer Vielzahl der VN-Organisationen weiterhin eine grofle
Abhingigkeit von einer Handvoll westlicher Geber. 2007 beispielsweise
finanzierten die zehn grofiten Beitragszahler 90 % des Kernhaushalts von

8 IFAD (International Fund for Agricultural Development), UNFPA, UNAIDS (Joint United
Nations Programme on HIV/AIDS) und UNRWA sind die einzigen Organisationen, bei
denen der Anteil des Kernhaushaltes am Gesamtbudget deutlich tiber 50 % liegt. Ein mog-
licher Erkldrungsfaktor dafiir ist, dass diese Organisationen iiber ein klares und thematisch
bzw. regional begrenztes Mandat verfiigen. Bei allen anderen Organisationen iibersteigt
das Volumen der gebundenen Beitrige die fiir den Kernhaushalt zur Verfiigung gestellten
Mittel (UN Secretariat 2009b, § 22).
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UNFPA oder UNDP, oder 85 % des Gesamthaushalts des Welternahrungs-
programms (UN 2009b, 21).

Unzuldngliche Governance-Strukturen

Die Steuerung des VN-Systems und seiner operativen Aktivititen weist
grofle Schwichen auf, und zwar sowohl bei der Steuerung durch intergou-
vernementale Gremien (systemweite politischen Steuerung und Koordinie-
rung; organisationsspezifische Steuerung) als auch bei der Steuerung durch
die internationalen Biirokratien (interne Koordinierung und exekutive
Steuerung auf Lédnderebene). Dies liegt nicht zuletzt daran, dass sich
zusitzlich zu den formellen Governance-Strukturen informelle Steuerungs-
mechanismen herausgebildet haben.

Die formellen Strukturen sind entweder von Finanzierungsfragen fiir ope-
rative Tatigkeiten gédnzlich entkoppelt (ECOSOC, Generalversammlung)
oder entscheiden de facto nur iiber weniger als ein Drittel der VN-EZ Mit-
tel, namlich iiber die Verteilung der Kernbeitrage (Aufsichtsgremien Fonds

Abbildung 4: Governance-Architektur der VN-EZ
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Quelle: Eigene Zusammenstellung
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und Programme / Sonderorganisationen). Viele Geberstaaten nehmen iiber
bilaterale Kontakte auf Hauptquartiersebene und vor Ort und, noch wichti-
ger, liber ihre Finanzierungspraxis Einfluss auf die Priorititensetzung der
VN-Organisationen. Damit unterlaufen sie die eigentlichen Steuerungs-
und Koordinierungsmechanismen, in denen sie aufgrund der konsensualen
Entscheidungsfindung nicht immer sicherstellen konnen, dass ihre Priorita-
ten befolgt werden.

Politische Steuerung und Koordinierung

Die Generalversammlung und der Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC)
leisten die politische und strategische Steuerung und Koordinierung der
vielfaltigen operativen Tatigkeiten des VN-Systems in nur unzureichen-
dem Mal. Obwohl die Griinder der Vereinten Nationen ,,die internatio-
nale Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet™ als eine
der Kernaufgaben der Organisation definierten, versdumten sie, ein
schlagkriftiges Gremium einzusetzen, das die politische Steuerung und
Koordinierung vornehmen kénnte. Der ECOSOC ist zwar eines der sechs
Hauptorgane und mit Koordinierungs- und Lenkungsaufgaben betraut,
aber er ist gleichzeitig der Autoritdt der Generalversammlung unterstellt.
Diese soll eigentlich die politisch-rechtliche Steuerung ausiiben. Die Auf-
gabenteilung zwischen Generalversammlung und ECOSOC ist allerdings
nicht immer klar. Das liegt auch daran, dass viele Entwicklungsldnder
sich im 54 Mitglieder umfassenden ECOSOC unterreprésentiert fithlen
und die Generalversammlung als rechtmifigen Ort fiir viele Themen
betrachten, die auch auf der Tagesordnung des ECOSOC stehen. Viele
Geberldnder wollen eine enge Verkniipfung oder gar Unterordnung der in
ihren Augen gut funktionierenden Exekutivrite unter ECOSOC vermei-
den. Der ECOSOC kann Empfehlungen abgeben, aber keine verpflich-
tenden Entscheidungen fallen. Wéhrend diese weiche Weisungsbefugnis
gegeniiber den von der Generalversammlung eingerichteten Fonds und
Programmen (wie UNDP oder UNFPA) im Prinzip besteht, haben ECO-
SOC und Generalversammlung kaum Einfluss auf Sonderorganisationen
wie FAO oder WHO. Zusitzlich zu diesen institutionell bedingten Pro-
blemen fiihren eine iiberfiillte Tagesordnung, eine unzureichende Wis-
sensbasis beziiglich der komplexen operativen Tatigkeiten und nicht
zuletzt die kompromiss- und konsensorientierte Arbeitsweise dazu, dass
der ECOSOC nur sehr begrenzt Prioritéten setzen und strategische Ziel-
vorgaben machen kann (Taylor 2000).
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In den letzten Jahren allerdings wurde die Arbeitsteilung zwischen ECO-
SOC und der Generalversammlung deutlich verbessert (Rosenthal 2005).
Die letzten beiden Resolutionen anldsslich der dreijahrigen Politikiiberprii-
fung der Generalversammlung zu den operativen Aktivititen der VN im
Entwicklungsbereich (Triennial Comprehensive Policy Review — TCPR)
formulieren nicht nur grundlegende Prinzipien der VN-EZ, die von allen
Staaten getragen werden. Sie machen auch Vorgaben, wie starkere Koordi-
nierung zu erreichen ist und fordern die Organisationen zu mehr Vereinfa-
chung, Harmonisierung, Ergebnis- und Wirkungsorientierung auf. VN-
Organisationen miissen iiber die Implementierung der TCPR-Resolution im
ECOSOC Bericht erstatten (vgl. UN General Assembly 2007a).

Organisationsspezifische Steuerung

Die Exekutivrite und andere Aufsichtsgremien der Fonds, Programme
und Sonderorganisationen kommen der operativen Steuerung der einzel-
nen Organisationen unterschiedlich gut nach. Interviewpartner(innen)
bemaingelten eine zunehmende Politisierung des UNDP/UNFPA-Exeku-
tivrat und eine stirkere Ausrichtung entlang der Regionalgruppen, was
die inhaltliche Arbeit erschwere. Auflerdem wurde beklagt, dass der Rat
tendenziell zu kleinteilige und technische Entscheidungen treffe. Einige
Geberstaaten wiirden den Exekutivrat zur Diskussion iiber Detailfragen
in Bezug auf einzelne Landerprogramme, aber auch in Bezug auf das
Management der Organisationen nutzen. Die eigentlichen Aufgaben der
Exekutivrite, Weisungen fiir die strategische Ausrichtung der Organisa-
tionen zu geben, wiirden so nur unzureichend behandelt. Andere Stim-
men wiederum verzeichnen eine positive Entwicklung dahin gehend,
dass eben jene Detailarbeit der Exekutivrdte die Organisationen zuneh-
mend dazu zwinge, besser Rechenschaft tiber die Verwendung der Kern-
beitrdge und die dabei erzielte Wirkung abzulegen.

Obwohl die in den Aufsichtsgremien vertretenen Regierungen prinzipiell
auf die Starkung systemiibergreifender Kohédrenz dringen kdnnten, kon-
zentrieren sie sich bislang vor allem auf individuelle Organisationen.
Gemeinsame Treffen (Joint Board Meetings) wurden in den letzten Jah-
ren zwar eingefiihrt, allerdings konnen dort bislang keine Entscheidun-
gen getroffen werden. Insofern bleiben die organisationsspezifischen
Steuerungsgremien hinter der Integration der VN-Aktivitaten auf Lén-
derebene zuriick, die in den letzten Jahren nicht zuletzt im Zuge der
DaO-Initiative weiter fortgeschritten ist.
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Koordinierung

Das wichtigste Gremium fiir systemiibergreifende Koordinierung ist das
Chief Executives Board for Coordination, dem alle Chefs der dem VN-
System zugehorigen Organisationen angehoren. Die Koordinierung in
Bezug auf Managementfragen und andere Themen findet auf rein freiwilli-
ger Basis statt. Der vorsitzende VN-Generalsekretér verfiigt iiber keinerlei
Weisungsbefugnis gegeniiber den Sonderorganisationen. 2007 wurde dem
CEB die bereits bestechende UNDG als Unterausschuss (neben dem Hoch-
rangigen Management-Ausschuss und dem Hochrangigen Programmaus-
schuss) zugeordnet. Die UNDG ist ein Zusammenschluss der mit entwick-
lungspolitischen Fragestellungen befassten Fonds, Programme, Sonderor-
ganisationen, Sekretariatsabteilungen und -biiros. Durch freiwillige Koor-
dinierung fordert die UNDG die systemiibergreifende Kohdrenz der opera-
tiven Aktivitidten des VN-Systems, und unterstiitzt durch das ihr zugeord-
nete Unterstiitzungsbiiro United Nations Development Operations Coordi-
nation Office (UNDOCO) das Resident Coordinator-System. CEB und
UNDG haben trotz ihrer weichen, auf Freiwilligkeit beruhenden Steue-
rungsformen in den letzten Jahren Erfolge bei der besseren Abstimmung
und Vereinheitlichung der Organisationspraktiken erzielt (UN 2009a).
UNDG und UNDOCO sind die Hauptantriebskrifte fiir die Umsetzung der
DaO-Pilotprojekte. Sie spiclen eine wichtige Rolle bei der Identifizierung
von ersten Lehren und der Initiierung weiterer systemweiter Anpassungs-
maBnahmen. Trotz grofer Fortschritte bleibt die Koordinierung und Har-
monisierung zwischen den einzelnen VN-Organisationen eine Herausfor-
derung, da jahrzehntelang unabhdngig voneinander gewachsene Strukturen
vereinheitlich werden miissen, und keine zentralen Vorgaben gemacht wer-
den kdnnen.

Exekutive Steuerung

Die Fragmentierung des Systems setzt sich auf der Landerebene fort, auch
wenn sich in den letzten Jahren durch die Starkung der Stellung des Lan-
derkoordinators (Resident Coordinator) Verbesserungen abzuzeichnen
beginnen. Der Resident Coordinator ist dafiir zusténdig, dass die Aktivita-
ten der Landerteams sich im Einklang mit nationalen Prioritidten und den
Mandaten und Zielen der beteiligten Organisationen befinden und die
Richtlinien fiir die operative VN-Arbeit befolgt werden. Er oder sie soll die
Koordination aller VN-Aktivititen vor Ort sicherstellen und ist auBerdem
dafiir verantwortlich, dass den Regierungen der Programmlénder die voll-

38 Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik



Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen

standige Expertise des VN-Systems zugénglich gemacht wird. Nicht zuletzt
wird von ihm/ihr erwartet, fiir die Arbeit der Landerteams Mittel zu mobi-
lisieren. 2007 legte die Generalversammlung fest, dass der Landerkoordi-
nator gegeniiber der Regierung des Partnerlands rechenschaftspflichtig
fiir die Arbeit des gesamten VN-Landerteams ist, welches aus den Vertre-
ter(inne)n aller vor Ort aktiven VN-Organisationen zusammengesetzt ist.
Bislang besall der Resident Coordinator allerdings nur wenig Handhabe
gegeniiber den Mitgliedern des Landerteams, die zudem ihren Organisatio-
nen auf regionaler und Hauptquartiersebene verantwortlich sind.

UNDG hat sich 2008 auf ein Management and Accountability Framework
und eine Arbeitsteilung zwischen dem Landerkoordinator und Lénderteams
geeinigt. Dies diente auch dazu, UNDPs Doppelfunktion zu kldren. Einer-
seits ist UNDP in den Programmlidndern Dienstleister fiir alle VN-Organi-
sationen. UNDP managt etwa das Resident Coordinator-System und ver-
waltet Ressourcen (z. B. Multi-Donor Trust Funds — MDTFs) fiir andere
VN-Organisationen. Anderseits ist es aber ein entwicklungspolitischer
Akteur, dem unterstellt wird, dass er seine eigenen Interessen verfolgt (Vat-
terodt 2007b, 38-39; UN 2009¢). Wurde friither oft der Posten des Resident
Coordinators automatisch vom Lénderreprasentanten UNDPs wahrgenom-
men, bemiiht man sich nun um eine personale Trennung.

Alles in allem muss sich nun aber erst herausstellen, inwieweit die neuen
Regelungen ausreichen, damit das Resident Coordinator-System die Arbeit
der Landerteams integrieren und an den Bediirfnissen der Programmlénder
ausrichten kann. UNDP hat die neuen Regelungen bereits umgesetzt, aber
die Umsetzung in anderen Fonds und Programmen und Sonderorganisatio-
nen steht noch aus.

Effektivitdits- und Effizienznachweis verbesserungswiirdig

Der Entwicklungszusammenarbeit der VN haftet der Ruf an, nicht beson-
ders kosteneffizient zu sein. Durch die Vielzahl der Organisationen, die teil-
weise Programme mit relativ geringem Finanzvolumen durchfiihren, fallen
nicht nur hohe Verwaltungskosten an. Auch fiir die Geber- und Partnerlén-
der entstehen mehr Transaktionskosten, da sie beispielsweise mit diversen
Ansprechpartnern in Kontakt stehen und unterschiedlichen Regularien
geniige tun miissen. Viele VN-Organisationen erbringen in den Augen der
Geber zudem nach wie vor nur unzureichend Nachweise iiber den kosten-
effizienten Einsatz der Mittel. Vor allem Sonderorganisationen wie die FAO
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oder ILO reagieren nicht schnell genug auf den gestiegenen Reformdruck
(Swedish Ministry of Foreign Affairs 2008 und 2009).

Ein pauschaler Vorwurf gegeniiber dem VN-System ist allerdings nicht
gerechtfertigt. Einige VN-Organisationen haben in den letzten Jahren weit-
reichende und beeindruckende Reformen unternommen und haben bei-
spielsweise ergebnisorientierte Haushaltsverfahren erfolgreich eingefiihrt,
auch wenn weitere Fortschritte gemacht werden miissen (etwa UNDP
2007). Bei Evaluierungen kdnnen sie durchaus mit der Weltbank und ande-
ren mithalten und schneiden teilweise sogar besser ab (CIDA 2009). Das
VN-System ist allerdings eher schwerfillig in der Umsetzung effizienzstei-
gernder MaBinahmen. Es sieht sich zudem mit dem Vorwurf einer aufge-
blahten Verwaltung konfrontiert (Easterly / Pfutze 2008). Viele VN-Orga-
nisationen iiben normative und operative Aktivititen aus, erbringen Dienst-
leistungen fiir den zwischenstaatlichen Politikprozess und engagieren sich
in Analyse- und Fiirspracheaktivititen. Solche Tatigkeiten erfordern perso-
nalintensivere Unterstiitzung durch Hauptquartiersstrukturen als etwa
finanzielle Zusammenarbeit, die den Tétigkeitsschwerpunkt anderer Orga-
nisationen ausmacht. Bei vielen Organisationen bestehen aber noch Ver-
besserungsmoglichkeiten.

Ahnliche Vorbehalte bestehen in Bezug auf die Effektivitit der entwick-
lungspolitischen Aktivitdten der VN. Obwohl es bisher an zufriedenstellen-
den Instrumenten zur Bewertung der Effektivitdt multilateraler Organisa-
tionen mangelt (Scott et al. 2008), bestehen bei vielen Gebern Vorbehalte
gegentiber der Wirksamkeit der VN-Entwicklungszusammenarbeit. In der
Tat scheint im Fall der VN die generelle Skepsis von Gebern gegeniiber
multilateralen Organisationen besonders stark zu sein. Jene Skepsis griindet
sich nach jlingster Einschédtzung des OECD/DAC nicht so sehr auf Fakten,
da in der Regel nicht weniger oder schlechtere Informationen iiber Resul-
tate und Wirksamkeit zur Verfiigung stehen als bei bilateraler EZ. Stattdes-
sen scheint sich der schlechte Ruf multilateraler EZ vor allem auf einem
Kommunikationsproblem zu griinden (OECD/DAC 2010, 4). Die Effekti-
vitdt der VN-EZ-Aktivitdten wird in der Regel von den Organisationen
selbst erhoben, wobei es diverse interne und externe Mechanismen gibt
(UNDP 2010a). Das VN-System leidet auch hier an seiner Zersplitterung:
Bislang werden noch keine einheitlichen Informationen detailliert und
systemiibergreifend erhoben, gebiindelt und ausgewertet. Allerdings wird
zur Zeit die Einrichtung eines systemiibergreifenden Evaluierungsmecha-
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nismus und einer zentralen Verwaltungsstelle fiir detaillierte und einheitliche
Daten iiber operative Aktivitdten vorbereitet. Auch externe Mechanismen
werden von Geberstaaten verwendet, um die Effektivitdt und Effizienz von
VN-EZ zu iiberpriifen. Bilaterale Bewertungssysteme wie das britische Mul-
tilateral Effectiveness Framework (MEF) oder multilaterale Evaluierungsin-
itiativen wie das Multilateral Organization Performance Assessment Net-
work (MOPAN) haben bislang einzelne Organisationen in den Fokus
genommen. MEF hat sich dabei auf die Bewertung der Effizienz der Orga-
nisation, also auf die kostengiinstige Verwendung von Mitteln konzentriert
und die Wirksamkeit der Organisationen vernachlassigt (OECD 2009a, 84—
89). MOPAN untersucht und vergleicht iiber Zeit die Wahrnehmung der
Wirksamkeit der jeweiligen Organisationen durch Geber und, eingeschrank-
ter, Entwicklungslénder selbst. Dabei wurde beispielsweise UNDP ein gutes
Zeugnis fiir Politikdialog ausgestellt und sein Fokus auf gute Regierungs-
fithrung, Geschlechtergerechtigkeit, menschenrechtsbasierte Ansédtze und
Umweltschutz gewiirdigt. Fiir stark verbesserungswiirdig wurde die Nut-
zung nationaler Systeme und die Umsetzung von Lektionen bzgl. der Ziel-
erfiillung der eigenen Aktivititen befunden (MOPAN 2010).

3 Profil des VN-Engagements wichtiger Akteure

Bevor Reformvorschldge fiir die Positionierung des VN-Systems in der
globalen Entwicklungsarchitektur und in Bezug auf die Verbesserung der
internen Kohérenz des VN-Systems analysiert werden und untersucht wird,
wie sich wichtige Mitgliedsstaaten diesbeziiglich positionieren, soll zuerst
das VN-Profil dieser Staaten erhoben werden. Dabei lautet die Leitfrage, ob
und inwiefern diese Staaten die Reform der VN in Richtung einer effekti-
veren und effizienteren EZ unterstiitzen. Das Profil des VN-Engagements
umfasst erstens das finanzielle Engagement, was ausschlieB8lich fiir die tra-
ditionellen Geberstaaten relevant ist. Aber auch das Verhalten von nicht tra-
ditionellen Gebern soll genauer unter die Lupe genommen werden. Zwei-
tens ist das politische Verhalten der Staaten von Bedeutung. Zunichst wird
ein Uberblick iiber die iibergeordneten Motive des VN-Engagements der
Staaten gegeben, um dann genauer ihr Verhalten in den VN-EZ-Auf-
sichtsgremien auszuwerten. Die Ergebnisse der Unterkapitel werden in
Zwischenfazits zusammengefasst.
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Im Zentrum der Untersuchung stehen diejenigen Staaten aus dem Geberla-
ger, die 2008 zu den Top-Ten-Beitragszahlern fiir operative Tatigkeiten des
VN-Systems gehorten (UN 2009b, Tabelle 6), da davon ausgegangen wird,
dass die Hohe der finanziellen Zuwendungen ein Indikator fiir die wahrge-
nommene Relevanz der VN fiir nationale EZ einerseits und Einflussnahme
im VN-System andererseits ist. Ddnemark und Frankreich gehorten 2006
zu den Top Ten der Beitragszahler und werden daher ebenfalls in die Ana-
lyse miteinbezogen (UN 2008a, Tabelle 7). Die Schweiz, Belgien und
Irland haben sich durch Reformvorschldge oder anderweitig innovatives
Verhalten in den letzten Jahren hervorgetan und werden ebenso beriick-
sichtigt. Da die EZ der VN nach wie vor zu groflen Teilen von Industrie-
landern finanziert wird, ist die Hohe der Beitrdge kein valides Kriterium,
um aus der Gruppe der Entwicklungslénder die wichtigsten Staaten auszu-
wihlen. Stattdessen wird die Mitgliedschaft in der Gruppe der 20 (G-20)
herangezogen. Es wird davon ausgegangen, dass nicht westliche G-20-
Mitglieder auch eine wichtige Rolle in den Vereinten Nationen spielen
(konnen). Fiir diese Staaten wird auch das finanzielle VN-Engagement aus-
gewertet. Weiterhin werden Agypten, Kuba, und Venezuela in die Analyse
miteinbezogen, da sie herausragende Rollen in der Gruppe der 77 (G-77)
und der Blockfreien-Bewegung (NAM) innehaben, den wichtigsten
Zusammenschliissen der Entwicklungs- und Schwellenldnder in den VN.
Nicht zuletzt werden kleinere Entwicklungsldnder wie Tansania, Ruanda
und Vietnam eingeschlossen, da sie in den letzten Jahren durch die One
UN-Pilotinitiative ein besonderes Interesse an der Reform der VN-EZ
gezeigt haben.

3.1 Finanzielles Engagement

3.1.1 Verhalten traditioneller Geberstaaten

Drei Fragen leiten die Analyse des Geberverhaltens der Staaten an. Erstens
geht es darum, welche Bedeutung der VN in der EZ der jeweiligen Staaten
beigemessen wird. Dabei stehen vor allem die absoluten und relativen
finanziellen Grofenordnungen im Vordergrund. Zweitens geht es um die
Frage, ob die flinfzehn Staaten bei der Mittelvergabe Prinzipien befolgen,
die die Kohdrenz und Planungssicherheit der VN fordern. Drittens wird
untersucht, inwieweit die Staaten eine strategische Partnerschaft mit den
VN-Organisationen eingehen. Auf dieser Basis wird am Ende des Unterka-
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pitels eine Gruppe von Gebern identifiziert, die sich besonders reformfor-
derlich verhilt.

Bedeutung der VN-EZ fiir Industriestaaten

Die Wertschédtzung der VN und ihrer Tétigkeiten, und die Unterstiitzung fiir
Reformprozesse schlagen sich auch in den finanziellen Mitteln nieder, die
den VN zur Verfiigung gestellt werden. Dabei ist nicht nur bedeutsam, wel-
che Hohe die freiwilligen Beitrdge in absoluten Zahlen erreichen. Erst wei-
tere Vergleiche erlauben eine Einordnung der Betrdge. So lassen sich
erstens die jeweiligen Lénderanteile mit demjenigen Anteil vergleichen,
den Staaten zahlen miissten, wenn man den ansonsten iiblichen Beitrags-
schliissel fiir Pflichtanteile an ordentlichen VN-Haushalten zugrunde legen
wiirde. Dieser Beitragsschliissel basiert auf der relativen Zahlungsfahigkeit
der Mitgliedsstaaten, die anhand des Bruttoinlandsprodukt unter Einbezie-
hung weiterer Faktoren wie Auflenverschuldung und Pro-Kopf-
Einkommen errechnet wird.® Zweitens hilft ein Vergleich des Anteils der
VN-Mittel an der jeweiligen ODA-Gesamtsumme und der jeweiligen VN-
Anteile an multilateraler ODA, um besser abschitzen zu konnen, welche
Bedeutung ein Staat den VN beimisst.

In absoluten Zahlen sind die USA bei den operativen Tétigkeiten der VN
deutlicher Spitzenreiter, und dies konstant {iber den Zeitraum, fiir den VN-
Daten vorliegen (2003—2007). Addiert man die Beitrdge der EU-Mitglieds-
staaten, so machen diese den USA den ersten Platz deutlich streitig.

9 Dieser Beitragschliissel gilt nicht nur fiir den ordentlichen VN-Haushalt, sondern auch fiir
die Kernhaushalte vieler Sonderorganisationen. Aus politischen Griinden wurde fiir den
Beitragssatz der USA eine Kappungsgrenze bei 22 % Beitragsanteil am VN-Gesamthaus-
halt eingefiihrt. Der minimale Beitragssatz liegt bei 0,001 %, vgl. Hiifner (2003).
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Tabelle 1: Industriestaaten: Beitrige fiir operative VN-Aktivitiiten
(2003-2008, in Mio. US$)

2003 2004 2005 2006 2007 2008 |Mittelwert]
(2003-2008)

Vereinigte Staaten 2.284 1.780 | 2.607 | 2.710 | 2.776 | 3.939 2.683
von Amerika (US)

Grofibritannien (GB) 633 748 | 1.051 1.023 1.153 1.142 958
Japan (JP) 639 664 911 938 845 1.084 847
Niederlande (NL) 464 643 788 775 818 972 743
Norwegen (NO) 435 481 759 826 901 909 719
Schweden (SE) 325 466 710 887 883 879 692
Kanada (CA) 337 418 674 621 706 835 599
Italien (IT) 271 324 383 253 542 556 388
Deutschland (DE) 230 269 472 359 426 504 377
Dinemark (DK) 204 228 340 336 456 439 334
Spanien (ES) 56 70 119 262 573 801 314
Frankreich (FR) 105 168 311 284 276 296 240
Schweiz (CH) 145 164 198 225 228 254 202
Irland (IE) 63 67 115 184 225 230 147
Belgien (BE) 82 98 162 151 161 166 137
Andere 4.008 5444 | 4.643 | 7362 | 8.110 | 9.234 6.467
Gesamtwert 10.299 | 12.032 [14.243 [17.196 [19.078 [22.240 | 15.848

Quelle: Eigene Zusammenstellung auf der Basis von UN (2005; 2006a; 2007a; 2008a;
2009b; UNDESA (2010, Tabelle A-4)

Die VN-Angaben, auf denen diese Tabelle basiert, liegen deutlich hoher als vergleichbare
OECD/DAC- Zahlen (die VN selbst beziffert den Unterschied bei Kernbeitragen auf mehr
als 1,2 Mrd. US$, oder 28 % der Gesamtsumme, United Nations 2008a, § 58). Diese
Unterschiede liegen an diversen Unstimmigkeiten, wobei DAC und VN-System sich um
eine Vereinheitlichung bemiithen (OECD 2009a; UN Secretariat 2009 b). Das DAC erhebt
bisher kaum Angaben iiber zweckgebundenen Zahlungen an das VN-System, die auf3er-
dem als bilaterale Beitrdge gezéhlt werden und daher nicht dem VN-System zugerechnet
werden. Die VN-Zahlen hingegen enthalten alle Beitrdge, die fiir operative Aktivititen an
die VN geflossen sind, das heift, freiwillige Beitrdge ebenso wie Pflichtbeitrige (sofern
relevant fiir operative Tatigkeiten), Beitrdge zu den Kernhaushalten ebenso wie zweckge-
bundene Beitrdge. Aulerdem schlieen Ausgaben fiir operative Aktivitdten auch Beitrage
fiir NothilfemaBnahmen und Beitrdage, mit denen Entwicklungsldnder VN-Aktivitdten im
eigenen Land finanzieren (self-supporting contributions), ein.
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In der Gruppe der EU-Staaten gehdren Grofbritannien, die nordischen
Staaten (mit Ausnahme Dénemarks) und die Niederlande zu den grofBten
Beitragszahlern. Sie stellen den VN deutlich mehr Mittel zur Verfiigung als
ihre Nachbarldnder. Auffillig ist der starke Anstieg der Beitrdge Spaniens,
die ihre Zahlungen an die VN zwischen 2003 und 2008 mehr als vervier-
zehnfacht haben. Deutschland liegt mit seinem Beitrag seit Jahren deutlich
im unteren Drittel der Top Ten, sein Beitrag hat sich dem Dénemarks ange-
ndhert. Drei Nicht-EU-Staaten, ndamlich Norwegen, Japan und Kanada,
belegen aulerdem vordere Plétze.

Der Beitragsschliissel fiir ordentliche VN-Haushalte bietet Anhaltspunkte,
um die absolute Hohe der Zahlungen an das VN-System besser einschétzen
zu konnen.!? Ein Vergleich der Pflichtbeitrige mit den freiwilligen Beitri-
gen der ausgewdhlten Staaten macht sehr deutlich, dass die Lastenteilung
zwischen den Geberstaaten schlecht ausbalanciert ist. Wenn man die jewei-
ligen Anteile der Lander mit dem vergleicht, was sich auf der Basis ihrer
Wirtschaftskraft als Pflichtbetrége fiir die ordentlichen VN-Haushalte zah-
len miissen, so ist auffillig, dass einige Lander deutlich unter ihrem
,.Pflichtanteil* liegen. Andere hingegen zahlen deutlich mehr. Tabelle 2 ver-
deutlicht dies am Beispiel der Kernhaushalte von UNDP, UNICEF und
UNHCR.

Deutschland etwa miisste sowohl bei UNDP als auch bei UNHCR (United
Nations Refugee Agency) seinen Beitrag mehr als verdoppeln, um dem
gerecht zu werden, was es in anderen Bereichen als seinen fairen Anteil an
der Finanzierung des VN-Systems akzeptiert. Bei UNICEF miisste
Deutschland seinen Beitrag noch stirker anheben. Ahnliches gilt fiir Japan,
die USA und Italien. Frankreich miisste ebenfalls seine Zahlungen an alle
drei Organisationen deutlich aufstocken.

10 Ein indikativer Beitragsschliissel fiir entwicklungspolitische Aktivititen des VN-Systems
wird immer wieder diskutiert. Die Schweiz schlug 2008 z. B. vor, dass der Generalsekre-
tir eine “Good Donorship Initiative” anstofen sollte, in deren Zusammenhang auch ein
solcher Beitragschliissel formuliert werden sollte. Dadurch erhofft sich die Schweiz stér-
kere Peer Pressure und in der Konsequenz auch eine gerechtere Lastenverteilung, siehe
Schweizerische Eidgenossenschaft (2008a).
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Tabelle 2: Industriestaaten: Beitrige zu den Kernhaushalten 2008
(UNICEF, UNDP und UNHCR)

Beitragsschliissel | Beitrag zum Beitrag zum Beitrag zum
fiir ordentliche | UNICEF- UNDP- UNHCR-
VN-Haushalte Kernhaushalt | Kernhaushalt Kernhaushalt
(in %) 2008 (in Mio. | 2008 (in Mio. 2008 (in Mio.
US$/Anteil %) | US$/Anteil %) | US$/Anteil %)
2007-2009 |2010-2012
NO 0,782 0,871 73,5/12 137,6 /12 52,0/6
NL 1,873 1,855 53,4/9 116,6 / 10 74,7/ 8
SE 1,071 1,064 71,9/ 12 109,6 / 10 86,6 /10
Us 22,000 | 22,000 128,0 /20 97,4/9 250,1/28
GB 6,642 6,604 38,0/6 96,3/9 432/5
JP 16,624 | 12,530 15,7/3 73,1/7 72,6 /8
DK 0,739 0,736 37,6/ 6 73,1/7 42,6/5
CA 2,977 3,207 17,7/3 554/5 27,0/3
ES 2,968 3,177 233/4 544/5 26,1/3
CH 1,216 1,130 16,9/3 45,6 /4 21,2/2
FR 6,301 6,123 18,5/3 432/4 19,4 /2
DE 8,577 8,018 83/1 422/4 329/4
IE 0,445 0,498 25,1/4 34/3 22,5/3
IT 5,079 4,999 17,7/3 23,6/2 32,7/4
BE 1,102 1,075 4,7/1 18,4/2 11,1/1
Andere | 21,604 | 26,110 65,4 /10 29,517 73,718
Gesamt | 100 100 615,7/100 1,100 / 100 888,4 /100

Quelle: Zahlen entnommen aus UNDP (2009a); UN (2009b); UNICEF (2009);
UNHCR (2009); UN General Assembly (2007b; 2009b); z. T. eigene Berechnung

Im Kontrast erbringt eine Reihe von Staaten auffillige Mehrleistungen; ihre
Beitrage iiberschreiten deutlich die nach dem Beitragsschliissel als ange-
messen bewerteten Anteile (in Tabelle 2 grau hinterlegt). Beim UNDP-
Kernhaushalt sind dies vor allem die kleineren Staaten (NL, CH, B, IRL),
die nordischen Staaten (NOR, SW, DK), multilateral orientierte Staaten wie
Kanada, aber auch GrofBbritannien und Spanien. Allein die skandinavischen
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Staaten (ohne Finnland) und die Niederlande erbringen knapp 50 % des
Kernhaushaltes von UNDP.

Wenn man die VN-Beitrdge der Staaten nun ins Verhiltnis zu ihren ODA-
Gesamtausgaben setzt, verstirkt sich der Eindruck, dass die nordischen
Staaten und die Niederlande, die schon wéhrend des Ost-West-Konflikts als
»gleich gesinnte Geber™ liberproportional viel in das VN-System investier-
ten, diese Politik auch fortsetzen. Nicht iliberraschend zeigt sich auch hier,
dass das VN-System fiir die kleineren Lander am wichtigsten ist (Abb. 5).

Abbildung 5: Anteil der VN-Kernbeitrige an Gesamt-ODA
(Mittelwert 2004-2006)

NO 17 % NL 8 % DE ca.2 %
DK 14 % CA 8% FR ca. 2%
SE 13 % CH 7% BE 2%
IE ca. 10 % IT 6% us 2%

JP 6 %

GB 5%

ES 4%
Quelle: Eigene Zusammenstellung, zum Teil eigene Berechnung auf Basis der Landerka-

pitel aus OECD (2008, 80; 2009a; 2009b)

Norwegen hat zwischen 2004 und 2006 im Durchschnitt immerhin 17 %
seiner gesamten EZ-Mittel in Kernbeitridge fiir das VN-System eingesetzt.
Déanemark, Schweden und Irland vertrauten dem VN-System immerhin
mehr als 10 % ihrer ODA-Mittel an. Am anderen Ende des Spektrums
befinden sich Frankreich, Belgien und die USA. Fiir diese Staaten ist das
VN-System — gemessen an Kernbeitridgen — ein nicht so wichtiger Partner,
auch wenn die Beitrdge in absoluten Zahlen durchaus substanziell sind.
Auch fiir Deutschland spielen die VN in finanzieller Hinsicht eine beschei-
dene Rolle. Fiir die Entwicklungszusammenarbeit dieser Landergruppe
sind bilaterale Beziehungen und andere multilaterale Organisationen
bedeutsamer. Sie stellen dem VN-System lediglich ungefdhr 2 % ihrer
ODA-Mittel zur Verfiigung.

Ein Hinweis ist an dieser Stelle noch wichtig: Anders als die in Tabelle 1
verwendete Datenbasis enthalten die hier verwendeten OECD-Zahlen
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weniger als die Hélfte der tatsdchlich an die VN geflossenen Mittel, da aus-
schlieBlich die Kernbeitrdge, nicht aber die zweckgebundenen Zahlungen
erfasst werden. Folgt man allerdings der Pramisse, dass Kernbeitrage fiir
VN-Organisationen wertvoller sind als zweckgebundene Gelder und des-
wegen auch ein klareres Bekenntnis des jeweiligen Landes zum multilate-
ralen Charakter der Vereinten Nationen darstellen, erhoht sich die Aussage-
kraft der Tabellen.

Der Vergleich des Stellenwerts, den die VN im Vergleich zu anderen mul-
tilateralen Organisationen einnehmen, bestétigt die bereits deutlich wer-
dende Rangfolge der Relevanz der VN fiir die hier untersuchten Staaten.
Abbildung 6 zeigt einerseits das Verhédltnis der Beitrdge eines Staates an
multilaterale EZ-Organisationen, anderseits gibt sie Aufschluss iiber die
absolute Hohe der multilateralen Beitrdge. Auch hier finden zweckgebun-
dene Beitrdge keine Beriicksichtigung. Der unterste Bestandteil der Sdulen
bildet die Kernbeitrdge an das VN-System ab.

Abbildung 6: Hohe und Verteilung multilateraler ODA der Geberstaaten
(Mittelwert 2004-2006), ohne EU
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von OECD (2009a, Tabelle 2.1)

Fiir Norwegen, Schweden, Déanemark, die Niederlande, Kanada und Irland
war das VN-System 2004-2006 im Schnitt Hauptempfianger multilateraler
ODA, wenn Zahlungen an die Européische Union nicht berticksichtig wer-
den. Diese Staaten gaben im Verhiltnis an alle anderen multilateralen Orga-
nisationen weniger Geld. Fiir Japan war die Weltbank wichtigste multilate-
rale EZ-Organisation, ebenso fiir die Schweiz. Fiir diese Staaten folgte das
VN-System auf dem zweiten Platz. Dies gilt auch fiir GroBbritannien, Ita-
lien, Spanien, Belgien, Deutschland und Frankreich. Fiir die USA waren die
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VN der drittwichtigste multilaterale Partner, der geringfiigig weniger Mit-
tel erhielt als sonstige multilaterale Empfanger (etwa Globaler Fonds zur
Bekdmpfung von AIDS, Tuberkulose und Malaria).

Fiigt man die im gleichen Zeitraum an die EU geflossenen multilateralen
Mittel in die Abbildung ein, so zeigt sich, dass fiir die meisten EU-Mitglie-
der die EU mit Abstand der wichtigste Empfanger multilateraler EZ-Mittel
ist. Die der EU zur Verfiigung gestellten Mittel iiberragen bei den grofien
EU-Mitgliedern (Deutschland, Frankreich, GroBbritannien, aber auch Ita-
lien und Spanien) deutlich alle weiteren multilateralen Beitrdge. Lediglich
fiir Schweden, Danemark und die Niederlande bleibt das VN-System der
wichtigste multilaterale Partner, fiir Irland steht das VN-System auf Platz
zwei. Fiir alle anderen untersuchten EU-Mitglieder ist das VN-System der
drittgroBte Empfianger multilateraler Mittel.!!

Abbildung 7: Hoéhe und Verteilung multilateraler ODA der Geberstaaten
(Mittelwert 2004-2006), mit EU
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von OECD (2009a, Tabelle 2.1)

11 Als supranationale Regionalorganisation unterscheidet sich die Mittelvergabeverfahren der
EU stark von VN, Weltbank oder Entwicklungsbanken, bei denen Entwicklungslénder an
Entscheidungsverfahren beteiligt sind. Zudem besteht ein groler Anteil der an die EU flie-
Benden multilateralen EZ-Mittel aus nationalen Pflichtbeitrigen zum Gesamthaushalt der
EU, die unter Mitwirkung der supranationalen EU-Gremien fiir Entwicklungszusammen-
arbeit zur Verfiigung gestellt werden (Grimm 2010).
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Gutes Geberverhalten von Industriestaaten

Analog zu der 2003 initiierten Humanitarian Good Donorship-Initiative gibt
es auch in Bezug auf die Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Natio-
nen immer wieder Uberlegungen, handlungsleitende Prinzipien zu etablie-
ren, die die Planungssicherheit der Organisation erhdhen sollen (z. B. UN
2008b). Ein wichtiges Element einer solchen “Good Multilateral Donorship”
macht die Zusicherung von mehrjéhrigen Beitridgen aus. Eine weitere Kom-
ponente besteht in einem ausgewogenen Verhéltnis von zweckgebundenen
Beitrdgen und Kernbeitragen. Auerdem kommt der Form, die die zweckge-
bundenen Beitrdge annehmen, Bedeutung zu. Die folgende Analyse wertet
die Geberpraxis der fiinfzehn ausgewéhlten Lénder nach diesen Kriterien aus.

Mehrjahreszusagen

Wenn sich Geber tiber mehrere Jahre verpflichten, VN-Organisationen Gel-
der in festgelegter Hohe zur Verfiigung zu stellen, stellen sie deren Planung
und Management auf eine gesichertere Basis. Sie unterstiitzen die Organi-
sation darin, strategischer und langfristig planen zu kdnnen und schirmen
sie vor kurzfristigen finanziellen Schwankungen ab. Es gibt unterschiedli-
che Griinde, weshalb Staaten dem VN-System gegeniiber keine mehrjéhri-
gen Zusagen zum Kernhaushalt machen wollen oder konnen. Beispiels-
weise mag es an einer gesetzlichen oder anderweitig notwendigen Grund-
lage fehlen, nationale Parlamente scheuen vor Vorausermichtigungen
zurlick, Budgetzyklen beschrinken die Handlungsfreiheit, und Geber schit-
zen die zusitzliche Flexibilitdt, die ihnen einjahrige Zusagen gewihren.

Eine kursorische Analyse von VN-Dokumenten und Interviewdaten lassen
Riickschliisse dariiber zu, welche Geber prinzipiell Mehrjahresbeitrdge an
das VN-System leisten. In welchem Ausmal dies geschieht, wurde nicht
erhoben, ebenso wurde auch nur eine Auswahl von VN-EZ-Organisationen
beriicksichtigt. Dabei zeichnet sich folgendes Ergebnis ab: Die Gruppe der
Staaten, die mehrjdhrige Zusagen machen, ist relativ klein und besteht aus
den Niederlande, Norwegen, Grofbritannien, Belgien, Kanada, Danemark,
Irland und der Schweiz.

Andere Staaten berufen sich vor allem auf haushaltsrechtliche Probleme,
die mehrjdhrige Beitridge zu den Kernbudgets der VN-Organisationen (iiber
Pflichtbeitrage hinaus) unmdglich machen. Obwohl hier oft mehrjahrige
Zusagen im bilateralen Bereich (und demnach auch fiir zweckgebundenen
VN-Beitragen) und gegeniiber den Entwicklungsbanken Praxis sind,
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Tabelle 3: Mehrjahreszusagen fiir freiwillige Beitrige an
VN-Organisationen
VN-Organisationen und Zeitraum
Niederlande UNDP (2008-2011); UNFPA (2007-2009);
UNICEF (2007 zugesagt)
Norwegen UNDP (2008-2011); UNFPA (2007-2009); UNICEF
Grofbritannien | UNDP (2008-2011); UNIFEM
Belgien UNDP (2008-2011); UNFPA (2007-2009)
Kanada UNDP (2008/9, 10/11); UNFPA (2007-2009), UNIFEM
Dénemark UNICEF (2007 zugesagt); UNDP
Irland UNFPA (2007-2009); UNICEF; UNHCR; WHO
Schweiz UNFPA (2007-2009); UNV (2009); UNIFEM
Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis von Interviewdaten;
UNDG (2009¢, Annex 3); UN (2007b, § 60).

machen Deutschland, Japan, die USA, und Frankreich keine mehrjahrigen
Zusagen fur freiwillige Beitrdge zu den Kernhaushalten der VN-Organisa-
tionen. Fiir Deutschland gilt eine Ausnahme: Die Beitrdge an das Welter-
ndhrungsprogramm werden fiir einen zweijdhrigen Zeitraum zugesagt.
Schweden priift zurzeit, wie es mehrjahrige Beitrdge durch Verdnderung des
Haushaltsrechts ermdglichen kann.

Ausgewogenes Verhdltnis von zweckgebundenen Beitrigen und
Kernbeitrdgen

Kernbeitrage sind von besonderer Bedeutung fiir das VN-System: “Core
resources are the bedrock of the UN system for development, as these
resources allow it to pursue its mission according to the key principles of
universality and neutrality” (UN Secretariat 2009b, 3). Zweckgebundene
Beitrdge weisen flir das VN-System viele Nachteile auf:

¢ Sie unterlaufen alle — in unterschiedlichem MafBle — die von den Auf-
sichtsriten gesetzten Prioritdten.

¢ Sie erh6hen Transaktionskosten, etwa weil individuelle Abkommen
ausgehandelt und abgeschlossen werden und gesonderte und individu-
ell angepasste Berichterstattung erfolgt.
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*  Durch projekt- oder programmgebundene Mittel werden VN-Organisa-
tionen i.d.R. von der Zusammenarbeit mit anderen Organisationen
abgehalten, und der Trend wird verstérkt, dass Mitarbeiter(innen) vor Ort
Fundraising betreiben. Fiir die eigentliche Arbeit bleibt weniger Zeit.

e Haufig wird argumentiert, dass Aktivititen, die durch gebundene Bei-
trage finanziert werden, durch Kernhaushalte subventioniert werden.
Obwohl auch fiir solche Aktivitdten ein Verwaltungsbeitrag erhoben
wird, deckt dieser nicht nachhaltig die Reproduktion der operativen
und normativen Basis des VN-Systems ab (UN 2009d, §§ 19-24).
Zugespitzt bedeutet dies, dass Staaten, die die VN mehrheitlich fiir die
Abwicklung von Projekten nutzen, dies auf Kosten derjenigen Bei-
tragszahler tun, die iberproportional hohe Kernbeitrdge leisten.

Fiir Geberstaaten wiederum sind zweckgebundene Beitrige auf den ersten
Blick attraktiv:

*  Sie sind sichtbarer und kdnnen geméaB nationaler Schwerpunktsetzung
ausgegeben werden.

» Staaten konnen Nachweise iiber die Verwendung und mithin iiber die
Effektivitit und Effizienz besser einfordern und nicht zuletzt ihren Ein-
fluss auf die durchfithrende Organisation erhdhen.

* Invielen Geberldndern werden Finanzierungsentscheidungen dezentral
in den Programmléndern selbst getroffen.

e  Auch durch nationale Strategien vorgegebene thematische Priorititen
machen fiir viele Geber die zweckgebundene Mittelzuteilung an VN-
Organisationen attraktiv.

VN-Organisationen sind nicht gezwungen, zweckgebundene Mittel anzu-
nehmen. Allerdings féllt es ihnen durch die generelle Abhédngigkeit von
freiwilligen Beitrdgen, den abnehmenden Kernhaushalten und der Konkur-
renzsituation mit anderen EZ-Akteuren schwer, Mittel abzulehnen. Ein
2009 erschienener Bericht des VN-Sekretariats schldgt vor, dass Staaten
mindestens die Halfte ihrer Gesamtbeitrage fiir Entwicklungszusammenar-
beit in Form von Beitrdgen zu Kernhaushalten leisten sollten (UN Secreta-
riat 2009b, § 69). Die 50-Prozent-Marke wurde in New York als willkiirlich
kritisiert. Obwohl das Sekretariat die Analyse schuldig blieb, die die Not-
wendigkeit von genau diesem Anteil an Kernbeitrdgen erlautert, stellen die
50 % eine mogliche erste Messlatte fiir die Beitrdge der wichtigen Geber-
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staaten dar. Legt man diesen Maf3stab zugrunde, wiirden geméal3 Erhebun-
gen des DAC im Jahr 2006 Frankreich (75 %), die Schweiz (57 %), Japan
(59 %) und Dénemark (49 %) ohne groBle Probleme dieses Prinzip guter
Geberpraxis erfiillen. Der DAC-Bericht, der allerdings nicht alle zweckge-
bundenen Mittel erfasst, legt auch nahe, dass Deutschland, Italien und Spa-
nien Mitglieder im Club der ,,guten Geber™ wéren, auch wenn aufgrund
fehlender Daten keine Prozentangaben moglich sind.'> Auch fiir Schweden
fehlen Daten. Die Niederlande (38 %), Kanada (4 %), GroBbritannien (45
%) und auch Norwegen, in bisher untersuchten Bereichen eher vorbildlich,
miissten ihre Praxis modifizieren. Dies gilt in groBerem MaBe auch fiir die
USA (25 %) und Belgien (30 %), die substantielle Umschichtungen vor-
nehmen miissten (OECD 2009a). Das Ergebnis relativiert also die Beurtei-
lung einiger der im ersten Schritt der Analyse identifizierten ,,guten* Geber.

Ein leicht verdndertes Bild ergibt sich, wenn die Analyse auf der Basis von
entwicklungsbezogenen VN-Daten fiir 2008 erfolgt.!> Auf der Abszissen-
achse der Abbildung 7 ist der Vergleichbarkeit halber der prozentuale Anteil
der Core-Beitrage am Gesamtbeitrag eines Landes abgebildet, die Ordinate
misst die Hohe der Gesamtbeitrdge. Danemark, Frankreich, Deutschland,
die Schweiz, Irland, Schweden, und die Niederlande vergeben mehr als die
Halfte ihrer Beitrdge zum VN-System ohne zusétzliche Auflagen und geho-
ren damit unter Verwendung dieses Indikators zu den ,,guten Gebern®. Die
USA vergeben Kernbeitrdge in genau dem gleichen Umfang wie zweckge-
bundene Beitrage und konnen damit ebenfalls dieser Gruppe zugerechnet
werden. Japan, Norwegen und Belgien versehen immerhin noch weniger
als 60 % ihrer Beitrdge mit zusétzlichen Auflagen. Mit einem Anteil von

12 Die Angaben basieren auf DAC-Daten fiir 2006 aus den jeweiligen Lénderkapiteln des
DAC-Berichts tiber multilaterale Hilfe. Die Zahlen basieren teilweise auf Schitzungen, da
weder alle Geber sogenannte multi-bilalterale Gelder fiir das VN-System gesondert erfas-
sen noch iiber die Kanile, durch die ihre EZ-Gelder flieBen, einheitlich Auskunft gewihren.

13 Seit 2010 weisen die VN in ihrem jdhrlichen Statistikbericht iiber die operativen Aufgaben
die Beitridge und Ausgaben fiir entwicklungsbezogene Aktivitdten gesondert aus. Dafiir
werden die Beitrige fiir humanitire Zwecke von der Gesamtsumme abgezogen
(27 % aller UNICEF-Beitrige und 100 % aller Beitridge an das Welterndhrungsprogramm,
UNHCR, UNRWA und OCHA - Office for the Coordination of Humanitarian Affairs) (UN
2010a, FN 1). Da das Ausmal} der Zweckbindung bei humanitirer Hilfe in der Regel hther
liegt, erlaubt die Aufschliisselung nun zum ersten Mal, das tatséchliche AusmalBl der
Zweckbindung im EZ-Bereich systemweit abzubilden.
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Abbildung 8: Geberlinder: Core-/Non-Core-Beitrige fiir VN-EZ (2008)
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weniger als 30 % Kernbeitrdgen hebt sich Spanien von den anderen Staaten
ab. Kanada und Italien und Grof3britannien stehen dem allerdings mit weni-
ger als 40 % Kernbeitrdgen nur wenig nach. Auffallig ist, dass Staaten mit
eher geringen Beitragszahlungen eher einen hoheren Anteil an Kernbeitré-
gen leisten. Dies gilt allerdings nicht fiir Belgien. Interessanterweise hat die
belgische Regierung eine drastische Umsteuerung vorgenommen: Sie hat
sich verpflichtet, von Januar 2009 an ausschlie8lich Beitrdge zu den Kern-
haushalten ihrer multilateralen Partnerorganisationen zu leisten. Zwar
behilt sie sich auf Ebene der Programmlénder zweckgebundene Finanzie-
rungen vor, will diese allerdings so weit wie mdglich reduzieren. Bisherige
zweckgebundene Beitrdge an das VN-System, die bisher mehr als 70 %
aller Beitrdge ausgemacht haben, sollen in Kernbeitrige, bzw. in soge-
nannte ,,Quasi-Kernbeitrage umgewandelt werden, die an den strategi-
schen Prioritdten der Organisationen ausgerichtet sind (Anonymus 2008;
UN 2008a, Box 1).

Die Analyse der Beitrdge an die wichtigste und finanzstirkste entwick-
lungspolitische VN-Organisation, UNDP, bestdtigt in etwa die bisherige
Gruppeneinteilung (siche Abbildung 8).

Auch hier leisten die gemessen am Finanzvolumen kleineren Beitragszahler
Irland, Schweiz, Ddanemark und Frankreich den Grofteil ihrer Gelder ohne
weitere Auflagen; ebenso wie Belgien. Von den groferen Beitragszahlern ist
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Abbildung 9: UNDP: Geberverhalten (2008)

350

us
300 -
m GB

@ JP A NO
B 250
¢
g NL
‘s 200 -
g x CA *| SE
% 150 .
8 ES
§ 100 o
e T x DE + "

50 IECH e FR

ABE
0
0 10 20 30 40 50 60 70 80 ) 100
Anteil der Kernbeitrage am beitrag in Prozent

Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis von UNDP (2009a, 39)

Norwegen mit 55 % Core-Beitragen am stirksten multilateral ausgerichtet.
Diese Core-/Non-Core-Gewichtung unterscheidet sich von dem norwegi-
schen Gesamtbeitrag an das VN-System, der eine stirkere Zweckbindung
aufweist. Die USA, Grof3britannien und Japan sorgen zwar fiir die hdchste
Quantitdt an Finanzmitteln, in Bezug auf die Qualitdt schneiden sie aller-
dings schlechter ab: Sie leisten je 73 %, 66 % bzw. 67 % ihrer Beitrige
gebunden an zusétzlichen Auflagen. In der gleichen Gruppe befinden sich
auch Kanada, Spanien und Italien. Es ist zu vermuten, dass diese Staaten
sich in den Programmléndern, in denen die VN mit der Durchfiihrung von
Projekten beauftragt wird, nicht im Einklang mit den Priorititen verhalten,
die sie in den Exekutivriten vereinbaren. Auch Deutschland liegt bei UNDP
2008 knapp unterhalb der 50-Prozent-Grenze.

Form der zweckgebundenen Beitrdge

Es gibt unterschiedliche Formen, zweckgebundene Beitrdge an das VN-
System zu entrichten Generell wird zwischen Multi-Donor Trustfunds, the-
matischen Fonds, programm- und projektspezifischen Mitteln, sowie
selbstunterstiitzenden Beitrdgen unterschieden. Nicht alle Formen unterlau-
fen den multilateralen Charakter des Systems in gleicher Weise.
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Einige stellen einen Mittelweg zwischen dem Wunsch nach einer multila-
teral bestimmten Agenda und Erwartungssicherheit auf der Seite der Orga-
nisationen, und dem Wunsch nach Flexibilitdt auf Seiten vieler Geber dar
(UN Secretariat 2009b).

Als positiv gelten besonders jene Beitrage, die die Organisationen in ihren
multilateral bestimmten Kernbereichen unterstiitzen. Dies sind vor allem
Beitrdge zu thematischen Trust Fonds, wie z. B. dem UNDP Democratic
Governance Thematic Trust Funds. Im giinstigsten Fall sind thematische
Trustfonds an den strategischen Plidnen der Organisationen ausgerichtet, die
von den Aufsichtsgremien gebilligt wurden. Sie erlauben Gebern, zusitzli-
che regionale, programmatische oder thematische Schwerpunkte zu setzen.
Weiterhin positiv sind Beitrdge zu Sonderkonten fiir freiwillige Kernbei-
trage, die einige Sonderorganisationen als Ausgleich fiir die seit geraumer
Zeit stagnierenden Kernhaushalte eingefiihrt haben. Zumindest in Uberein-
stimmung mit den Paris-Verpflichtungen stehen zudem Multi-Donor Trust
Funds (MDTFs), deren Anzahl und Volumen in den letzten Jahren massiv
zugenommen haben. Diese Fonds ermdglichen Staaten, ihre Beitridge gebiin-
delt den VN-Organisationen fiir Unterstiitzung zur Verfiigung zu stellen. Ins-
besondere fiir krisengeschiittelte Lander wie dem Irak, dem Sudan oder
Sierra Leone wurden derartige MDTFs eingefiihrt. Insgesamt eher negativ,
vor allem in Kombination mit sinkenden Kernbeitrdgen, werden zweckge-
bundene projekt- und programmspezifische Mittel beurteilt. Es wird davon
ausgegangen, dass diese Mittel die Konkurrenz zwischen den Organisatio-
nen und das Einwerben von Ressourcen auf Lénderebene weiter anfachen,
die Organisationen von der Konzentration auf multilateral vorgegebene
Prioritdten ablenken und ihre Fahigkeit zur Zusammenarbeit untereinander
und mit anderen bi- oder multilateralen EZ-Akteuren einschrianken. Selbst-
unterstiitzende Beitrdge werden von Entwicklungs- und Schwellenldndern
geleistet. Sie werden im ndchsten Abschnitt detaillierter erldutert.

Es liegen aktuell keine aggregierten Daten vor, die erlauben wiirden, die
zweckgebundenen Mittel der untersuchten Lénder aufzuschliisseln. Aller-
dings gibt Tabelle 5 Aufschluss tiber die Zusammensetzung der zweckge-
bundenen Mittel von Mitgliedsldndern des OECD/DAC im Jahr 2008,
wobei hier Mittel fiir EZ von Nothilfemitteln unterschieden werden. Dies
lasst wiederum grobe Riickschliisse auf die untersuchte Léndergruppe zu.

Diese Zahlen untermauern die Annahme, dass Staaten mit einem hohen
Anteil zweckgebundener Mitteln die Uberwindung der Fragmentierung des
VN-Systems im Feld nicht fordern: Obwohl es durchaus sein kann, dass das
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Tabelle 4: Zusammensetzung der Beitrige fiir operative
VN-Aktivititen (2008)

Finanzierungs- | Gesamt | Entwicklungsaktivitiiten Nothilfe
typen

Alle Geber | OECD/DAC | Alle Geber OECD/DAC

Mio. Mio. | % | Mio.| % Mio. % Mio. %
US$ US$ US$ uUSs$ US$

Gesamtbeitrige 22.0 | 13.3 61 7.7 | 58 8.7 39 6.1 70

Kernbeitrige 6.3 45 |72 36| 79 1.8 28 1.0 60
Zweckgebun- 15.7 9.0 |57 49| 54 6.7 43 5.0 74
dene Beitrige

MDTFs 0.9 0.7 82 0.6 | 91 0.2 18 0.2 | 100
Thematische 0.4 0.3 72 03] 91 0.1 28 0.1 91
Fonds

Selbstunter- 1.7 1.6 |91 00| O 0.1 9 0.0 0
stiitzende

Beitriige

Projekt-/ 12.7 6.4 | 51 4.1 | 64 6.3 49 4.7 75
Programm-

bezogen

Quelle: UN Secretariat (2010, Tabelle 1)

ein oder andere untersuchte Land einen positiver gewichteten Mix aus
zweckgebundenen Mitteln zum VN-System beitragt, iiberwiegt der Anteil
an projekt- und programmspezifischen Geldern. Demnach legt der hohe
zweckgebundene Anteil der Mittel Spaniens, Kanadas, Italiens, GrofB3bri-
tanniens, Norwegens und Japans nahe, dass diese Staaten durch ihre Verga-
bepraxis in einem hoheren Mal} zur Fragmentierung des VN-Systems bei-
tragen als Staaten mit einem ausgewogenen Core-/Non-Core-Verhiltnis.
Insgesamt zahlten OECD/DAC-Mitglieder gemif3 VN-Angaben 4,9 Mrd.
USS$ zweckgebundene Mittel an das VN-EZ-System. Bei weitem der grofite
Anteil, 4,1 Mrd. USS$, wurde an die Durchfiihrung spezifischer Projekte
und Programme gebunden. Somit flossen mehr als 80 % der fiir EZ gezahl-
ten zweckgebundenen Mittel von OECD/DAC-Gebern in der Form an das
VN-System, der nachgesagt wird, dic Kohédrenz des Systems am stirksten
zu unterminieren. Im Vergleich dazu nehmen sich die Mittel fiir themati-
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sche Fonds (0,3 Mrd. US$) und fiir MDTFs (0,6 Mrd. US$) sehr beschei-
den aus, auch wenn die OECD/DAC-Mitglieder fiir mehr als 90 % dieser
Gelder aufkommen.

Unterstiitzung fiir Reformen auf Linderebene

Wenn Geberldnder sich fiir eine stirkere Kohdrenz und Kooperation der
VN-Organisationen aussprechen, so ist zu tiberpriifen, ob sie diese Forde-
rung auch mit konkreten Handlungen unterstiitzen. Wie von der Hochran-
gigen Expertengruppe vorgeschlagen, werden in acht offiziellen Pilotlan-
dern (und zahlreichen inoffiziellen Nachahmern) die Delivering as One-
Prinzipien umgesetzt. Ein wichtiger Bestandteil sind dabei die Lander-
fonds, die fiir jedes Pilotland und einige andere eingerichtet worden sind.
Sechzehn solcher Fonds werden vom MDTF-UNDG-Office zurzeit ver-
waltet (Stand Juni 2010). Alle Entscheidungen iiber die Verwendung der
Mittel werden vor Ort durch Steuerungsgremien oder den Lénderkoordina-
tor getroffen. Aus den Fonds sollen Fehlbetrdge gedeckt werden, die sich
aus einem Ungleichgewicht zwischen den Gemeinsamen Landerprogram-
men und der finanziellen Grundausstattung der kooperierenden Organisa-
tionen ergeben. Die Fonds fordern direkt die kohdrente Zusammenarbeit
der VN-Organisationen in den Programmléndern. Sie bieten Gebern die
Moglichkeit, ihre Beitrdge an das VN-System lédnderspezifisch (oft auch
themenspezifisch) zweckzubinden, und dariiber hinaus mit denen anderer
Geber zu biindeln. Gleichzeitig schaffen die Fonds zusétzliche Anreize fiir
die Regierungen der Programmlander, den anfinglichen Mehraufwand der
Pilotversuche in Kauf zu nehmen, und stirken die Position des Lénderko-
ordinators durch Verfiigungsgewalt iiber finanziellen Mitteln.'* Diese Ziele
konnen Geber auch durch die Unterstiitzung der Arbeit von UNDG und
DOCO befordern, etwa durch Beitrdge zum UN Country Coordination
Funds, iiber den VN-Lénderteams Unterstiitzung und Mittel fiir Koordina-
tionsaufgaben erhalten (Vatterodt 2007b, 82—-86).

14 In den DaO-Pilotldndern hatten die One Funds unterschiedliche Anteile an den Gesamtaus-
gaben des VN-Systems. Wihrend der jeweilige One Fund auf den Kapverdischen Inseln, in
Malawi und Pakistan keinen nennenswerten Anteil an den Gesamtausgaben hatte, belief sich
das Volumen in Vietnam auf 26 %, in Ruanda, Albanien und Tansania auf rund 20 %, in Uru-
guay auf immerhin fast 15 %, und in Mosambik auf 10 % (UN 2010a, 40).
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Nahezu alle untersuchten Lénder tragen zur Finanzierung der aktuellen
Reformprozesse bei, auch wenn einige Lander deutlich héhere Summen als
andere investieren. Vom Finanzvolumen her nimmt Spanien eine Extrem-
position ein. Mit der Einrichtung des MDG Achievement Fund im Dezem-
ber 2006 hat es den VN erst 528 Mio. € (bis 2010), im September 2008 wei-
tere 90 Mio. € zur Verfiigung gestellt. Auch wenn der MDG Achievement
Fund nicht ausschlieBlich fir die Férderung von Reformvorhaben dient,
konnen Pilotldnder Gelder abrufen. Diese Beitrdge sind nicht in der Abbil-
dung 9 enthalten.

Als direkte Unterstiitzung fiir das DaO-Vorhaben hat Spanien gemeinsam
mit Norwegen und Grofbritannien im September 2008 das sogenannte
Expanded 'DaO’'-Funding Window for Achievement of the Millennium
Development Goals eingerichtet, zu dem auch die Niederlande beitragen.
Das erweiterte DaO-Fenster baut die urspriingliche Finanzierungsmdoglich-
keit fiir Pilotldnder in zwei Dimensionen aus. Erstens wird ein Teilbereich
des spanischen Fonds in einen Multi-Donor Fonds umgewandelt, der auch
anderen Gebern offen stehen und mehr Erwartungssicherheit und zusétzli-
che Ressourcen fiir den DaO-Prozess schaffen soll. Auch mogliche Schief-
lagen zwischen “Aid Orphans” und “Donor Darlings” sollen liber diesen
Fonds ausgeglichen werden. Zweitens sind nun all diejenigen Lénderteams
und Programmlénder antragsberechtigt, die mit Gemeinsamen Landerpro-
grammen arbeiten. Das bedeutet, dass sie zusitzlich zu einem UNDAF
auch noch einen UNDAF-Aktionsplan erstellen, der genau festlegte, wie,
von wem und mit welchen Mitteln die gemeinsamen, spezifizierten Ziele
erarbeitet werden. Dadurch 6ffnet sich der Kreis der Antragssteller auch fiir
inoffizielle Pilotlinder und diejenigen Programmlinder, die sich bei der
Aushandlung anstehender UNDAFs fiir ein derartig integriertes Vorhaben
entscheiden (UNDG 2009b und 2009c¢). Im Mérz 2010 waren bereits sieb-
zehn Programmlinder antragsberechtigt. In Abbildung 9 ist das DaO-
Expanded Funding Window nicht nur als Fonds abgebildet, an den Geber
Beitrige leisten, um die DaO-Versuche zu unterstiitzen (Bestandteil Sdulen
Spanien, Norwegen, GroBbritannien und Niederlande). Es ist auch als
Geber aufgefiihrt, da viele der neuen Lénderfonds bisher nur aus dieser
Quelle Geld erhalten.

Grof3britannien stellt 40 Mio. £ (2009-2011) zur Verfiigung, Norwegen hat
40 Mio. US$ (2009-2011) zugesagt. Die Pressemitteilung spezifiziert die
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Abbildung 10: Finanzielle Unterstiitzung fiir die Delivering as One-
Initiative
200 Bt
v 150
o
o
()
= 100
=
s v
50 (Ll Il
el L
(w8 = "
0 LE ﬁ = B - — oo
L &Y EFECRE RS
&8
- - . g Qq
Expanded DaO Funding Window |[© Uruguay One UN Coherence Fund (\b\
W Kiribati One UN Fund ¥ Albania One UN Coherence Fund <<\)
Montenegro UN Country Fund W Malawi One UN Fund 'bo
i1 Comoros One UN Fund H Viet Nam One Plan Fund | o
Bhutan UN Country Fund [7Viet Nam One Plan Fund Il Q/'\Q
I Lesotho One UN Fund 1 Rwanda One UN Fund
Kyrgyzstan One Fund Mozambigue One UN Fund
B PNG UN Country Fund [ Pakistan One Fund
M Cape Verde Transition Fund M Tanzania One UN Fund
Quelle: Eigene Zusammenstellung aus Daten des Multi-Donor Trust Fund
Office Gateway, ab 2006 (Stand Mérz 2010)

Gesamtsumme fiir den Zweijahreszeitraum auf 275 Mio. USS$."> Kanada ist
ein weiteres Land, das mit insgesamt rund 20 Mio. USS$ fiir unterschiedliche
Léanderfonds ebenfalls bereits viel Geld in den DaO-Prozess investiert hat.
Belgien, Danemark, Italien, Deutschland, die USA und Japan haben sich bis-
her nicht an der Finanzierung des DaO-Prozesses auf Landerebene beteiligt.

Die Finanzierung der DaO-Prozesse ist auch unter Gebern nicht unumstritten,
da es sich ausschlielich um zweckgebundene Beitridge handelt, die dem VN-
System an den Aufsichtsgremien einzelner Organisationen vorbei zur Verfii-
gung gestellt werden. Schweden zum Beispiel hat sich entschlossen, trotz

15 Norwegische Regierung: Expanded Delivering as one’ Funding window. 02.10.2009; online:
http://www.norway-un.org/Selected+Topics/reform/021008_Spaniafond.htm (Stand:
04.09.2009).
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grofBer Unterstiitzung fiir DaO keine Mittel in den MDG Achievement Fund
einzuzahlen. Schweden befiirchtet, dass eine Stiarkung dieser Multi-Donor-
Fazilitdt zu Lasten von Beitrdgen zu den Kernbudgets erfolgen wird, weil
Staaten langfristig keine zusédtzlichen Mittel zur Verfiigung stellen werden.
Auch die Schweiz sieht die Gefahr, dass die aus den Fonds finanzierten Pro-
jekte als weniger neutral angesehen werden. Der Grund dafiir liegt in der stér-
keren Geberorientierung des Fonds. Diese unterscheiden sich von den Exe-
kutivriten, in denen Entwicklungsldnder formal die Mehrheit haben.

Befiirworter dieser Form der Finanzierung argumentieren, dass die Vorteile
die Risiken aufwiegen: Mittel aus dem Expanded Funding Window und den
Landerfonds werden dafiir genutzt, Liicken in den zwischen Regierung und
VN-Lénderteam vereinbarten Gemeinsamen Landerprogrammen zu schlie-
Ben und stirken somit substantiell die Ownership der Programmlinder.
Wenn die Gelder verstérkt auf Lénderebene zur Verfiigung gestellt werden,
hat dies auch Konsequenzen fiir die Fonds und Programme und Sonderor-
ganisationen: Die Macht verschiebt sich aus den Organisationszentralen ins
Feld, und die Organisationen werden gezwungen, zusammenzuarbeiten.

Wie Abbildung 11 zeigt, leisten viele der Staaten, die die DaO-Initiative auf
Léanderebene unterstiitzen, auch einen Beitrag zum Country Coordination
Fund. Uber die Unterstiitzung des Resident Coordinator-Systems und die
Bereitstellung von technischer und finanzieller Hilfe flir die Zusammenar-
beit der Landerteams dient dieser Fond der Stiarkung der Kohérenz auf Lén-
derebene. Auch Linderteams der Pilotldnder konnten von den Mitteln pro-
fitieren (UN DOCO 2010). Deutschland hat tiber den Zeitraum 2008—2009
den hochsten Beitrag an den UNCCEF geleistet. Im Vergleich zu den Betré-
gen, die Spanien, Norwegen, aber auch Grof3britannien in den DaO-Prozess
investiert haben, nehmen sich die deutschen Beitrige aber gering aus. Auch
Belgien und Frankreich unterstiitzten auf diese Weise die Forderung der
besseren Zusammenarbeit auf Landerebene.

Die USA, Japan, und Italien stellen die gro3e Ausnahme in den flinfzehn
untersuchten Landern dar. Keines dieser Lander hat bisher die DaO-Initia-
tive durch zusatzliche freiwillige Beitrdge unterstiitzt.

Strategische Partnerschaften mit VN-Organisationen

Nicht nur die Hohe der Gelder, die mittelfristige Verldsslichkeit oder die Frei-
heit von zusiatzlichen Auflagen macht aus, wie stark Staaten die VN in ihren
Reformbemiihungen unterstiitzen. Geberdisziplin kann sich auch in einer
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Abbildung 11: Beitrige an den UNCCF
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis UNDOCO (2010, 52)

strategischen Herangehensweise an Partnerschaften mit VN-Organisationen
ausdriicken. Das kann sich z. B. darin duf3ern, dass nur eine kleine Anzahl von
Organisationen mit relativ hohen Betrdgen ausgestattet wird. Ein weiterer
Indikator ist eine explizite, kohédrente und transparente Strategie, die die Aus-
wahl der zu unterstiitzenden Organisationen anleitet, wobei die Kriterien, die
bei der Mittelvergabe zu Grunde gelegt werden, die Organisation dabei unter-
stlitzen sollte, ihre Reformziele zu erreichen. Strategische Partnerschaften
konnen natiirlich auch dazu genutzt werden, die eigenen Politikpraferenzen
den VN-Organisationen aufzudrangen. Immer mehr Geber gehen nun dazu
iiber, Effizienz und Effektivitit zu einem expliziten Kriterium fiir die Vergabe
von Kernbeitrdgen zu machen, was bisher weniger der Fall war (Grimm /
Warrener 2005). Viele Geber gehen auch bilaterale Partnerschaften mit den
betreffenden Organisationen ein, in denen die Organisationen den Gebern
quasi gesondert rechenschaftspflichtig sind. Einige Geber (Kanada) nutzen die
Exekutivrite dafiir, die Ergebnisse solcher Partnerschaftsvertrige in den Exe-
kutivraten vorzustellen. Sie bemiihen sich also explizit um eine Verbindung
zwischen der eigenen Evaluierung und den Exekutivriten, die eigentlich fiir
diese Aufgaben zustéindig wiren. Das Gegenbeispiel ist GroBbritannien, des-
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sen Partnerschaftsabkommen mit UNDP Ziele enthielt, die nicht aus dem Stra-
tegischen Plan der Organisation stammten.

Irland hat 2001 seine VN-Partner von 35 auf 20 reduziert. 2005 ist es
strategische Partnerschaften mit sechs VN-Organisationen (ILO,
UNICEF, UNFPA, UNHCR, UNDP, WHO) eingegangen. Diese Organi-
sationen erhalten Zusagen iiber mehrjahrige Beitrdge, die an das Errei-
chen von gemeinsam formulierten Zielen gekoppelt sind. Diese sind den
Strategiedokumenten der Organisationen entlehnt.

Kanada: Die Kanadische Entwicklungsagentur CIDA (Canadian Inter-
national Development Agency) hat ein eigenes Instrumentarium entwi-
ckelt um die Effektivitit und Relevanz multilateraler Organisationen zu
bewerten. Dieses Instrumentarium befindet sich noch in der Erprobungs-
phase. Gemeinsam mit Schweden und Grofbritannien ging Kanada mit
UNICEF eine strategische Partnerschaft fiir den Zeitraum 2006-2009
ein. Diese Strategie wurde aus unterschiedlichen Griinden nicht verlén-
gert, so dass sich Grofbritannien andere Partner gesucht hat.

Schweden: Die 2007 formulierte multilaterale Strategie gibt vor, dass die
Zuteilung von Ressourcen an multilaterale Organisationen in Zukunft
gemdl den Schliisselkategorien ,,Relevanz fiir nationale Politikziele*
und ,,Effektivitdt der Organisationen‘ erfolgen soll. Seit 2008 fiihren das
AuBenministerium, die schwedische Entwicklungsagentur SIDA (Swe-
dish International Development Agency) und schwedische Botschaften
in Entwicklungsldndern gemeinsam Evaluierungen multilateraler Orga-
nisationen durch. Bisher sind die Ergebnisse flir 22 multi-laterale Orga-
nisationen veroffentlicht, darunter 16 VN-Organisationen. Schweden hat
beispielsweise seine Zuwendungen an UNDP 2007 um 10 % reduziert,
weil Menschenrechtsaspekte nicht ausreichend stark im strategischen
Plan 2008-2011 verankert worden sind.

Grofbritannien ,,belohnt™ reformwillige und effektive Organisationen
mit zusitzlichen Kernbeitrdgen. Es ist die einzige Regierung, die zur
Beurteilung der Effektivitit und Effizienz von UNDP-Kriterien benutzt
hat, die nicht génzlich dem Strategischen Plan der Organisation entnom-
men waren. UNDP erhielt in Anerkennung seiner Ergebnisse und Lei-
stungen im Jahr 2008 zusitzlich 2,82 Mio. £ Kernbeitrige.

Dianemark und GrofBbritannien haben gemeinsame Strategien fiir
UNICEF, UNFPA und UNDP fiir den Zeitraum 2009-2011 formuliert.
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Diese Strategien legen Kriterien und Indikatoren fest, nach denen die
Effektivitit und Effizienz der Organisationen bewertet wird. GroBbritan-
nien hat bei Erreichung bestimmter Indikatoren zusitzliche Gelder in
Aussicht gestellt

* Norwegen plant, die Finanzierung von nicht reformwilligen (Sonder)
Organisationen zu reduzieren. Es hat keine eigenen Indikatoren fiir die
Bewertung der Organisationen entwickelt, sondern benutzt z. B.
MOPAN-Ergebnisse, vor allem aber die Berichterstattung der Organisa-
tionen selbst. Norwegen legt Wert auf einen Dialog mit den VN-Organi-
sationen und auf partnerschaftliches Vorgehen.

Partnerschaftsabkommen mit einzelnen VN-Organisationen sind nicht unum-
stritten. Einerseits schaffen sie Erwartungssicherheit und stellen die Arbeit der
Organisationen auf eine gesichertere, mehrjahrige finanzielle Basis. Sie beftie-
digen den Wunsch nach stérkerer Rechenschaft und Sichtbarkeit auf Seiten der
Geber. Andererseits werden durch solche bilateralen Abkommen, die iiber
Kernbeitrage geschlossen werden, die multilateralen Aufsichtsgremien unter-
laufen. Ebenso fiihren die Abkommen zu erhdhtem Verwaltungsaufwand bei
VN-Organisationen und bei Regierungen von Geberstaaten.

Zwischenfazit

Aus der Gesamtanalyse der Geberpraxis ergibt sich ein eindeutiges Bild. Wie
Tabelle 6 zeigt, sind die nordischen Staaten (Norwegen, Danemark, Schweden)
und andere kleine Staaten (Irland, NL, Schweiz, Belgien) vorbildliche und
reformfordernde Geber. Mit Ausnahme von Norwegen leisten diese Staaten in
absoluten Zahlen allerdings eher geringe Beitrage zum VN-EZ-System. Wéh-
rend Norwegen bei UNDP mehr Kernbeitrige leistet als zweckgebundene Bei-
trége, ist die Bilanz fiir das gesamte VN-EZ-System nicht ganz so positiv.

Kanada und GroBbritannien, deren Verhalten in vielen Aspekten ebenfalls den
Reformprozess unterstiitzt, unterlaufen durch ihren hohen Anteil an zweckge-
bundenen Mitteln den multilateralen Charakter des VN-Systems. Dieser Vor-
wurf lasst sich auch gegentiber Japan und den USA formulieren. Obwohl die
USA mit Abstand den grofiten finanziellen Beitrag zu den operativen VN-
Tatigkeiten leisten, trdgt ihr sonstiges Geberverhalten bislang nur wenig zu
einer Uberwindung der Fragmentierung des VN-Systems bei. Deutschland
positioniert sich weder im positiven noch im negativen Extrem. Allerdings ist
zu vermuten, dass durch die verhdltnisméafig geringe Hohe der absoluten Bei-
trdge kaum eine strategische Forderung von Reformen erfolgen kann (vgl.
auch Grimm 2005).
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Tabelle 5: Zusammenfassung: Geberverhalten auf einen Blick

Unterstiitzun
Bedeutung der VN Gutes Geberverhalten fiir Reformeng

»Angemessene® | VN-Anteil | VN Mind. 50 % Mehr- Beitriige
Beitragshohe >10 % wichtigster | Finanzierung fiir | jihrige | fiir

UNICEF/ der Gesamt-| Empfinger | Kernhaushalte Zusagen | DaO / UNCCF
UNDP/ ODA multilateraler
UNHCR ODA Gesamt / UNDP

NO
DK
SE
IE
NL
CH
BE
CA
GB
ES
DE
FR
UsS
JP
IT

Quelle: Eigene Zusammenstellung

3.1.2 Verhalten nicht traditioneller Geber

Die Untersuchung des finanziellen Engagements von Entwicklungs- und
Schwellenldndern ist an dieser Stelle notwendigerweise oberfléchlicher.
Erstens ist die Datenbasis eingeschrinkt; es liegen keine OECD/DAC-Daten
vor, und die Datenerfassung iiber die Finanzfliisse von Nicht-OECD/DAC-
Geber befindet sich noch in den Anfingen (UN ECOSOC 2008). Dies macht
eine vergleichende Einschitzung zwischen VN-Engagement und Engagement
in anderen multilateralen Organisationen unmdglich. Zweitens tragen zwar
viele Entwicklungs- und Schwellenldnder mittlerweile zur Finanzierung der
operativen Aktivitidten des VN-Systems bei. Allerdings ist ihr Beitrag weiter-
hin sehr eingeschrinkt. Die folgende Untersuchung beschréinkt sich daher auf
drei Fragen: In welchem Ausmalf finanzieren Schwellenldnder und Lénder
mittleren Einkommens das VN-System? Sind ihre Beitrige dem angemessen,
was sie aufgrund ihrer Wirtschaftskraft zahlen konnten? Entsprechen ihre Zah-
lungen den Prinzipien ,,guten” Geberverhaltens?
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Beitrag zur Finanzierung des VN-EZ Systems

Entwicklungs- und Schwellenldnder tragen in steigendem MaB zur Finanzie-
rung der operativen Tétigkeiten des VN-Systems bei. Waren Nicht-
OECD/DAC Mitglieder 1993 fiir lediglich 7 % der Ressourcen fiir operative
VN-Aktivitdten verantwortlich, betrug ihr Anteil im Jahr 2008 immerhin 12 %
(UN Secretariat 2010, 3). Da der Kreis der untersuchten Lander G-20-
Mitglieder umfasst, enthilt Tabelle 6 auch Beitrdge von Staaten, die mittler-
weile der OECD angehoren (Mexiko, Stidkorea). Diese Einteilung scheint
hier vertretbar, da diese Lander zu jenen Staaten gehdren, die traditioneller-
weise Empfangerldander von VN-Unterstiitzung waren und bisher nicht als
Geberstaaten in Erscheinung getreten sind.

Verglichen mit den Beitrdgen der meisten Industrieldnder sind die Beitrage
von Entwicklungs- und Schwellenléndern marginal. Der Beitrag Chinas bei-

Tabelle 6: Entwicklungs- und Schwellenlénder: Beitrige fiir operative
VN-Aktivititen (2003-2008, in Mio. USS)

2003 | 2004 | 2005| 2006 | 2007 | 2008 |Mittelwert
Brasilien (BR) 216 270 389 386 438 248 325
Argentinien (AR) 165 276 297 301 280 186 251
Saudi-Arabien (SA) 26 28 38 90 99 541 137
China (CN) 39 42 54 61 72 86 59
Siidkorea (KR) 38 43 39 60 92 77 58
Agypten (EG) 18 28 38 42 51 61 40
Russische Foderation (RU) 22 16 53 50 41 55 40
Indien (IN) 13 35 52 37 37 39 36
Mexiko (MX) 26 18 17 43 45 45 32
Tiirkei (TR) 4 5 23 14 35 29 18
Siidafrika (ZA) 20 17 3 10 11 15 14
Pakistan (PK) 10 3 6 14 20 15 11
Indonesien (ID) 0,5 4 4 14 10 13 8
Malaysia (MY) 2 3 4 4 5 7 4
Andere 9.700 [ 11.244 | 13.221 [ 16.070 | 17.842 | 20.814 14.815
Gesamtwert 10.299 | 12.032 [14.243 [ 17.196 | 19.078 | 22.240 15.848
Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Basis UN (2005; 2006a; 2007a; 2008a;

2009b); UNDESA (2010 Tabelle A-5)
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spielsweise liegt deutlich unter den Finanzvolumina, die die Schweiz, Bel-
gien oder Irland fiir die operativen Tétigkeiten des VN-Systems bereitstellen
(vgl. Tabelle 1). Auch Siidkorea — seit 2010 OECD/DAC-Mitglied — leistet
nur geringe Beitrdge. Die Beitragshohe der lateinamerikanischen Staaten
hebt sich in der Tabelle stark ab, ebenso wie die Saudi-Arabiens. Die Zusam-
menarbeit zwischen diesen Staaten und den meisten Akteuren des VN-
Systems — allen voran UNDP — basiert vor allem auf der Finanzierung von
entwicklungspolitischen Aktivitidten im eigenen Land. Der starke Anstieg
der Beitrage Saudi-Arabiens 2008 wurde allerdings durch einen Beitrag von
500 Mio. US$ an das Welterndhrungsprogramm erzielt (UN 2010a, 20).

Stellt man die Beitrdge, die an das VN-System geflossen sind, den VN-
Ausgaben in den jeweiligen Landern gegeniiber (Tabelle 7), so zeigt sich,
dass bislang nur eine Handvoll Staaten Netto-Beitragszahler sind. Es wird

Tabelle 7: Nettobeitragszahler an das VN-System (2007 und 2008)
2007 2008
Beitrdge/Ausgaben/Differenz Beitrdge/Ausgaben/Differenz

CN 72 /156 /-84 86/ 145/ -59

IN 37/277/-240 39/214/-175

PK 20/297/-277 15/243/-228

MY 5/16/-11 7/13/-6

BR 438/385/53 248 /326 /-78

ZA 11/34/-23 15/38/-23

AR 280 /268 /12 186/194 /-8

ID 10/318/-308 13 /261 /-248

KR 92/8/84 77/10/67

MX 45/39/6 54/54/0

SA 99/31/68 541/30/511

TR 35/50/-15 29/50/-21

RU 41/68/-27 55/55/ 0

EG 51/101/-50 61/119/-58

Andere 17.842 /15.295 / 2547 20.814 / 16.879 / 3935

Gesamtwert 19.078 / 17.343 / 1735 22.240/18.631 /3609

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis UN (2009b, Tabelle A-3, B-2);

UNDESA (2010, Tabelle A-4, A-5, B-3)
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sehr deutlich, dass es Schwellenldandern generell eher schwer fillt, aus dem
Lager der Entwicklungslander und Empfanger von VN-Geldern zu den
Beitragszahlern zu wechseln. 2007 und 2008 erhielten lediglich Siidkorea,
Saudi-Arabien und Mexiko weniger Geld durch das VN-System als sie fiir
operative Tétigkeiten selbst beigetragen haben. Alle anderen Staaten waren
2007 oder 2008 Empfingerlénder.

Angemessene Beitragshohe

Ein Vergleich zwischen den Beitrdgen, die Schwellenldnder aufgrund ihrer
Wirtschaftskraft zahlen konnten, mit dem, was sie tatsdchlich zahlen, halt
interessante Ergebnisse bereit. Tabelle 8 zieht den Verteilungsschliissel fiir
den reguldren VN-Haushalt als MaBstab heran und misst daran die Sum-
men, die Entwicklungs- und Schwellenldandern auf freiwilliger Basis zu den
Kernhaushalten ausgewihlter Fonds und Programme beitragen.

Obwohl Entwicklungs- und Schwellenlénder, die mit substanzieller Armut
und Ungleichheit im eigenen Land zu kdmpfen haben, nicht im gleichen
Mal zu globaler Solidaritat herangezogen werden konnen wie Industrie-
lander, ist doch auffillig, dass das VN-System von ihnen bisher kaum mit
Mitteln fiir operative Aktivititen bedacht wird.!® Wihrend bilateral sub-
stanzielle Summen flieBen, tragen Entwicklungs- und Schwellenldnder kaum
zur Grundfinanzierung der operativen VN-Tétigkeiten bei. Auffalligste Dis-
krepanz besteht bei der Volksrepublik China, die mehr als 2,5 % des zweijdh-
rigen VN-Haushalts 2008/2009 schulterte. Thr Beitrag zu den Kernhaushalten
von UNICEF, UNDP und UNHCR liegt weit unter einem Prozent. Der Bei-
trag an UNDP lag 2008 mit fast 0,3 % dabei am hdchsten, miisste aber mehr
als verzehnfacht werden, damit China das Volumen zur Verfiigung stellt, was
es flir den reguliren VN-Haushalt 2010/2011 als Anteil akzeptiert. Auch Siid-
korea, das in der OECD als Geberstaat auftritt, leistet nur sehr geringfiigige
Beitrdge zu den Kernhaushalten. Gemessen am reguléren Hauhaltsschliissel
bediirften sie einer deutlichen Steigerung. Fiir keines der untersuchten Ent-
wicklungs- und Schwellenlénder ist das VN-System ein bevorzugter Partner
zur Forderung der Entwicklung in anderen Staaten, wenn die Hohe der finan-
ziellen Beitrdge zu den Kernhaushalten der Fonds und Programme als Indika-
tor gilt.

16 Diese Analyse stiitzt sich auf Daten bis 2008, da die VN diese mit zweijdhrigem Abstand
zur Verfiigung stellen.
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Tabelle 8: Entwicklungs- und Schwellenliinder: Beitrige zu den
Kernhaushalten 2007 (UNICEF, UNDP und UNHCR)

Beitragsschliissel
fiir Ordentliche
VN-Haushalte
(in %)

Beitrag zum
UNICEF-
Kernhaushalt
2007

(in Tausend
USS / Anteil %)

Beitrag zum
UNDP-
Kernhaushalt
2007

(in Tausend
USS$ / Anteil %)

Beitrag zum
UNHCR-
Kernhaushalt
2007

(in Tausend
USS / Anteil %)

2007- 2010-

2009 2012
CN 2.667 3.189 1489 /0,137 3460/ 0,293 250 /0,095
IN 0,450 0.534 938/0,086 4448 /0,376 10/0,004
PK 0,059 0.082 62 /0,006 466 /0,039 0/0
MY 0,190 0.253 168 /0,015 390/0,033 0/0
BR 0,876 1.611 966 /0,087 0/0 0/0
ZA 0,290 0.385 0/0 0/0 0/0
AR 0,325 0.287 165/0,015 0/0 20 /0,008
ID 0,161 0.238 202/0,019 148 /0,013 0/0
KR 2,173 2.260 2500 /0,229 10/0,001 2000 /0,762
MX 2,257 2.356 1159/0,106 1060 /0,090 1000/ 0,381
SA 0,748 0.830 1000 /0,092 0/0 100/0,038
TR 0,381 0.617 140/0,013 1440/0,122 200/0,076
RU 1,200 1,602 1000 / 0,092 1100/ 0,093 1000/ 0,381
EG 0,088 0,094 0/0 0/0 0/0
Andere | 88215 85,662 1080338/ 1169284/ 2571777/

99,102 98,940 98,254

Gesamt-| 100 100 1090 127 1181 806 262 357
wert

Quelle: Zusammenstellung und z. T. eigene Berechnung auf Basis UN (2009b,
Tabelle A-4); UN General Assembly (2007b; 2009b).
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Abbildung 12: Entwicklungs- und Schwellenléinder: Core-/Non-Core-

Beitrige fiir VN-EZ (2008)
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis (UNDESA 2010, Tabelle A-3, A-5)

Tabelle 9: Entwicklungs- und Schwellenléinder: Core- und Non-Core-
Beitriige fiir operative VN-Aktivititen (2007, in Mio. US$)

Gesamtsumme davon Sonderorganisationen
Kernbeitrige | Zweckgebundene Kernbeitrige Zweckgebundene
Beitrige (Pflichtbeitrige) | Beitrige
CN 39 33 30 8
IN 17 20 11 4
PK 6 14 5 1
MY 3 1 2 0
BR 27 412 25 132
ZA 4 7 4 4
AR 12 268 12 40
1D 2 8 2 0
KR 26 65 21 24
MX 26 19 23 7
SA 10 89 8 67
TR 8 28 5 13
RU 16 25 12 6
EG 5 46 5 0,3
Andere 5.321 12.613 1.237 3.086
Gesamtwert | 5.501 13.577 1.385 3.386

Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Basis UN (2009a, Tabelle A-4; A-5)
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Viele Schwellenlénder leisten allerdings selektiv Beitrdge zu thematisch favo-
risierten Finanzierungsmechanismen. Exemplarisch sei hier der Fonds fiir
Friedenskonsolidierung angefiihrt, der 2006 gleichzeitig mit der Friedenskon-
solidierungskommission eingerichtet worden ist (Weinlich 2006). Obwohl
auch hier der Grof3teil der Gelder von westlichen Gebern stammt, trugen nicht
nur die beiden stdndigen Sicherheitsratsmitglieder China (3 Mio. US$) und
die Russische Foderation (4 Mio. US$) Millionenbetrige bei, sondern auch
Indien (2 Mio. US$) (UNDG 2010c).

Gutes Geberverhalten von Entwicklungs- und Schwellenlindern

Um bewerten zu konnen, inwiefern die Zahlungspraktiken von Entwicklungs-
und Schwellenldndern der Kohérenz zutrdglich ist, muss nicht nur das Ver-
héltnis zwischen Core- und Non-Core-Mitteln untersucht werden. Ebenso
stellt sich die Frage der Mehrjéhrigkeit der Mittelvergabe. Dazu liegen aller-
dings keine Informationen vor. Daher beschrinkt sich die Untersuchung hier
auf das Core-/Non-Core-Verhéltnis der Beitrége fiir die entwicklungsbezoge-
nen VN-Aktivititen, die ldnderspezifisch in Abbildung 12 dargestellt sind.

Abbildung 12 zeigt klar, dass der Hauptanteil der Beitrdge von Entwicklungs-
und Schwellenldndern an die VN-EZ durch Beitrdge an die Kernhaushalte
erfolgt. Lediglich die Russische Foderation und Agypten haben 2008 mehr als
die Hilfte ihrer Mittel an bestimmte Zwecke gebunden.

In dieser Grafik sind allerdings lokale Ressourcen, die Regierungen fiir die
Tatigkeiten der VN-Organisationen in ihrem eigenen Land beitragen (selbst-
unterstiitzende Beitrdge), nicht enthalten. Die in Tabelle 9 abgebildeten abso-
luten Beitrdge an das VN-System fiir operative Tétigkeiten enthalten diese
Zahlungen. Dadurch ergibt sich ein deutlich anderes Bild, insbesondere fiir
Schwellenléinder. Ahnlich wie bei den Industriestaaten liegen auch bei den
meisten dieser Lander die zweckgebundenen Beitrdge deutlich hoher als die
Beitrdge zu den Kernhaushalten. Lediglich China, Mexiko und Malaysia
haben 2007 mehr zu den Kernhaushalten der VN-Organisationen beigetragen
als sie dem VN-System in Form von zweckgebundenen Mitteln zur Verfii-
gung stellten. Indien befindet sich knapp iiber der 50 %-Marke, ebenso wie
Siidafrika, dass weniger als 40 % seiner im Vergleich allerdings sehr geringen
Mittel an das VN-System gebunden vergibt. Tabelle 9 zeigt auch, dass bei fast
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allen Entwicklungs- und Schwellenlédndern die Gesamtbeitridge zu den Kern-
haushalten nur wenig groBer als diejenigen Kernbeitrdge, die sie als Mit-
gliedsbeitrdge an die Sonderorganisationen zahlen miissen. Das bedeutet
auch, dass sie nur sehr geringe freiwillige Zahlungen an die Kernhaushalte der
Fonds und Programme leisten.

Die Beitrdge von Brasilien und Argentinien stechen auch in Bezug auf das
Volumen hervor. Dies ldsst sich vor allem auf selbstunterstiitzende Beitrdge
(self-supporting contributions) zuriickfithren. Vor allem die lateinamerikani-
schen Staaten machen davon Gebrauch, aber auch andere Mittel- und Hoch-
einkommensldnder etwa in der arabischen Region. Da diese Lander aufgrund
ihrer gestiegenen Wirtschaftskraft nur sehr geringe Mittel aus den Kernhaus-
halten der VN-Organisationen erhalten, sind sie dazu iibergegangen, ihre
UNDP-Biiros und Programme selbst zu finanzieren und auch Sonderorganisa-
tionen fiir ihre Dienste selbst zu bezahlen. Nicht selten leihen sie sich dafiir bei
internationalen Finanzinstitutionen Geld und benutzen VN-Akteure als Durch-
filhrungsorganisationen, wobei sie die Programme entweder komplett oder
teilweise finanzieren (Galvani / Morse 2004).

Die Zweckbindung der Mittel und die Nutzung von VN-Organisationen als
Durchflihrungsorganisationen haben auch in diesem Fall Konsequenzen. UNDP
etwa zeichnet selbst ein generell positives Bild von dieser Kooperationsform,
nicht zuletzt, da sie eine Einkommensquelle darstellt und der Organisation in Lén-
dern mittleren Einkommens ein Standbein sichert. UNDP stellt aber auch fest,
dass Regierungen oft um Unterstiitzung in solchen Bereichen bitten, die auf3er-
halb des Mandats oder der Kernkompetenzen der Organisation liegen (UNDP
2008, xi). Externe Stimmen formulieren die Kritik noch deutlicher: Dadurch, dass
UNDP in diesen Landern ausschlieBlich als Durchfiihrungsorganisation auftritt,
kann es seine Rolle im Bereich der Anwaltschaft, der Koordination und des Capa-
city Building nur schlecht wahrnehmen (Galvani / Morse 2004). Entwicklungs-
ldnder hingegen weisen darauf hin, dass das die Ownership der Regierung bei die-
ser Form der Kooperation sehr stark sei.

Wie verbreitet die Praxis der selbstunterstiitzenden Beitrdge auch iber die latein-
amerikanische Region hinaus mittlerweile ist, zeigt Tabelle 10, die die zehn groB-
ten Beitragszahler dieser Form von zweckgebundenen Beitrdgen und deren Volu-
men darstellt. 2007 zahlten Entwicklungs- und Schwellenlénder insgesamt 2,2
Mrd. US$ in Form von selbstunterstiitzenden Beitrdgen fiir entwicklungspoliti-
sche VN-Aktivitéten. 2008 ist das Volumen auf 1,6 Mrd. US$ gefallen. Allerdings
macht dieser Betrag immer noch ungefahr 16 % aller zweckgebundenen Beitriage
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fir entwicklungsrelevante VN-Aktivitdten aus (UN 2010a, 23). Auch im Ver-
gleich zu den 4,6 Mrd. US$, die im gleichen Jahr an das VN-System als ent-
wicklungsrelevante Kernbeitrdge flossen, ist der Betrag durchaus beachtlich.

Tabelle 10: Top Ten der selbstunterstiitzenden Linder (2008)

Geber Selbstunterstiitzende Beitrige | Anteil an den Gesamtbeitrigen fiir
(in Mio. US$) entwicklungsbezogene Aktivititen

(in %)

Brasilien 219 88

Panama 199 98

Argentinien 173 93

Kolumbien 130 98

Peru 120 98

Agypten 56 91

Irak 41 82

Honduras 38 98

Afghanistan 32 98

China 31 36

Quelle: UN (2010a, Tabelle 5)

Zwischenfazit

Anders als bei den Industrieldndern ist die Einteilung in ,,gute und ,,schlechte*
Geber bei den Entwicklungs- und Schwellenlédndern nur schlecht méglich. Dies
liegt nicht zuletzt daran, dass die meisten Schwellenlénder sich immer noch eher
auf der Seite der Empféngerldnder von VN-EZ-Mitteln sehen und kaum sub-
stanzielle Beitrdge leisten. Obwohl Staaten wie China oder Indien bilateral
beachtliche Summen fiir Siid-Siid-Kooperation ausgeben und sich auch inner-
halb der VN fiir dieses Thema engagieren, schligt sich dieses Engagement nicht
in freiwilligen Beitrdgen an das VN-System nieder. Schwellen- und Entwick-
lungslénder leisten kaum Kernbeitrdge an die Fonds und Programme und nur
geringfligig mehr als ihre Pflichtbeitrdge an die Sonderorganisationen. 2007 und
2008 erhielten lediglich Siidkorea, Mexiko (beide OECD-Mitglieder) und Saudi-
Arabien weniger Geld durch das VN-System als sie flir operative Tatigkeiten
selbst beigetragen haben. Werden Beitrdge, die Staaten fiir entwicklungspoliti-
sche Aufgaben im eigenen Land an VN-Organisationen zahlen (selbstunterstit-
zende Beitrége), nicht in die Rechnung einbezogen, haben die meisten Staaten
ein ausgeglichenes Verhéltnis von Kernbeitragen und zweckgebundenen Beitré-
gen. Dies bedeutet aber auch, dass das Volumen der nicht fiir das eigene Land

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik 73



Silke Weinlich

veranschlagten zweckgebundenen Beitrdge nicht besonders hoch ist. Die Praxis
der selbstunterstiitzenden Beitrdge, die vor allem in Lateinamerika und bei ande-
ren Landern mittleren und hohen Einkommens verbreitet ist, macht den groéften
Beitrag der Entwicklungs- und Schwellenlénder fiir die VN-EZ aus. Diese Form
von finanziellem Engagement scheint allerdings ebenfalls eher die Fragmentie-
rung des VN-Systems als dessen Kohérenz zu fordern.

3.2 Motive und politisches Engagement

Nach der Analyse der finanziellen Vergabepraxis steht in diesem Unter-
kapitel das Verhalten der Staaten in den Aufsichtsgremien im Vorder-
grund. Inwiefern verhalten sich Staaten konstruktiv und tragen dazu bei,
dass das VN-System angemessene Leistungsvorgaben erhdlt? Um das
Verhalten der Staaten besser einordnen zu konnen, wird zunidchst ein
Uberblick iiber die Motive der Industriestaaten und der Entwicklungs-
und Schwellenldnder gegeben. Unter Motiven werden {ibergeordnete
Beweggriinde des einzelstaatlichen Engagements bei den Vereinten
Nationen verstanden, die die Formulierung konkreter Positionen in Bezug
auf grundlegende Ziele und politische Handlungsstrategien in den
Reformverhandlungen mit anleiten.

3.2.1 Motive fiir VN-Engagement

Die Analyse der Motive fiir das Engagement von Staaten in der VN-EZ muss
an dieser Stelle notwendigerweise oberflichlich und vereinfachend bleiben.
Generell ist festzustellen, dass Staaten sowohl innerhalb der Gruppe der Indu-
striestaaten als auch innerhalb der Gruppe der Entwicklungs- und Schwellen-
lander fundamentale Motive teilen. Allerdings bestehen innerhalb der Grup-
pen unterschiedlich gewichtete Mixe aus macht- und wertpolitischen bzw.
entwicklungspolitischen Motivlagen.

Obwohl Industrie- und Entwicklungslédnder prinzipiell das Interesse teilen,
eine moglichst gute und groe Wirkung der EZ der VN auf Landerebene zu
erreichen, bestehen fundamentale Gegensdtze in den iibergeordneten
Beweggriinden fiir das Engagement in den Vereinten Nationen, wie in der
Gegeniiberstellung der Positionen in Tabelle 11 deutlich wird. Wenngleich
nicht alle Verhandlungen iiber technische Fragen von diesem Grundkonflikt
tiberlagert werden miissen, konnen die jeweiligen Verhandlungspositionen
in nahezu jedem beliebigen Entscheidungsprozess auf den Nord-Siid Kon-
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Tabelle 11: Motive von Industriestaaten und Entwicklungs- und
Schwellenléindern fiir VN-Engagement

VN-EZ hat Vorteile gegeniiber
anderen EZ-Akteuren
GroBenvorteile (economies of
scale) nutzen
VN-Strukturen/Reichweite
nutzen

VN als wichtiger humanitirer,
neutraler Akteur

VN als Akteur mit integriertem
Mandat (Sicherheit, Nothilfe,
Entwicklung)

VN als wichtiger Partner fiir
Programmlédnder

VN mit einzigartigem
normativ-operativem Mandat

Kontrolle und
Qualititssicherung iiber
Verwendung zur Verfiigung
gestellter Gelder

=>
=>

Industriestaaten Entwicklungs- und
Schwellenlinder
Machtpolitische | Beibehalten der aktuellen e Veridnderung der
Motive Machtverteilung im Machtverhéltnisse im int.
internationalen System System
e Bewahren der marginalen Rolle | ¢  Aufwertung der VN generell
der VN in Wirtschafts- und und insbesondere in
Finanzfragen (jenseits von Wirtschafts- und Finanzfragen
Entwicklung) .
e Mitspracherecht bewahren und,
e Sicherung des nationalen wo moglich, ausbauen
Einflusses im . .
zwischenstaatlichen Machtspiel | *  Prestigegewinn durch VN-
Engagement
e Prestigegewinn durch VN-
Engagement
Wertorientierte | ¢ Multilaterale Strukturen e Multilaterale Strukturen
Motive stirken, da VN wichtig im starken, da VN wichtig als
Bereich Sicherheit, als globales globales Forum mit inklusiven
Forum, als Garant des Entscheidungsverfahren, im
Volkerrechts Bereich Sicherheit, als Garant
. des Volkerrechts
¢ Schutz/Bereitstellung
offentlicher Giiter e Schutz/Bereitstellung
L . offentlicher Giiter
¢ Globale Solidaritit beweisen
*  Globale Solidaritit beweisen
Entwicklungs- e VN stirken, da einzigartige e Besonderheiten des VN-EZ
politische Rolle als universaler Norm- Systems bewahren
Motive und Standardsetzer => Keine Konditionalititen

Neutralitit und Unparteilichkeit
Orientierung an nationalen
Priorititen

Geberdominanz
entgegenwirken, eigene
Akzente setzen

Zugang zu
Ressourcen/Kapazititen des
VN-Systems

Steigerung der fiir EZ zur
Verfiigung stehenden Betrige

VN als Forum fiir Siid-Stid -
Kooperation nutzen
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flikt zugespitzt werden. Dies lenkt von inhaltlichen Aspekten der Entschei-
dungen ab. In den meisten VN-Entscheidungen stehen Forderungen nach
mehr Ressourcen dem Wunsch nach der Begrenzung der Ausgaben gegen-
tiber, oder die Forderung nach der Aufwertung der VN steht im Widerspruch
zu den Bestrebungen, ihre jetzige Rolle beizubehalten.

Motive von Industriestaaten

Bei den Motiven der Industriestaaten ldsst sich unterscheiden zwischen solchen,
die die finanzielle Unterstiitzung des VN-EZ-System anleiten und solchen, die
das grundsétzliche Staatenverhalten innerhalb der VN mitbestimmen. Grund-
sdtzlich teilen die Industriestaaten das Interesse, die bisherige Machtverteilung
im internationalen System beizubehalten. Damit einher geht auch, dass die VN
weiterhin keine grofle Rolle in Wirtschafts- und Finanzfragen spielen sollen.
Aus Perspektive der meisten Industriestaaten sollen diese Themen besser in
jenen Gremien verhandelt werden, in denen sie auch formal iiber den grofiten
Einfluss verfiigen, etwa in den G-8/G-20, der Weltbank oder dem Internationa-
len Wahrungsfonds (IWF).

Die VN-Organisationen stellen einen potenziell interessanten multilateralen
Partner dar sowohl fiir kleinere Staaten, die iiber keine starken Vorfeldorgani-
sationen verfiigen (z. B. Schweiz) als auch Staaten, die im Lichte der Paris-
Agenda ihr Engagement auf eine liberschaubare Anzahl von Kernléndern redu-
zieren wollen (z. B. Kanada, Norwegen), verstarkt in fragilen Staaten aktiv sein
wollen (UK, Kanada) oder starke humanitire Schwerpunkte setzen wollen
(z. B. Japan). Das VN-System ermoglicht ihnen, ihre beschrankten Mittel
gemeinsam mit denen anderer Staaten wirkungsvoller und globaler einzusetzen
als durch bilaterale Zusammenarbeit allein. Der Schutz und die Bereitstellung
offentlicher Giiter wie Wasser, Klimaschutz und grenziiberschreitender
Gesundheit lassen sich zudem ausschlieBlich im globalen Kontext regeln. Nicht
zuletzt stellen finanzielle Beitrdge an VN-Organisationen ein Mittel dar, um den
eigenen Einfluss in der Weltorganisation zu stérken, und zwar politikfeldspezi-
fisch ebenso wie politikfeldiibergreifend.
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Kleinere Staaten eint das Interesse an einer starken Weltorganisation, da sie
in anderen Gremien wie den G-20 oder der EU (im Fall von Norwegen und
der Schweiz) nicht vertreten sind, oder aber ihre Stimme nicht gleichbe-
rechtigt zu Gehor bringen konnen. Das regelbasierte System kollektiver
Sicherheit — so fehlerbehaftet es in der Praxis auch sein mag — bietet diesen
Staaten mittel- und langfristig Schutz vor machtpolitischen Alleingdngen
méchtigerer Staaten. Aber auch fiir Mittelmichte wie Deutschland oder
Kanada, die traditionell multilateral ausgerichtet sind oder auf den Ruf als
“Good International Citizen” Wert legen, ist ein funktionierendes VN-
System von Bedeutung.

Fiir die stdndigen Sicherheitsratsmitglieder haben entwicklungspolitische
Fragestellungen einen geringeren Stellenwert als die sicherheitspolitischen
Aktivitidten der VN. Die Finanzierung der VN-EZ und das mithsame Refor-
munterfangen stellen im Extremfall den notwendigen Preis dar, den diese
Staaten fiir das Funktionieren des Sicherheitsrats und die globale Norm-
und Standardsetzungsfunktion der VN zu zahlen bereit sind. Dies spiegelt
sich z.B. auch in der Anzahl der Mitarbeiter(innen) wider, die sich in New
York mit wirtschaftlichen und sozialen Themen beschéftigen. GroBbritan-
nien hebt sich hier allerdings von den USA und Frankreich ab, das auch in
diesem Themenbereich gut aufgestellt und sehr aktiv ist.

Nicht zuletzt werden ODA-Zahlungen an die VN auch fiir {ibergeordnete
Ziele instrumentalisiert. Fiir Aspiranten und Konkurrenten um eine stan-
dige Mitgliedschaft im Sicherheitsrat wie Japan, Deutschland oder Italien
stellen Beitragszahlungen an das VN-System eine Moglichkeit dar, ihren
Anspruch auf einen Sitz zu untermauern. Oft werden aber direkte bilaterale
Zuwendungen an Entwicklungsldnder bevorzugt, um Unterstiitzung oder
Zustimmung in Wahl- oder Verhandlungsprozessen zu erlangen. Dies ist
zumindest im Fall der USA empirisch plausibel nachgewiesen (Kuziemko/
Werker 20006).

Weiterhin teilen die Industriestaaten das grundsétzliche Bestreben, ihren
eigenen Pflichtanteil an der Finanzierung des VN-Systems moglichst
gering zu halten, besonders diejenigen Staaten, die bereits einen relativ
hohen Anteil tragen (USA, Japan, Deutschland). Aber auch sonst besteht
der grundsitzliche Wunsch, die generellen Kosten fiir den Unterhalt der
Fonds und Programme eng zu begrenzen, und der moralischen oder fakti-
schen Verpflichtung auf héhere EZ-Zahlungen entgegenzuwirken.
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Motive von Entwicklungs- und Schwellenldndern

Auch in der Gruppe der Entwicklungs- und Schwellenlédnder gibt es groBe
Uberschneidungen in Bezug auf ihre Beweggriinde fiir das Engagement im
VN-EZ-System. Trotz potenziell widerspriichlicher Interessen innerhalb der
sich wirtschaftlich und politisch stark ausdifferenzierenden Gruppe der Ent-
wicklungs- und Schwellenlédnder besteht weiterhin ein grofles Interesse
daran, gemeinsam als G-77 oder NAM den Industrieléndern gegeniiber zu
treten. Es ldsst sich zwischen solchen Motiven unterscheiden, die das grund-
sétzliche Staatenverhalten innerhalb der VN mit anleiten, und solchen, die die
Inanspruchnahme des VN-EZ-Systems mitbestimmen. Wie oben deutlich
wurde, treten Schwellenlédnder bisher nicht als klassische Geber gegeniiber
den VN auf, sondern engagieren sich nur selektiv.

Entwicklungs- und Schwellenldnder teilen das Bestreben, die Rolle der VN
aufzuwerten, insbesondere in Wirtschafts- und Finanzfragen. Dies ist die offi-
zielle Position der G-77 und Chinas und der Bewegung Blockfreier Staaten
(vgl. NAM 2009; G-77 2009). Die VN mit ihren multilateralen und inklusi-
ven Entscheidungsfindungsprozessen gelten als unentbehrliches und heraus-
ragendes Forum. Die Aufwertung der Wirtschaftsagenda ist prioritdr zu ver-
folgen, da die Bedeutung von Generalversammlung und ECOSOC in den
letzten beiden Dekaden im Vergleich zum Sicherheitsrats substanziell abge-
nommen hat, und wichtige Wirtschafts- und Finanzfragen in anderen inter-
nationalen Institutionen verhandelt werden, in denen Entwicklungslander
weniger Mitspracherechte haben. Auch G-20-Mitglieder wie Indien riicken
offiziell nicht davon ab, dass die Vereinten Nationen die wichtigste interna-
tionale Organisation sein soll.

Einige Staaten betrachten die VN prinzipiell als Forum, in der sie fiir eine
gerechtere Weltordnung und gegen die Dominanz westlicher Industrienatio-
nen kdmpfen. Besonders jene Léander, die auch national versuchen, Gegen-
modelle zum kapitalistischen Mainstream zu entwickeln, treten hier hervor,
etwa die Mitglieder der von Venezuela und Kuba gegriindeten Bolivarischen
Allianz fiir die Amerikas (ALBA). Aber auch fiir Indien oder Pakistan ist die
die Formulierung von Kritik an der dominanten Weltordnung eine wichtige
VN-Funktion. Neben der ideologischen Motivation kann ein konfrontatives
Verhalten in VN-Gremien aulerdem dazu dienen, Fithrungsanspruch gegen-
tiber dem heimischen oder internationalen Publikum zu signalisieren. Nicht
zuletzt kann durch Abgrenzung vom politischen Norden stirkere Einigkeit in
der Gruppe der Entwicklungsldnder hergestellt werden.
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Aus der Perspektive von Entwicklungs- und Schwellenldndern ist Entwick-
lungspolitik in den VN ein fundamentaler Bestandteil der Wirtschafts- und
Sozialagenda. Allerdings wehren sie sich dagegen, Entwicklungspolitik
isoliert zu betrachten. Sie wirken darauf hin, groBere Zusammenhénge,
etwa Handelsfragen, mit zu thematisieren. Die VN sollen eine Hauptrolle
in der internationalen Entwicklungspolitik einnehmen. Dafiir miissen ihre
Ausstattung und Féhigkeiten zur Mandatserfiillung und zu wirksamerer
Programmimplementierung gestdrkt werden. Das Hauptdefizit der VN im
Entwicklungsbereich liegt aus der Perspektive der Entwicklungs- und
Schwellenldnder in der mangelhaften Ressourcenausstattung, die den
umfangreichen und wichtigen Mandaten der Organisation nicht gerecht
wird. Es wird beklagt, dass die fiir die Sicherheitsagenda bereitgestellten
Gelder im Vergleich hoher ausfallen, und die fiir EZ zur Verfiigung stehen-
den Mittel ausschlieBlich auf freiwilliger Basis und in unzureichender Hohe
flieBen.

Entwicklungs- und Schwellenlénder teilen das Interesse, die Distinktions-
merkmale der EZ der VN zu bewahren. Es diirfen keine Konditionalititen
eingefiihrt werden; VN-Organisationen miissen weiterhin {iber grofitmog-
liche Flexibilitdt verfiigen, um auf die jeweiligen Bediirfnisse der Pro-
grammlédnder einzugehen; sie sollen weltweit titig sein; die Zusammenar-
beit muss auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beruhen und auf Zuschussba-
sis erfolgen. Als Empfiangerldnder teilen sie aulerdem den Wunsch, mog-
lichst groB3e Anteile an TZ und FZ, die das VN-System bereitstellt, zu erhal-
ten. Dabei stehen die Staaten in Konkurrenz zueinander, da etwa die Fonds
und Programme einen Teil der Kernhaushalte anteilig gemif Einkom-
menskategorien (LDCs, Middle Income Countries — MICs) vergeben.

Trotz dieser Konkurrenz ist die Gruppe der Entwicklungs- und Schwellen-
lander (inklusive China) stark darum bemiiht, moglichst mit einer einheit-
lichen Position aufzutreten. Viele kleinere Entwicklungslander schliefen
sich den Meinungsfithrern in NAM und G-77 an, da sie oft weder {iber die
personellen Kapazititen verfiigen, alle Entscheidungsprozesse in den VN
mitzuverfolgen, noch {iiberall starke Interessen formulieren konnten.
Dadurch wird auch sichergestellt, dass Meinungsfiihrer wie Indien, Agyp-
ten, Kuba, aber auch China in anderen Foren gegeniiber den Industrieldn-
dern fiir die Interessen der Entwicklungsléander eintreten.
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3.2.2 Verhalten in den Aufsichtsgremien

In diesem Abschnitt wird dargestellt, wie sich die ausgewéhlten Staaten in
den EZ-Aufsichtsgremien verhalten. Welche Staaten spielen eine besonders
aktive Rolle, welche Staaten treten cher fiir das internationale Gemeinwohl
ein, welche Staaten verfolgen vordringlich ihre nationalen Partikularinte-
ressen? Im Mittelpunkt der Analyse stehen exemplarisch der UNDP /
UNFPA Exekutiv-Rat, das operative Segment des ECOSOC und der zweite
Ausschuss der Generalversammlung im Zeitraum 2009-2010. Die Analyse
beruht auf Hintergrundgespréchen, teilnehmender Beobachtung und Doku-
mentenanalysen.

UNDP/UNF PA-Exekutivrat

In der Regel beteiligen sich die westlichen Staaten sehr aktiv an den Sit-
zungen des Exekutivrats und zeigen starke Priasenz. Ihre Delegationen sind
meist durch Expert(inn)en aus den nationalen Ministerien verstérkt. Da die
Vertreter(innen) der EU-Mitgliedsstaaten dort nicht mit einer Stimme spre-
chen, sondern sich mit ihren Kolleg(inn)en aus der Regionalgruppe der
Westeuropdischen Staaten koordinieren, spielen individuelle Staaten eine
grofiere und direktere Rolle als im ECOSOC. Auffillig aktiv sind Grof3bri-
tannien, Schweden, die Niederlande, Schweiz, aber in Zeiten der eigenen
Mitgliedschaft auch Deutschland. Diese Staaten nutzen ihre Redebeitrdge
im Plenum dazu, stirkere Effizienz und Effektivitit einzufordern und ihre
Prioritdten klar zu formulieren. GrofB3britannien, die USA, Kanada, aber
auch die Niederlande oder Schweden treten dabei nicht selten mit sehr pré-
zisen und beharrlichen Forderungen gegeniiber den VN-Organisationen
auf. Andere Geber wie die Schweiz, die nordischen Staaten aber auch
Deutschland unterstiitzen zwar die vorgegebene Reformrichtung, treten
aber konzilianter auf. Sie bemiihen sich, die Organisationen vor zu viel
Mikromanagement zu schiitzen.

Unter der Bush-Regierung haben die USA oft eine konfrontative Sonder-
rolle eingenommen und mit ihrem Verhalten zu einer Polarisierung zwi-
schen Nord und Siid beigetragen. So erzwangen sie z. B. 2007 mit Korrup-
tionsvorwiirfen, die sich im Nachhinein als iiberzogen darstellten, die Ein-
stellung des Landerprogramms in Nordkorea und vertraten Extrempositio-
nen hinsichtlich der Herausgabe interner UNDP-Rechenschaftsberichte.
Viele westliche Geber gewihrten UNDP Unterstlitzung im Lichte der auch
iiber die Presse ausgetragenen Angriffe und bemiihten sich um einen Kom-
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promiss in Bezug auf die Offenlegung von internen Rechnungspriifungsbe-
richten. Unter Prasident Obama hat sich die Rolle der USA gewandelt. So
zeigten die USA eine starke personelle Prasenz bei den Exekutivratsitzun-
gen und haben sich 2010 erstmalig den Statements einiger anderer Staaten
angeschlossen.

Die Politik der Geber in den Exekutivréten befindet sich durchaus in einem
Spannungsverhéltnis zu ihrer Finanzierungspraxis. In den Forderungen
nach mehr Effizienz und Ergebnisorientierung wird kaum Bezug darauf
genommen, dass die Zweckbindung und Einjdhrigkeit von Mitteln fiir
UNDP erhebliche Probleme verursacht. Wahrend vielfach die gute Arbeit
und der Einsatz fiir Reformen gelobt werden, scheint bei einigen Gebern
die Annahme vorzuherrschen, dass UNDP deutlich mehr Geld sparen
konnte, wenn es nur wollte. Auch hier besteht ein Spannungsverhiltnis.
Wihrend auf der einen Seite Druck nétig ist, um die schwerféllige Organi-
sation zu einer effizienteren Mittelverwendung anzuhalten, besteht ein
moglicher Zielkonflikt mit der ebenfalls geforderten Stirkung der Ergeb-
nisorientierung. Hier mag ein groBerer finanzieller Spielraum nétig und
sinnvoll sein, um Reformen anzustoflen und umsetzen zu kénnen.

Die meisten Entwicklungsldander sind im Exekutivrat weniger aktiv. Nicht
zuletzt liegt dies an der diinnen Personaldecke vieler stindiger Vertretungen
in New York, die oft nur {iber einen Bruchteil der Mitarbeiter(innen) west-
licher Vertretungen verfiigen.!” Zudem reisen in der Regel kaum Mitarbei-
ter aus nationalen Ministerien an. Dadurch sind einzelne Entwicklungslan-
der noch weniger als andere in der Lage, die oft parallel stattfindenden Ver-
anstaltungen abzudecken und die komplexen Fragestellungen adidquat zu
bearbeiten. Nicht zuletzt ist das Interesse vieler Entwicklungslédnder an den
im Exekutivrat verhandelten oftmals technischen Fragen nicht so grof3 wie
das der Industrieldnder, die ein groeres Informations- und Kontrollbediirf-
nis beziiglich der Verwendung der von ihnen zur Verfiigung gestellten Gel-
der haben. Die grundsétzliche Machtassymetrie zwischen Geber- und Emp-
fangerldndern, die durch die freiwillige Natur der Beitrdge noch verstirkt
wird, mag einen weiteren Erklarungsfaktor darstellen. Aber dhnlich wie bei

17 Zur Illustration: Der VN-Protokollservice listet fiir die stindigen Vertretungen in New
York folgende Anzahl Diplomat(inn)en: USA (126), Deutschland (63), GroBbritannien
(41), Kanada (28), Russische Foderation (86), China (61), Kuba (39), Agypten (26), Indien
(21), Kenia (12), Sudan (15), Tansania (13), Athiopien (11), Demokratische Republik
Kongo (7), Afghanistan (9), Mali (5), Mozambik (6) (Stand Mérz 2010).
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den Industrieldndern bieten die Verhandlungen in Regionalgruppen mehr
Staaten die Moglichkeit, ihre Anliegen zu artikulieren.

In Reaktion auf die konfrontative Politik der USA traten die Entwicklungs-
lander zeitweilig im Block als G-77 auf, anstatt Koordinierung und Ver-
handlungsfithrung durch Landergruppen (Afrikanische Gruppe, Asiatische
Gruppe usw.) zu organisieren. Dies trug ebenfalls zu einer Polarisierung des
Exekutivrats bei. Staaten wie Kuba, Agypten, Indien, Pakistan oder Brasi-
lien sind oft in der Lage, die offizielle Position der G-77 zu dominieren. Sie
betten technische Entscheidungen in machtpolitisch motivierte Konflikte
ein, was der Konsensfindung meist abtréglich ist. Ein Beispiel dafiir war
der 2007 / 2008 ausgetragene Konflikt um den Vierjahresplan von UNDP,
der sich im Wesentlichen an der Verankerung des menschenrechtsbasierten
Ansatzes entziindete. Obwohl der UNDP-Menschenrechtsansatz in vielen
Programmlédndern akzeptiert ist und praktiziert wird, fiihrte er im Exeku-
tivrat zu Verwerfungen. Die G-77 wehrten sich erfolgreich gegen das
Beharren der Geber auf einer prominenten Rolle fiir Menschenrechte im
Dokument. Sie wollten der Einfiihrung von Konditionalitdten in die VN-EZ
entgegenwirken.

Einige der Lénder, in denen die VN-Organisationen nach dem DaO-Prinzip
zusammenarbeiten, haben in den letzten Sitzungen des Exekutivrats eine
herausgehobene Rolle eingenommen. Die Pilotlinder Ruanda, Tansania,
Vietnam, Tansania und die Self-starter Malawi und Athiopien haben ihre
Erfahrungen und erste Ergebnisse in Bezug auf die Bekdmpfung
geschlechtsbezogener Gewalt, Klimawandel, Nahrungsmittelsicherheit und
Erreichung der MDGs auf der gemeinsamen Sitzung der Exekutivrite von
UNDP/UNFPA, UNICEF und WFP vorgestellt. Tansania hat zudem um die
Erlaubnis ersucht, das sich noch in Entwicklung befindliche Gemeinsame
Landerprogramm bald in Génze vorlegen zu konnen.

China spielt eine eher zuriickhaltende Rolle. Allerdings scheut es sich auch
nicht, seine Interessen gegen andere Staaten durchzusetzen. So verhinderte
China beispielsweise 2008 zeitweilig die Verabschiedung eines Kompro-
misses zu einem Rechenschaftsrahmenwerk fiir UNDP, UNFPA und
UNOPS (Biiro fiir Projektdienste der Vereinten Nationen), in dem es unter
anderem um Modalitéiten fiir die Einsichtnahme in interne Rechenschafts-
berichte der Organisationen ging. Hintergrund mag einerseits eine Reaktion
auf den Inhalt und Ton der U.S.-amerikanischen Vorwiirfe gegen UNDP
und Nordkorea gewesen sein, andererseits aber auch Souveranititsbeden-
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ken, da der Missbrauch sensibler, Programmlénder betreffender Informa-
tionen befiirchtetet wurde. Diese Bedenken wurden im Ubrigen von ande-
ren G-77-Staaten geteilt.

Viele Schwellenldnder sind noch unentschieden, wie sie ihre Rolle in der VN-
EZ wahmehmen wollen. Wiéhrend sie im Sicherheitsrat und in der General-
versammlung selbstbewusst auftreten und Fiihrungsrollen beanspruchen, ist
ihr Verhalten in Aufsichtsraten wenig prominent. Allein beim Thema Siid-
Stid und trilaterale Kooperation sind sie meinungsstark vertreten.

Generalversammlung und ECOSOC

Die Verhandlungen in ECOSOC und Generalversammlung werden stark
von der Blockbildung zwischen Entwicklungs- und Industrieldndern
geprégt, was zu polarisierten Debatten und sachfremden Paketlosungen bei
Entscheidungen fiihrt. Die Entwicklungsldnder treten als G-77 / NAM und
China auf. Die Industrieldnder sprechen mit der Stimme der EU, die sich in
der Generalversammlung koordiniert und von der jeweiligen Président-
schaft repréisentiert wird. Kanada, Australien und Neuseeland treten als
CANZ gemeinsam auf. Die USA, Japan und auch die Schweiz vertreten
eigenstidndige Positionen.

Im zweiten Ausschuss der Generalversammlung, der fiir Wirtschaftsfragen,
einschlieBlich Themen der nachhaltigen Entwicklung zustindig ist, spielen
die G-77 eine wichtige Rolle, da sie traditionell nahezu alle Resolutionen
einbringt. In der Meinungsbildung innerhalb der G-77 konnen sich vor
allem die groBen Schwellenldnder wie Indien, China, Brasilien, Siidafrika
und auch ideologisch motivierte Staaten wie Kuba, Venezuela oder Agyp-
ten durchsetzen. Dies fiihrt oft dazu, dass Maximalpositionen vertreten
werden, wie Gert Rosenthal, langjéhriger Leiter der Regionalkommission
Lateinamerika und nun Vertreter Guatemalas bei den VN feststellt.

“Exaggerating somewhat, just to make the point, many member states per-
ceive the United Nations and its organs as places where each country or
grouping can articulate its vision and its demands regarding international
economic issues in maximalist terms, while conducting the ,serious’nego-
tiations at other multilateral institutions” (Rosenthal 2005, 29).

Die Verhandlungen im zweiten Ausschuss werden von Kontroversen in
anderen Bereichen der VN beeinflusst. Auch Enttduschung iiber ungenii-
gende Fortschritte bei der Armutsbekdmpfung, MDGs und Entwicklungsfi-
nanzierung, die Alleingéinge der Bush-Regierung, oder die im Kontext des
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Weltgipfels 2005 formulierte VN-Reformagenda, hinter der Einsparung
und Rationalisierung von Entwicklungsaktivititen vermutet wurden, zeigen
ithre Wirkung in Form einer konfliktorientierten Verhandlungsfiihrung
durch die G-77. Nicht alle Staaten treten dabei gleich auf. Argentinien,
Nicaragua oder Indonesien, die als “Burden-Sharer” in Vertretung des
G-77-Vorsitzes Resolutionen aushandelten, agierten konsensorientierter.
Kleinere Entwicklungslédnder kdnnen sich oft nur wenig einbringen. Dies
gilt auch fiir die Pilotldnder, auch wenn sich im Zuge der System-Wide
Coherence (SWC)-Verhandlungen ein Wandel anzubahnen scheint.

In den letzten Jahren gestaltet sich die interne Abstimmung der G-77 auf-
grund von Interessendivergenzen in zahlreichen Einzelfragen immer
schwieriger. Allerdings bieten sich dadurch bisher nicht mehr Koalitions-
moglichkeiten mit Industriestaaten. Stattdessen sind die Verhandlungen
zwischenzeitlich blockiert und Verhandlungsergebnisse spiegeln die klein-
sten gemeinsamen Nenner aller Staaten wider.

Die EU tritt im zweiten Ausschuss der Generalversammlung tiberwiegend
geschlossen auf. Die EU und die USA sind die wichtigsten ,,Sparring-Part-
ner* fiir die G-77. Zu Zeiten der Bush-Adminstration spielte die EU oft eine
Vermittlerrolle zwischen den G-77 und den USA. Dies scheint sich mit dem
nun konzilianteren Auftreten der USA zu verdndern. Japan tritt in der Gene-
ralversammlung cher zuriickhaltend auf, die CANZ-Lander (Canada,
Australia, New Zealand) sind ebenfalls nur punktuell aktiv. Die Schweiz
spielte eine herausgehobene Rolle bei der Aushandlung der TCPR-Resolu-
tion 2007. In einer extrem polarisierten Atmosphére trug sie dazu bei, dass
ein Interessenausgleich zwischen den Erwartungen der G-77 nach mehr
Ownership, mehr Einfluss und mehr finanzielle Leistungen und den Erwar-
tungen der Geber nach stirkerer Kohérenz, groBerer Wirksamkeit, und
mehr Transparenz der VN Entwicklungszusammenarbeit erzielt werden
konnte.

3.2.3 Zwischenfazit

Dass eine effektivere und effizientere VN-EZ im gemeinsamen Interesse
der Industrie- und Entwicklungsldnder liegt, scheint offensichtlich. Den-
noch tun sich die Mitgliedsstaaten schwer damit, dies im Blick zu behalten.
Immer wieder iiberlagert die Auseinandersetzung dariiber, wie die Weltord-
nung gestaltet und welche Rolle die Vereinten Nationen darin spielen sollte,
die EZ-Agenda. Nicht selten werden Verhandlungen von beiden Seiten als
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Null-Summen-Spiel aufgefasst, bei dem die eine Seite das verliert, was die
andere Seite gewinnt. In der Folge sind beide Seiten eher auf relative
Gewinne aus und verlieren mogliche absolute Kooperationsgewinne aus
dem Blick.

Zusitzlich zu diesem fundamentalen Nord-Siid-Konflikt, der sich vor allem
in der Generalversammlung und im ECOSOC wiederholt, ist das politische
und finanzielle Verhalten vieler Staaten nicht reformforderlich. Es besteht
eine Diskrepanz zwischen den in den Aufsichtsgremien erhobenen Forde-
rungen nach mehr Kohdrenz und Effizienz auf der einen Seite und der
Finanzierungspraxis und bilateralen Steuerungsversuchen auf der anderen
Seite. So leisten viele Industriestaaten der Fragmentierung des Systems
selbst weiter Vorschub, auch wenn sie in den Aufsichtsgremien deren Aus-
wirkungen beklagen. Gleichermallen bestehen auf Seiten der Schwellen-
und Entwicklungslander Diskrepanzen: die Interpretation technischer Fra-
gen im Lichte iibergeordneter Weltordnungsfragen behindert die sachad-
dquate Behandlung von Problemen, von deren Behebung alle gleicherma-
Ben profitieren konnten. Zudem fokussieren Staaten sehr oft auf ihre kurz-
fristigen nationalen Interessen — sei es, dass einzelne Entwicklungsldnder
einen grofleren Anteil an EZ-Mitteln fiir sich beanspruchen, oder darauf
dringen, dass fiir Reform und Koordinierung nétige Mittel nicht von den fiir
operative Tétigkeiten zur Verfiigung stehenden Mitteln abgezogen werden
diirfen, sei es, dass Industrieldnder eine stirkere Kontrolle tiber die Mittel-
verwendungen durchzusetzen versuchen oder initiierte Reformprozesse
unterfinanzieren.

Anders als in anderen Politikfeldern wo die internationalen Biirokratien als
Makler auftreten kdnnen, die Staaten dabei helfen, ein besseres Ergebnis zu
erreichen, werden die Sekretariate im EZ-Bereich selbst als Spieler mit
eigenen Interessen wahrgenommen. Zwar helfen Berichte des Generalse-
kretérs dabei, die Verhandlungen in der Generalversammlung voranzutrei-
ben. Letztlich ist aber das gezielten Eintreten von Staaten fiir die tiberge-
ordneten Ziele der Reformen — eine effektivere, effizientere VN-EZ, die
sich an nationalen Priorititen der Programmlédnder ausrichtet — essentiell
fiir den Erfolg der Politikprozesse in den politischen Gremien. Diese Rolle
wird von unterschiedlichen Staaten gespielt. Nicht selten tibernimmt die
Schweiz die Rolle des ehrlichen Maklers, aber auch Irland hat als Fazilita-
tor gemeinsam mit Tansania die SWC-Verhandlungen in der Generalver-
sammlung vorangebracht.
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4 Reformoptionen fiir die zukiinftige Rolle
und Organisation des VN-Systems

Welche Vorschldge gibt es fiir eine klarere Positionierung der Vereinten
Nationen im internationalen EZ-System und fiir den Umgang mit den inter-
nen Problemlagen? Viele der Probleme der VN-Entwicklungszusammenar-
beit sind lange bekannt und es mangelt nicht an Reformvorschldgen (fiir
einen Uberblick vgl. Hiifner / Martens 2000; UN Secretariat 2009a,
Annex). Aktuelle, fundierte und detaillierte Vorstellungen, welche Rolle die
Vereinten Nationen in der weltweiten Entwicklungsarchitektur einnehmen
sollen, gibt es allerdings eher wenige. Das mag erstens daran liegen, dass
die aktuelle wissenschaftliche Arbeit noch damit beschéftigt ist, die wach-
sende Komplexitit des Systems zu beschreiben und die Auswirkung jiing-
ster Trends abzuschitzen (z.B. Reisen 2009; Severino / Ray 2009; Cox
2007b; Kharas 2007). Das System selbst befindet sich im Fluss, und unvor-
hergesehene Schocks wie die Wirtschafts- und Finanzkrise und die als
Reaktion darauf beschlossene Aufwertung von IWF und Weltbank bringen
immer wieder Neuerungen, deren Konsequenzen schwer abzuschétzen
sind. Zweitens tendieren jene Arbeiten, die sich mit den VN und Reform-
optionen im Bereich Entwicklungszusammenarbeit beschiftigen, hiufig
dazu, sich mit institutionellen Verdnderungsoptionen zu beschiftigen (Vat-
terodt 2007a, 68). Ubergreifenden Ziele werden oft nur unzureichend
reflektiert. Drittens fehlt, wie beschrieben, vielfach die fundierte empiri-
sche Basis, die erlauben wiirde, die komparativen Vorteile des VN-Systems
in Form von nachweisbaren Erfolgen oder Misserfolgen klar zu erkennen
und auf dieser Basis Positionsbestimmungen fiir die Zukunft vorzunehmen.
Viertens wird die Rolle der VN aus einer Global Governance-Perspektive
héufig abstrakter in den Blick genommen (The Commission on Global
Governance 1995; Rosenau 1995; Dingwerth / Pattberg 2006).

4.1 Externe Reformdimension:
Rolle der VN in der globalen EZ-Architektur

Konkrete Uberlegungen zur Rolle des VN-Systems in der EZ-Architektur
erfordern auch klarere Vorstellungen iiber die Rollen und Funktionen
andere Akteure. Mit Ausnahme eines Diskussionspapier des britischen
Ministeriums fiir Entwicklungszusammenarbeit (Turner et al. 2003) liegen
keine Papiere vor, die das Thema in Gédnze behandeln. Die meisten Reform-
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vorschldge stammen aus den Industrieldndern. Insgesamt befassen sich For-
scher aus Entwicklungsldndern in ihren Arbeiten zur internationalen EZ-
Architektur wenig mit der Rolle des VN-EZ-Systems und wie dieses ggf.
verbessert werden kénnte (Morton 2005, 5). Uberlegungen zur kiinftigen
Rolle der VN nehmen oft die hohe Input-Legitimitdt des VN-Systems zum
Ausgangspunkt. Aufgrund ihres universellen Charakters und tiberparteili-
chen Mandats kommt den VN eine besondere Rolle im EZ-System zu.

Aufwertung der Rolle der VN

Einige Autor(inn)en leiten aus der besonderen Legitimitdt der Weltorgani-
sation die Notwendigkeit der Aufwertung der Rolle der VN ab. Solche Vor-
schldge beinhalten etwa, der VN eine koordinierende Rolle im weltweiten
EZ-System zu geben und ihr Durchsetzungsvermdgen gegeniiber anderen
wichtigen EZ-Akteuren wie den internationalen Finanzinstitutionen oder
nationalen Gebern zu verleihen. Messner et al. (2005) empfehlen z. B. die
Einrichtung eines Council for Global Development and Environment unter
dem Dach der VN, der die Schliisselposition im internationalen EZ-System
einnehmen sollte. Dieser neue Rat wiirde ECOSOC ersetzen und die Auf-
sicht iiber das zusammengelegte VN-EZ-Budget haben. Aulerdem hétte er
eine koordinierende Funktion auch im Hinblick auf Weltbank und IWF. In
der Autoritédt und im institutionellen Rang sollte dieser Rat dem VN-Sicher-
heitsrat ebenbiirtig sein. Dadurch wiirde die VN als Akteur in der interna-
tionalen EZ-Architektur erheblich aufgewertet. Ebenso wiirde sie ein stir-
keres Gegengewicht zu den Bretton Woods-Institutionen bilden.!® Die
Autoren schlagen weiterhin vor, die diversen Fonds und Sonderorganisa-
tionen in eine zentralen und repriasentativen VN-Organisation fiir Entwick-
lung zusammenzulegen (Messner et al. 2005, 18-30). Auch der ehemalige
UNDP Administrator Kemal Dervis will die Vereinten Nationen durch die
Einrichtung eines “UN Economic and Social Security Council” aufwerten
(Dervis 2005). Dieser dem Sicherheitsrat ranggleiche Rat besidfe ein weiter
reichendes und starkeres Mandat als der ECOSOC, er hitte Aufsichtspflicht
iiber die Arbeit von WTO, IMF, Weltbank und alle VN-Fonds, -Program-

18 Als Zwischenschritt sieht der Vorschlag vor, einem reformierten Sicherheitsrat die Priifung
des VN-EZ-Systems, den internationalen Finanzinstitutionen und der World Trade Organi-
zation (WTO) zu iibertragen.
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men und -Sonderorganisationen, wiirde deren Zusammenarbeit fordern,
und deren Leistung bewerten.!®

Noch weitreichender sind Vorschlige des South Centers, das 2003 eine
umfassende Studie zur Reform der VN vorgelegt hat und laufend Reform-
berichte von Hochrangigen Expertengruppen oder dem VN-Generalsekretiar
kommentiert (South Centre 1995; 2005; 2006; 2007). Auch hier ist eine der
Hauptbotschaften, dass die VN anderen Organisationen {ibergeordnet und
mit Kompetenzen zur wirkungsvollen Wahrnehmung ihrer Koordinierungs-
funktionen ausgestattet werden soll. Die unterzuordnenden Organisationen
beschrianken sich allerdings nicht auf klassische EZ-Organisationen, son-
dern umfassen auch relevante Handels- und Finanzorganisationen, die die
weltweite Entwicklung beeinflussen. Damit soll das umfassende VN-Man-
dat im Bereich Wirtschaft und Soziales wieder mit Leben gefiillt werden. In
diesen Vorschldgen spiegelt sich die Forderung, die Vorherrschaft der Bret-
ton Woods-Institutionen und die Dominanz der Geber im aktuellen System
zu liberwinden (siehe auch Culpeper / Morton 2008; Menocal / Rogerson
2006; Morton 2005).

Der britische Entwicklungsexperte Roger Riddell unterbreitet einen revolu-
tiondren Vorschlag zur Umstrukturierung des gesamten EZ-Systems. Er
sieht in den VN das natiirliche Zuhause fiir das von ihm vorgeschlagene
International Aid Office, das zusammen mit dem International Develop-
ment Aid Fund die internationale EZ-Architektur revolutionieren wiirde.
Seinem ambitionierten Vorschlag zufolge sollten die durch Pflichtbeitrige
erhobenen Mittel des neuen Fonds den Bedarf der Entwicklungslénder
abdecken konnen. Die Gelder wiirden gemal3 deren Bediirfnissen verteilt.
Wenn staatliche Strukturen es erlaubten und die Regierungen sich der
Armutsbekdmpfung verpflichteten, erhielten sie die Gelder direkt als Bud-
gethilfe. Im anderen Fall wiren nationale Durchfiihrungsorganisationen mit
der Verteilung der Mittel beauftragt. Bilaterale und multilaterale Entwick-
lungsagenturen kdnnten sowohl von der Regierung eines Empfiangerlandes

19 Die Idee eines neuen oder reformierten Rats im Bereich Wirtschaft und Soziales unter der
Agide der Vereinten Nationen hat seit dem Ausbruch der Wirtschafts- und Finanzkrise
erneut Hochkonjunktur (fiir frithere Vorschlage vgl. Hiifner / Martens 2000). Vielfach wird
nun aber iiber einen Rat nachgedacht, der die Rolle der VN im Bereich Wirtschaft und
Finanzen mit einem deutlich umfassenderen Mandat insgesamt aufwerten soll, vgl. z. B.
den Zwischenbericht der nach ihrem Vorsitzenden benannten Stiglitz-Kommission,
Commission of Experts of the President of the UN General Assembly 2009.
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als auch von den nationalen Durchfithrungsagenturen beauftragt werden. In
den Augen des Autors wire es allerdings gerechtfertigt, diese neuen Insti-
tutionen vorerst nicht im VN-System anzusiedeln, wenn die Realisierung-
schancen des Vorschlags durch eine Beheimatung bei OECD oder Weltbank
stiegen (Riddell 2007, 389—414).

Kleinteiligere Vorschldge, die die Neutralitdt der VN zum Ausgangspunkt
nehmen, sehen die VN in einer Aufsichtsfunktion iiber das weltweite EZ-
System. Die Nichtregierungsorganisation (NRO) Action Aid schldgt bei-
spielsweise vor, die Position einer VN-Kommissarin oder eines Kommis-
sars fiir Entwicklungszusammenarbeit einzurichten. Diese Person wire
dafiir zustdndig, Beschwerden entgegenzunehmen, Streit zu schlichten,
Geberverhalten zu bewerten und Fehlverhalten anzuprangern (Cox 2007a,
23). Pragmatischer fordert die Welthungerhilfe gemeinsam mit einer Men-
schenrechts-NRO, der VN die Schliisselverantwortung fiir die Welternah-
rungspolitik zuzuschlagen, um so sicherzustellen, dass alle Staaten gleich-
berechtigt dariiber entscheiden kénnen.?

Fokussierung der Rolle der VN

Neben solchen ehrgeizigen bis revolutiondren Vorschldgen zur Ausweitung
der Rolle der VN ziehen andere Autor(inn)en aus der grofen Legitimitdt der
Vereinten Nationen gegenteilige Schliisse. Obwohl auch sie den VN nicht
ihre wichtige Rolle im Bereich der Normen- und Standardsetzung nehmen
wollen, pladieren sie fiir Rationalisierung der operativen Tatigkeiten und
eine Beschriankung der Rolle der VN auf jene Bereiche, in denen sie ihre
Vorteile am besten ausspielen kann. Diese Forderungen sind allerdings kein
Bestandteil des wissenschaftlichen Diskurses. Vielmehr werden sie in inter-
ner Papieren und Weillbiichern von Geberstaaten erhoben. Gemaf3 diesen
Uberlegungen soll sich die VN z. B. stirker auf Nischenthemen konzen-
trieren, bei denen aufgrund ihrer Neutralitit am besten agieren kann. Bei-
spiele fiir solche Arbeitsgebiete sind Konfliktpravention, Friedenskonsoli-
dierung, demokratische Regierungsfiihrung, Gender, humanitire Hilfe oder
Umweltthemen. Im Gegenzug soll das VN-System makrodkonomische
Themen und Handel- und Finanzpolitik ginzlich der Weltbank, dem IWF
und der WTO iiberlassen. Auch ein Fokus auf bestimmte Zielgruppen wie
die Least Developed Countries wird propagiert (etwa DFID 2009).

20 Frankfurter Rundschau, 13.10.2009 ,.Ein skandaloser Weltrekord. Hilfswerke fordern neue
Politik gegen Hunger*.
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4.2 Interne Reformdimension:
Organisation des VN-EZ-Systems

Der Weltgipfel 2005 und die Arbeit der Hochrangigen Expertengruppe fiir
systemweite Kohirenz 2006 bildeten einen Kristallisationspunkt fiir Uber-
legungen, wie sich die VN positionieren und welche institutionellen Verin-
derungen durchgefiihrt werden sollten. Viele der 2005/2006 entstandenen
Optionenpapiere stellen die institutionellen Umstrukturierungen des VN-
Systems in den Vordergrund. Alle Vorschlige eint dabei das Anliegen,
durch eine stirkere Zentralisierung die Fragmentierung des Systems zu
iiberwinden und die Vielfalt von Organisationen und Funktionen im VN-
System stirker zu rationalisieren. Bereits 1975 hatte eine von der General-
versammlung ernannte Expertengruppe empfohlen, alle Fonds und Pro-
gramme in eine UN Development Authority einzugliedern (Jenks et al.
2005, 14). Diese Empfehlungen fiir eine zentrale Entwicklungsagentur
wurden wieder aufgegriffen.

Den offiziellen Auftakt machte der damalige Generalsekretdr Kofi Annan.
In seinem Bericht “In Larger Freedom” formulierte er 2005, dass es notig
sei, Reformschritte wie die ,, Gruppierung der verschiedenen Organisatio-
nen, Fonds und Programme in straff verwaltete Einrichtungen, die sich
Jjeweils mit Entwicklung, Umwelt beziehungsweise humanitiren Mafinah-
men befassen” in Angriff zu nehmen. Das konnte auch bedeuten ,,dass
Fonds, Programme und Organisationen, deren Mandate und Fachkompe-
tenzen sich ergdnzen oder tiberschneiden, aufgeldst oder zusammengelegt
werden* (UN 2005, § 197). Der Bericht beschrankt sich allerdings auf den
Vorschlag, je eine Saule fir Entwicklung, Umwelt und Nothilfe zu schaf-
fen, ohne ndher auszufithren, wie dies umzusetzen wire. Das Drei-Saulen-
Modell wurde weit rezipiert und es wurden diverse Vorschlage zu dessen
Ausgestaltung entwickelt.

Im Juli 2005 brachte das CEB, in dem alle Leiter(innen) der VN-Organisa-
tionen représentiert sind, einen eigenen Bericht in Vorbereitung auf den
Weltgipfel heraus (CEB 2005). “One United Nations — Catalyst for Pro-
gress and Change” nimmt zunéchst eine Bestandsaufnahme vor, inwieweit
VN-Akteure im Zusammenspiel Lénder bei der MDG-Erreichung unter-
stiitzen. Der Bericht fiihrt aus, wie die MDG-Implementierung zu groferer
Kohirenz und Effizienz des VN-Systems gefiihrt hat. Um wirklich als ,,eine
VN* aufzutreten, seien aber noch weitere Verbesserungen erforderlich. Ein
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gemeinsamer Auftritt auf Landerebene wird unter anderem fiir notwendig
befunden (CEB 2005, 65-66). Auch dieser Vorschlag einer einheitlichen
Landerprédsenz erwies sich als einflussreich in der dem Weltgipfel folgen-
den Debatte um die Reform der VN-EZ.

Auf dem Weltgipfel 2005 erhielt Kofi Annan das Mandat, Vorschlédge fiir
drei straff verwaltete Einrichtungen in den Bereichen Entwicklung, Not-
hilfe und Umwelt zu erarbeiten. Er berief darauthin 2006 die fiinfzehnk&p-
fige Hochrangige Expertengruppe und bat deren Mitglieder, eine Bestands-
aufnahme der operativen VN-Aktivitdten vorzunehmen um die komparati-
ven Vorteile des VN-Systems herauszuarbeiten und Duplizierungen zu
identifizieren. Sehr schnell unterbreiteten verschiedene europdische Staaten
einzeln und gemeinsam mit Kanada als Gruppe der 13 (G-13) dem HLP
ihre Erwartungen und Vorstellungen (Miiller 2010, 46—49). Das Drei-Sau-
len-Modell und eine einheitliche Landerprdsenz wurden in diesen Beitra-
gen ausfiihrlicher diskutiert.

* Die Niederlande schlugen eine umfassende Umstrukturierung vor, die zu
drei VN-Organisationen fiihren wiirde. Die VN-Entwicklungsagentur
wiirde die Aktivititen von UNDP, UNICEF, UNFPA, UNCTAD,
UNIDO, UN HABITAT, UNDCP, UNDCF, UNV, UNIFEM und
UNAIDS iibernehmen. Die VN-Nothilfeagentur wiirde die Tatigkeiten
von WFP, UNICEF, UNHCR, UNDP/BCPR und UNRWA ausiiben. Die
VN-Umweltagentur wiirde Aktivititen von UNDP, UN HABITAT,
UNEP, GEF (Global Environment Facility) und der multilateralen Um-
weltabkommen tibernehmen (OECD 2005b). Zusétzlich zu diesem radi-
kalen Vorschlag, der die Fusion der bisher bestehenden Organisationen
voraussetzt, machten die Niederlande auch den Vorschlag, eine weniger
fundamentale Umgruppierung vorzunehmen, bei der nur ein Teil der
Fonds und Programme zusammengelegt wiirde. Auch hier sind drei Sau-
len vorgesehen. Die Entwicklungssidule wiirde demnach aus UNDP,
UNICEF, und UNFPA bestehen, die restlichen Organisationen wiirden in
der WTO, UNFPA oder UNDP aufgehen. Als dritte Option wurde eine
Rationalisierung empfohlen, bei der die Entwicklungssdule aus sieben
Organisationen bestehen wiirde, von denen aber nicht alle eigenstindig
operativ titig waren (OECD 2005c¢).

* Das Drei-Sdulen-Modell steht ebenfalls im Zentrum eines Papiers, das
der kanadische Berater Douglas Lindores im Auftrag Grofbritanniens
angefertigt hat. Auch Lindores unterscheidet zwischen einer fundamen-
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talen Umstrukturierung, die in drei neuen Organisationen fiir Entwick-
lung, Umwelt und Nothilfe miinden wiirde, und einer eher graduellen
Umgruppierung. In diesem Fall wiirde an der Drei-Saulen-Struktur fest-
gehalten. Allerdings wiéren die Organisationen innerhalb der jeweiligen
Séulen ausschlieBlich durch gemeinsame Aufsicht- und Steuerungsme-
chanismen und besser integrierte Managementstrukturen miteinander
verbunden. Die Vorschldge zeichnet aus, dass sie sich nicht auf die Aus-
gestaltung einer neuen Organisationsstruktur beschranken. Zusétzlich
prisentiert Lindores Uberlegungen beziiglich der erforderlichen system-
weiten und individuellen Governance- und Finanzierungmechanismen,
der EZ-Programmierungsprozesse und der Implementierung (inklusive
Erfolgskontrolle). Als dritte Option sieht Lindores die graduelle Weiter-
entwicklung des Systems vor, bei der die existierende VN-Struktur wei-
testgehend intakt bliebe und eine kohidrentere und effektivere VN-EZ
innerhalb der existierenden Mandate und Strukturen erreicht werden soll
(Lindores 2005).

Der von Belgien unterbreitete Vorschlag beschreibt detailliert das Ideal-
modell einer einzigen VN-Entwicklungsagentur mit starker Prisenz im
Feld und dem Hauptsitz in New York. In dieser neuen Agentur wiirden
alle Fonds und Programme inklusive der humanitaren Akteure aufgehen.
Die Kohérenz des Systems wiirde auch dadurch hergestellt, dass die
Sonderorganisationen keine zweckgebundenen Mittel mehr einwerben
miissten, sondern diese von der Entwicklungsagentur zugeteilt bekdmen.
Im jeweiligen Partnerland soll es eine einzige, konsolidierte Vertretung
des gesamten VN-Systems geben. Um eine verldssliche Finanzbasis zu
gewihrleisten, soll eine Mehrjahresfinanzierung mit gerechter Lastentei-
lung zwischen den VN-Mitgliedern zur Regel werden (OECD 2005a).

Auch vier langjahrige, hochrangige VN-Mitarbeiter sprechen sich fiir die
Bildung einer VN-Entwicklungsséule aus. Diese basiert dabei allerdings
auf dem Prinzip der Gruppierung, da davon abgesehen wird, alle Fonds
und Programme in eine Organisationseinheit zu integrieren. Stattdessen
soll das Uberleben der Organisationen mit groBem Wiedererkennungsef-
fekt und Markencharakter (z. B. UNICEF) gesichert sein. Die Autono-
mie der Sonderorganisationen solle nicht angetastet werden. Wo die
Diversitdt der VN-Einrichtungen in funktionaler Hinsicht sinnvoll und
zur Ausfiillung bestimmter Mandate gerechtfertigt ist, soll sie erhalten
und weiterentwickelt werden. Parallel zu einer EZ-Séule gébe es dhnlich
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integrierte Sdulenkonstruktionen im Bereich Nothilfe, Politische Ange-
legenheiten, und Menschenrechte. Die Kohédrenz des Systems wiirde
iber ein gestarktes Resident-Coordinator-System und iiber Abstim-
mungsgremien hergestellt, nicht {iber die Schaffung einer neuen zentra-
len Biirokratie (Jenks et al. 2005).

* Der britische Vorschlag, der allerdings nicht die Regierungsmeinung
wiedergibt, setzt einen anderen Akzent, in dem er die Finanzierungsfrage
und die Organisation auf Programmlandebene zum Ausgangspunkt
nimmt. Er pladiert fiir ein einheitliches Modell einer konsolidierten Ver-
tretung aller VN-Organisationen auf Landerebene, wo mit einem konso-
lidierten Programmierungsprozess gearbeitet werden soll. Die Finanzie-
rung sollt durch mehrjdhrige Verpflichtungen aller Mitgliedsstaaten
unter Beriicksichtigung der gerechten Lastenteilung erreicht werden.
Begleitend zur graduell zu erreichenden Einheit auf Landerebene wiirde
das VN-System auch auf Hauptquartierebene vereinheitlicht (Schultz
2005).

* Auch das BMZ pléddierte in einem Diskussionspapier fiir das Fernziel
eines einheitlichen, integrierten Systems der operativen Entwicklungs-
zusammenarbeit. Dieses Fernziel soll iiber die Stirkung des Resident
Coordinator-Systems, die schrittweise Einrichtung eines gemeinsamen
Aufsichtsgremiums mit Entscheidungsbefugnis, die Zusammenlegung
von Organisationen zu einem Cluster ,,Nachhaltige Entwicklung® mit
einheitlicher Organisationsstruktur und tber die Erhohung der Kern-
haushalte und Mehrjahreszusagen erreicht werden (BMZ 2006).

Zusétzlich zu den hier beschriebenen Vorschldgen meldeten sich weitere Staa-
ten und internationale Organisationen zu Wort. Frankreich etwa unterbreitete
einen Vorschlag zur Reform der in Rom ansdssigen Organisationen WFP,
International Fund for Agricultural Development (IFAD) und der FAO. Dem-
gemal sollte sich das WFP aus entwicklungspolitischen Aktivitdten zurlick-
zichen. Die Schweiz brachte Vorschldge zur Reform der internen Governance-
Mechanismen ein, die die Integration der UNDG in das CEB empfahlen. Auch
einzelne VN-Organisationen formulierten eigene Stellungnahmen anlésslich
des Konsultationsprozess des HLPs.

Im November 2006 legte die Hochrangige Expertengruppe ihren Bericht vor.
Alles in allem vermied das HLP es, eine umfassende Reformblaupause vor-
zulegen. Es positionierte sich nicht in Bezug auf die politisch brisante Frage
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der Fusionierung von EZ-Organisationen. Ebenso blieb die Frage nach der
Einbindung von Sonderorganisationen in die geplanten Koordinierungs- und
Steuerungsstrange offen. Die Gruppe entschied sich dagegen, ein konkretes
Institutionenmodell vorzuschlagen. Sie nahm explizit davon Abstand, eine
Fusionierung mit dem Ziel einer VN-Entwicklungsagentur zu empfehlen. Die
Begriindung lautete, “some individual agencies can best achieve their vital
role in the provision of global public goods, advocacy, research, promoting
best practice and global norms and standards by operating individually in
their specific sectors” (UN 2006b, § 17). Stattdessen riet das HLP, eine Exper-
tengruppe einzuberufen, die detaillierte Vorschlédge zur Behebung der Dupli-
zierungen entwickeln sollte.

Fiir den Bereich Frauen und Gender wurden Konsolidierungs- und Ratio-
nalisierungsmafBnahmen vorgeschlagen. Durch eine Zusammenlegung von
UNIFEM mit zwei Organisationseinheiten im VN-Sekretariat soll das
Thema Geschlechtergerechtigkeit aufgewertet und durch eine Untergene-
ralsekretdrin an der Spitze sichtbarer gemacht werden. Auch in der
Umweltpolitik propagierte das HLP die Aufwertung von UNEP zu einer
zentralen Umweltorganisation.

Im Bereich EZ lautet die Kernaussage des Berichts, die VN miissten sehr
viel einheitlicher auftreten (“deliver as one”). Damit miisse nicht die sofor-
tige Fusion von Organisationen einhergehen, aber es sei unabdingbar, dass
sich alle beteiligten Organisationen auf die Verfolgung gemeinsamer Ziele
und gemeinsamer Strategien einigten. Weitere Vorschldge der Experten-
gruppe umfassten die Einrichtung eines Rats fiir nachhaltige Entwicklung,
der mit der Priifung und Genehmigung der einheitlichen Landesprogramme
betraut wire. Mittelfristig wiirden bestehende Aufsichtsgremien der Fonds
und Programme darin integriert. Ein neues Global Leaders-Forum des
ECOSOC (L-27) soll eine globale Fiihrungsrolle in der entwicklungspoliti-
schen Normsetzung iibernehmen und auf Staats-/Regierungschefebene
jahrlich tagen. Die Finanzierung der operativen Aktivititen der VN soll
weiterhin auf freiwilliger Basis erfolgen; neben dem vereinheitlichten Bud-
get auf Landerebene wird ein zentraler Finanzierungspool fiir Mehrjahres-
finanzierungen angestrebt (MDG-Finanzierungsmechanismus). Auflerdem
soll ein systemiibergreifender Evaluierungsmechanismus eingerichtet wer-
den (UN 2006b; Rohner 2007).

Kritik erntete der HLP-Bericht vor allem von einer NRO-Koalition in New
York, ebenso wie vom South Centre in Genf. Beide kommentierten aus-
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fithrlich die einzelnen Vorschlidge des HLP. Die NRO-Koalition beklagte,
dass der HLP-Bericht dem Thema Finanzierung nicht genug Aufmerk-
samkeit geschenkt habe, dass er zu stark auf die Verwirklichung der MDGs
fokussiere, dass er die Bretton Woods-Institutionen — obwohl eindeutig
Teil des VN-Systems — aus den Kohdrenzvorschldgen ausklammere, und
dass er durch die starke Konzentration auf Ergebnisorientierung mogli-
cherweise der Privatisierung des 6ffentlichen Sektors weiter Vorschub lei-
ste (Center of Concern et al. 2007, 6—7). Dariiber hinaus weisen die
Autor(inn)en darauf hin, dass das VN-System auf Grund von Entschei-
dungen der Industriestaaten in Entwicklungs- und Handelsfragen gegen-
iiber den internationalen Finanzinstitutionen und der WTO an Bedeutung
verloren habe. In diesem Kontext befiirchten sie, dass die durchaus berech-
tigte Forderung nach mehr Kohérenz und schlankeren Strukturen zur wei-
teren Marginalisierung der VN fiihre:

“Demanding that agencies act ‘coherently’ may simply represent the
endorsement of one view at the expense of others, with that view being
oftentimes that of the strongest or more resourced agency ...we believe that
a certain amount of choice among providers of what we would call ‘deve-
lopment services’should not only be preserved, but fostered, in the interest
of the health of the whole system” (Center of Concern et al. 2007, 2).

Das South Centre {ibt ebenfalls detaillierte Kritik an den einzelnen HLP-
Empfehlungen und legt Reformpriorititen fest, die sich im HLP-Bericht
nicht widerspiegeln: Die Rolle der VN soll ganzheitlich begriffen werden
und nicht auf die Durchfiihrung von EZ beschrinkt werden: “As the pri-
mary global governance institution, the UN must not be confined to simply
becoming a humanitarian assistance agency and another operational provi-
der of development assistance projects to developing countries” (South
Centre 2007, 22, Hervorhebungen i. O.). Dafiir sollen u. a. die Aufsichts-
funktion des ECOSOC gegentiber der WTO und den internationalen Finanz-
institutionen gestérkt werden und die VN-Organisationen mit starkeren For-
schungs- und Analysekapazititen ausgestattet werden, so dass sie Entwick-
lungslandern beziiglich struktureller Fragen besser zur Seite stehen konnen.
Viele dieser Kritikpunkte wurden in den folgenden zwischenstaatlichen Ver-
handlungen durch Entwicklungs- und Schwellenldnder aufgegriffen.
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Kasten 2: Wichtige Reformschritte und laufende Vorhaben im Bereich
VN-EZ seit 2005

Beschliisse der Generalversammlung (GV)

* GV ruft Fonds und Programme ebenso wie Sonderorganisationen zu Vereinfachung,
Harmonisierung, Ergebnis- und Wirkungsorientierung auf (UN General Assembly
2007a)

* GV richtet UN WOMEN ein, beschlieft kleinteilige MaBBnahmen in anderen SWC-
Bereichen (UN General Assembly 2010)

Chief Executive Board wird proaktiver Akteur
* Integration von UNDG in die CEB-Strukturen

» CEB formuliert system-weite Antworten auf sich abzeichnende Herausforderungen,
z. B. in Bezug auf Klimawandel, die weltweite Erndhrungskrise und die Finanz- und
Wirtschaftskrise

Harmonisierung und Ausrichtung an Partnerlindern
» 2007: CEB beschlieft Aktionsplan zur Harmonisierung von Business Practices im
VN-System, seit 2010: Umsetzung

* Vereinheitlichungen im Bereich Finanzmanagement: z.B. Systemweite Einfiihrung der
International Public Sector Accounting Standards (IPSAS); systemweit einheitliches
Finanzstatistik- und Berichtswesen; Harmonisierung des Beschaffungswesen, der
Informations- und Kommunikationstechnologien; Einfiihrung des Harmonised
Approach for Cash Transfers (HACT); 2009: Formulierung gemeinsamer
Finanzvorschriften und -regeln durch UNDP, UNFPA, UNICEF und WFP, Vorbere-
itung eines integrierten Budgets der Organisationen bis 2013

* FEinrichtung einer zentralen Stelle zur Erfassung von Daten iiber Mittel fiir operative
Aktivitaten und einer systemweit zustandigen Evaluierungsinstitution sind in
Vorbereitung

Reform der Arbeit auf Linderebene
* Delivering as One-Initiative in acht Pilotldndern, mehr als zehn Selbststarter, von
UN-DOCO unterstiitzt

» UNDG entwickelt neue Funktionsbeschreibung fiir Position des Resident Coordinators
und Richtlinien fiir die Zusammenarbeit auf Lénderebene

» Entwicklung und beginnende Umsetzung des Resident Coordinator Management and
Accountability-Systems, das klarere Verantwortlichkeiten und Rechenschaftspflichten
in den Léanderteams herstellt

* UNDG beschliefit neue Richtlinien fiir die Erstellung von UNDAFs, ebenso wie
Handreichungen fiir UNDAF-Aktionspline fiir eine engere und ergebnisorientierte
Zusammenarbeit der Landerteams

Quellen: Miiller (2010, 75-89); UN (2009a, 2009¢, 2010b, 2010c¢);
UNDG (2009¢)
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4.3  Stand der Umsetzung von Reformvorschlagen

Der Bericht der Expertengruppe sorgte fiir viele Kontroversen innerhalb
der Vereinten Nationen. Ein Grund war sicherlich, dass der Bericht sich
mit Menschenrechtsaspekten beschiftigte und damit eine starke Reak-
tion der auf Wahrung von Souverénitdt bedachten Entwicklungslander
provozierte.?! Ein wahrgenommener starker Einfluss bestimmter Geber
auf den Panel-Prozess und den Bericht verstirkte die Polarisierung zwi-
schen Nord und Siid (Deen 2007; Fues / Dongyan / Vatterodt 2007b).

Die Empfehlungen bestimmen seit 2006 die interne Reformagenda und
fiihrten dazu, dass die operativen EZ-Tatigkeiten einen Reformschwer-
punkt ausmachen. Noch unter Kofi Annan wurde entschieden, dass in
acht Pilotlindern die Delivering as One-Prinzipien implementiert wer-
den sollten. Ban Ki-Moon, der 2007 das Amt des Generalsekretirs antrat,
legte einen Bericht vor, in dem er seine Unterstiitzung fiir die Empfeh-
lungen aussprach und von ersten Verdnderungsmafinahmen des VN-
Systems berichtete (UN 2007c). Viele der Reformvorschlage des HLP
beziiglich der Harmonisierung innerhalb des VN-Systems, die keiner
zwischenstaatlichern Mandate bedurften, befinden sich im Stadium der
Umsetzung.

Der zwischenstaatliche Prozess ging zunédchst deutlich langsamer voran
(von Freiesleben 2008; Miiller 2010, 54-69, 73-74), erzielte im Juli 2010
mit der Grilndung der UN Entity for Gender Equality and the Empower-
ment of Women (kurz UN Women) aber einen wichtigen Erfolg. Nach
kontroversen Plenarsitzungen und von Fazilitatoren unterstiitzen Ver-
handlungen verabschiedete die Generalversammlung zunichst im Sep-
tember 2008 eine erste Resolution, mit der konkrete Entscheidungen zu
einzelnen Punkten allerdings weitgehend aufgeschoben wurden UN
General Assembly 2008).

Eine weitere, inhaltsreichere Resolution wurde im September 2009 verab-
schiedet und nahm im Bereich Gender konkrete Weichenstellungen vor: Eine
neue Organisation sollte die normativen und operativen Aufgaben von bisher
vier Organisationen in sich vereinen. Dartiber hinaus strukturierte die Reso-
lution die anstehenden Verhandlungen thematisch vor und spitzte die Agenda

21 Zur Zeit des Weltgipfels wurde in den VN heftig um die Verankerung der Norm zur
Schutzverantwortung (responsibility to protect) gestritten (Frohlich 2006).
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auf Reformansitze in den Bereichen Gender, Governance, Finanzierung und
Delivering as One zu (UN General Assembly 2009a). Im Juli 2010 konnten
sich die Staaten auf eine weitere Resolution einigen, die greifbare Ergebnisse
nach sich zieht (UN General Assembly 2010).

» Die wichtigste Entscheidung betrifft die Griindung von UN Women. Aus
den beiden Sekretariatseinheiten DAW (Abteilung fiir Frauenforderung)
und OSAGI (Biiro der Sonderberaterin fiir Gleichstellungsfragen und
Frauenforderung), dem Forschungs- und Ausbildungsinstitut zur Forde-
rung der Frau INSTRAW und dem Entwicklungsfonds der Vereinten
Nationen fiir Frauen UNIFEM wurde eine grofere und mutmaBlich ein-
flussreichere Organisation mit umfassendem Mandat geschaffen. Die
Organisation soll Januar 2011 funktionsfahig sein und Frauenrechte und
Geschlechtergleichheit weltweit stirken.

* Im Bereich Governance sieht die Resolution eine Reihe von kleinteiligen
Mafnahmen vor. So sollen sich die Aufsichtsgremien besser abstimmen,
es soll Schulungen fiir Staatenvertreter(innen) geben; die Anreise zu Sit-
zungen der Aufsichtsgremien soll Vertreter(inne)n aus Entwicklungslan-
dern durch finanzielle Unterstlitzung ermoglicht werden.

* Im Bereich Finanzierung wurden grundlegende Prinzipien bekriftigt und
dariiber hinaus der Beschluss gefasst, dass das Konzept der ,kritischen
Masse™ von Kernbeitragen ausgearbeitet werden soll. Aufsichtsgremien
von Fonds, Programmen und Sonderorganisationen werden aufgefordert,
organisationsspezifische Uberlegungen anzustellen.

* Im Bereich Delivering as One werden Fortschritte in den Pilotlandern
gewiirdigt. Der Generalsekretdr wird aufgefordert, die systemweite
Evaluierung der DaO-Initiative wie geplant vorzunehmen. Zudem
erkennen die Mitgliedsstaaten an, dass Entwicklungsldnder Gemein-
same Landerprogramme als Grundlage fiir ihre Zusammenarbeit mit
dem VN-System wihlen kdnnen. Die Aufsichtsgremien der VN-Orga-
nisationen wurden ermuntert, derartige Ldnderprogramme anzuerken-
nen und, falls notwendig, zu verabschieden (UN General Assembly
2010).

Mit der Griindung der neuen Frauenorganisation wurde ein wichtiger
Meilenstein des im Jahr 2005 begonnenen Prozesses erreicht. Die Ver-
stindigung auf die Aufsichtsstrukturen und das Mandat der Organisation
erfolgte nach harten Verhandlungen zwischen den G-77 und den westli-
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chen Gebern. Wie von Industriestaaten gefordert, hat UN Women ein
breites Mandat im Bereich Gender und Frauenrechte. Wie von Entwick-
lungs- und Schwellenldndern gefordert, besitzt UN Women ein eigenes
Aufsichtsgremium fiir seine operativen Aktivititen. Zudem verfiigen
Entwicklungs- und Schwellenldnder dort iiber ein groBeres Stimmen-
gewicht als in den Exekutivriten der Fonds und Programme.??

Mit der Einrichtung von UN Women und den Beschliissen in den ande-
ren SWC-Bereichen ist die Reformagenda allerdings noch nicht abgear-
beitet. Die MaBnahmen zur Verbesserung der Governance miissen
zundchst umgesetzt werden, um abschidtzen zu konnen, inwieweit
dadurch eine bessere Steuerung der operativen VN-EZ gewdhrleistet
wird. Im Bereich Delivering as One ebenso wie im Bereich Finanzierung
stehen in den nichsten Jahren konkrete Entscheidungen an. Die Zeichen
stehen aktuell eher auf Evolution denn auf Revolution: Anders als
2005/2006 werden echer inkrementelle Reformschritte diskutiert, die
allerdings in ihrer Gesamtheit weitreichende Konsequenzen haben.

5 Staatenpositionierung beziiglich Reformoptionen

Im Zentrum dieses Kapitels steht die Positionierung der ausgewihlten
Lander und Landergruppen in Bezug auf Reformoptionen hinsichtlich a)
der Rolle der VN im globalen EZ-System und b) der internen Kohérenz
des VN-Systems. Das Kapitel basiert auf Interviews und der Auswertung
nationaler Stellungnahmen in informellen und formellen SWC-Verhand-
lungen in der Generalversammlung. Die NRO World Federalist Move-
ment stellt viele dieser Beitrdge auf der Homepage reformtheun.org frei
zugénglich zur Verfiigung.

22 Im Exekutivrat von UNDP/UNFPA verfiigen Entwicklungs- und Schwellenldnder iiber
zwei Drittel, Industriestaaten iiber ein Drittel der Stimmen. Im Exekutivrat von UN
Women entfallen von den insgesamt 41 Sitzen jeweils zehn auf Afrika und Asien, vier auf
Osteuropa, sechs auf Lateinamerika und Karibik und fiinf auf Westeuropa und andere
Gruppen (WEOG). Die vier grofiten UN-Beitragszahler erhalten vier und Geberstaaten des
Stidens zwei Plitze. Mit den Sitzen fiir WEOG und grofite Geldgeber verfiigen traditio-
nelle Geber damit iiber nur 22 % der Sitze.
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Tabelle 12: Externe Reformdimension: Positionen der Mitgliedsstaaten
Industriestaaten Entwicklungs- und
Schwellenléinder
Aufwertung der Rolle » Ablehnung * Starke Befiirwortung
der VN
Eingrenzung der VN * Beflirwortung, * generelle Ablehnung
nicht einheitlich
» offener in Bezug auf Schirfung
des Profils individueller
Organisationen
Konsoldierung & « generelle * generelle
Rationalisierung der Befiirwortung Ablehnung
VN-EZ
Form und Geschwindigkeit | *2006: radikale * 2006: gegen radikale Reformen
des Reformprozesses Reformen und schnelle Entscheidungen
* 2009: ziigige * 2009: uneinheitlich: teilweise
Einrichtung der UN | Unterstiitzung fiir ziigige
Women, ziigige Einrichtung von UN Women;
Konsoldierung teilweise Unterstiitzung fir DaO
erzielter Konsense

5.1 Externe Reformdimension: Rolle des VN-Systems in
der globalen Entwicklungsarchitektur

Die Positionierung der Staaten hinsichtlich der externen und internen
Reformdimensionen der VN-EZ ist stark durch die Erfahrungen der letzten
vier Jahre geprégt. Bei einem Grofteil der untersuchten Geberldnder schei-
nen jene Visionen, die sich noch in den 2005/2006 erstellten Diskussions-
papieren widerspiegeln, verblasst zu sein. Positionsbestimmungen werden
hiufig reaktiv vorgenommen und auf das politische Machtspiel zwischen
G-77 und Geberlindern ausgerichtet.”> Entwicklungs- und Schwellenlin-
der waren in der Debatte von vornherein eher reaktiv und haben die aktu-
elle Reformagenda als aufgezwungen und vom Westen dominiert wahrge-

23 Dieses Ergebnis mag auch der Auswahl der Gesprichspartner(innen) geschuldet sein, da
vor allem zustindige Diplomat(inn)en in New York befragt wurden. Allerdings haben die
meisten Interviewpartner(innen) berichtet, dass sie iiber grofie Freirdume in der Politikfor-
mulierung verfiigen
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nommen (Center of Concern et al. 2007).Viele der von den Gebern ent-
wickelten Visionen wurden mit viel Argwohn und Kritik bedacht. In Ver-
handlungen in der Generalversammlung ist die Position der G-77 / NAM
auf die Verteidigung des breiten Zustdandigkeitsbereichs der VN und die
Bewahrung des aktuellen Systems ausgerichtet.

Aufwertung der Rolle der Vereinten Nationen

Keiner der untersuchten westlichen Staaten mochte die Vereinten Nationen
in naher oder ferner Zukunft zu einem schlagkriftigen Koordinierungsfo-
rum fiir andere EZ-Akteure aufwerten. Diese mogliche zukiinftige Rolle
der Vereinten Nationen ist aktuell kein Bestandteil der von Praktiker(inne)n
gefiihrten Debatten. Zwar beflirworten viele westliche Staaten ein gestérk-
tes VN-System. Die Voraussetzung dafiir sehen sie allerdings zunéchst in
Uberwindung der Fragmentierung und einer stirkeren Ergebnisorientie-
rung. Eine Aufwertung der Rolle der Vereinten gegeniiber anderen multila-
teralen Organisationen wie Weltbank oder IWF wird abgelehnt. Zwar gel-
ten die VN als wichtiges Forum etwa fiir den MDG-Prozess. Aber die VN
iiber den Forumscharakter hinaus mit mehr Verantwortung zu betrauen —
beispielsweise, sie mit der Uberpriifung der Einhaltung der ODA-Zusagen
und anderen internationalen Verpflichtungen zu beauftragen — lehnen die
meisten westlichen Landern ab. Dies spiegelte sich auch in den G-20-
Entscheidungen in Reaktion auf die Wirtschafts- und Finanzkrise, die den
VN nur eine marginale Rolle zustanden (Martens / Schultheis 2010).

Entwicklungs- und Schwellenldnder haben im Zuge der globalen Wirt-
schafts- und Finanzkrise erneut deutlich gemacht, dass fiir sie die Vereinten
Nationen auf Grund ihrer Inklusivitét die legitimste Organisation ist und ihr
somit eine zentrale Rolle in der internationalen Zusammenarbeit und bei
der Problemlsung in Wirtschafts- und Finanzfragen zukommt. Auch jene
Schwellenldnder, die als Mitglieder der G-20 stdrkeres Mitspracherecht
haben, schliefen sich in VN-Foren dieser Forderung an. In den Augen der
Entwicklungsliander sollten die VN eine deutliche Aufwertung im Bereich
der Entwicklungspolitik erfahren. Diese erfolgt, wenn die Organisation
endlich zuverldssig mit jenen Mitteln ausgestattet wiirde, die sie flir die
Erfiillung ihrer breiten Mandate bendtigt. Auch sollen die VN ihre koordi-
nierende Rolle weitaus starker wahrnehmen, insbesondere in Bezug auf die
internationalen Finanzinstitutionen, aber auch hinsichtlich der Welthan-
delsorganisation, wie die G-77 bei einem Treffen auf Ministerebene 2006
bekriftigten:
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“We emphasize that one of the fundamental reforms required would be for
the United Nations, which is the most representative global organization,
to mobilize the highest political commitment, and to provide policy direc-
tions and guidance to the Bretton Woods Institutions, the World Trade
Organization and other relevant organizations and institutions that have
an impact in the development of many countries” (UN 2006c, §14).

Ganz eindeutig ist die Forderung nach der Aufwertung der VN auch unter
den Entwicklungs- und Schwellenlédndern nicht, wie sich am Beispiel der
Stid-Stid-Partnerschaften und trilateralen Entwicklungszusammenarbeit
zeigt. Obwohl alle Entwicklungs- und Schwellenlédnder dieses Thema in
den VN prominent verankert sehen wollen, gibt es einige Stimmen (wie
z. B. Siidafrika, Indien, China), die exklusive Siidforen wie die Bewegung
Blockfreier Staaten bevorzugen. Es wird die Gefahr gesehen, dass traditio-
nelle Geber versuchen, Schwellenldnder im Sinne einer globalen Lastentei-
lung stirker in die Pflicht zu nehmen und westlich dominierte Normen im
Sinne der Paris-Erklarung und Accra-Aktionsagenda aufzwingen. Zudem
strduben sich einige Nicht-OECD/DAC-Geber dagegen, die Allianz mit
den Entwicklungslandern aufzugeben. Andere Staaten wie Mexiko, aber
auch Brasilien sehen ein grofes Potenzial der VN im Bereich Siid-Siid-
Kooperation (Fues s. a.).

Industrie- und Schwellenldnder gleichermaflen bringen bisher dem bei
ECOSOC angesiedelten Development Cooperation Forum (DCF) Interesse
entgegen. Das DCF findet seit 2008 im zweijdhrigen Rhythmus statt und
steht allen Mitgliedsstaaten offen. Es wurde mit dem Ziel gegriindet, ein
inklusives Dialogforum fiir einen globalen Austausch iiber Wirksamkeit
und Kohérenz internationaler Entwicklungszusammenarbeit zu schaffen.
Noch ist nicht ersichtlich, ob es diesem Anspruch gerecht werden kann.
Wihrend bisher vor allem westliche Staaten wie GroBbritannien, Oster-
reich, die Schweiz oder Deutschland die Vorbereitungsprozesse fiir das
DCEF 2008 finanziell und logistisch begleitet haben, zeigen auch Lander wie
Agypten, Brasilien, Bangladesch oder China Interesse (Fues s. a.).

Eingrenzung der Rolle der Vereinten Nationen

GroBbritannien, Belgien und abgeschwécht auch Kanada sprechen sich am
deutlichsten dafiir aus, die operative Rolle der Vereinten Nationen auf
bestimmte Themengebicte zu begrenzen. Das 2009 publizierte britische
entwicklungspolitische Weillbuch formuliert beispielsweise:

102 Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik



Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen

“Our long-term vision is of a focused and effective UN, where the agen-
cies plan, manage and deliver as one for the most vulnerable people. This
will mean hard choices about the areas where the UN can add real value
— and where it cannot” (DFID 2009, 105).

Diese Lander sehen die Rolle der VN vor allem in Konfliktregionen, in
denen ihnen bilateral die Hande gebunden sind, die Weltbank nicht tétig
sein kann und die VN aufgrund ihrer Neutralitdt leichter aktiv werden
konnen. Dafiir soll sich die Organisation aus anderen Bereichen (Infra-
struktur, Finanzierung) zuriickziehen. Andere Staaten (z. B. Frankreich)
formulieren verhaltener, dass die Mandate der einzelnen Organisationen
klarer voneinander abgegrenzt werden miissen, womit aber nicht
zwangsldufig eine Einengung der gesamten Angebotspalette des VN-
Systems einhergeht. Viele Geber (z. B. Norwegen, Schweden, Belgien,
Deutschland) argumentieren, VN-Organisationen sollen sich stiarker auf
Upstream-Aktivititen, also auf Politikberatung und andere Formen tech-
nischer Zusammenarbeit konzentrieren. Die Rolle des vertrauenswiirdi-
gen Maklers z. B. bei Geberkoordinierungen wird ebenfalls als zukunfts-
trachtig angesehen. Direkte Projektfinanzierung und -implementierung
sollte zugunsten solcher Téatigkeiten eingeschriankt werden. Auflerdem
sollten sich die Sonderorganisationen stirker auf ihre urspriingliche
Rolle, Norm- und Standardsetzung, konzentrieren, und nur in ausge-
wéhlten Bereichen wie Nothilfe weiterhin operativ titig sein.

Generell sind Entwicklungs- und Schwellenlédnder gegen eine Einengung
der Angebotspalette der Vereinten Nationen. Vor dem Hintergrund der For-
derungen, dass sich die VN-EZ an nationalen Prioritdten orientieren und
auf die spezifische Situation der jeweiligen Lander eingehen soll und eine
Aufwertung der VN im Bereich Wirtschaft und Finanzen notwendig ist,
erteilten die Entwicklungs- und Schwellenldander den im Kontext des HLP-
Berichts formulierten Vorschldgen eine Absage:

“... the G77 and China wonder about the appropriateness of defining or
confining the United Nations role to “niche issues” (such as disaster
management, post-conflict reconstruction or the environment), while leav-
ing issues such as development strategies, trade, finance and macro-econo-
mic policy to other international organizations. The United Nations system
is developmentally holistic and provides a diversity of views and
approaches that the Bretton Woods Institutions seriously lack” (G-77 2006).

Die Konzentration auf Nischenthemen wiirde den VN eine zweitrangige
Rolle zuweisen und méglicherweise Industrieldndern einen willkommenen
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Vorwand bieten, die Gelder fiir die VN-EZ zu kiirzen. Dies ist die offizielle
und maximalistische Position der G-77. Inwieweit kleinere Entwicklungs-
lander oder auch Schwellenlinder eine abweichende Position haben,
konnte bei Interviews mit Staatenvertreter(inne)n in New York nicht fest-
gestellt werden In den Aufsichtsriten stehen Entwicklungs- und Schwel-
lenldnder thematischen Schwerpunktsetzungen offener gegeniiber. Sie
beteiligen sich an der Formulierung der strategischen Pldane der Organisa-
tionen und loben z. B. die Capacity-Building-Expertise des UNDP.

Konsolidierung und Rationalisierung der VN-EZ-Strukturen

Die Idee einer einheitlichen Entwicklungssédule, die zumindest die VN-
Fonds und Programme umfasst, wird von Geberstaaten nicht mehr aktiv
und offen verfolgt. Angesichts des expliziten Widerstands der G-77 wur-
den erste Uberlegungen zu Zusammenlegungen einzelner Organisatio-
nen nicht mehr weiterentwickelt. Es besteht daher auch kein Konsens
zwischen den Geberstaaten, welche Organisationen zu bewahren und
welche zusammengelegt werden sollten. Die im HLP-Bericht vorge-
schlagene Task Force, die Vorschldge zur Rationalisierung der Institutio-
nenlandschaft entwickeln sollte, wurde nicht eingesetzt. Stattdessen
bemiihten sich Geberstaaten um die Herstellung stirkerer administrativer
Kohérenz zwischen den Fonds und Programmen.

Einige Geber halten stdrker als andere am Fernziel einer einheitlichen
Entwicklungssédule fest. GroBbritannien, Irland, Norwegen, Schweden
und Kanada scheinen sich in den laufenden Verhandlungen zu bemiihen,
dafiir Voraussetzungen zu schaffen, dass zumindest aus den Fonds und
Programmen eines Tages eine solche einheitliche S&dule entstehen
konnte. In diese Richtung kdnnen Bemiithungen interpretiert werden, das
gemeinsame Treffen der Aufsichtsrdte von UNDP/UNFPA/UNOPs (Uni-
ted Nations Office for Partnerships), WFP und UNICEF zur Diskussion
der Gemeinsamen Landerprogramme zu nutzen, die Weichen fiir ein
gemeinsames Budget von UNDP, UNFPA und UNICEF zu stellen und
die Programmzyklen der Organisationen zu harmonisieren. Dies sind
allerdings auch MaBinahmen, die fiir sich genommen sinnvoll sind.

Entwicklungs- und Schwellenldnder stehen der Rationalisierung von
VN-EZ-Strukturen und der Einrichtung einer einheitlichen VN-Entwick-
lungssdule durchgehend sehr ablehnend gegeniiber. Dafiir fiihren sie
mehrere Griinde an: Aus ihrer Perspektive stellt die Vielfalt der Ansétze,
Perspektiven, Methodologien und Systeme der jeweiligen VN-Organisa-
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tionen eine einzigartige und kreative Antwort auf spezifische Entwick-
lungssituationen dar. Diese Vielfalt sollte nicht als institutionelle Schwé-
che betrachtet werden. Im Gegenteil, es ist eine Stiarke der VN-EZ, die
es zu bewahren gilt:

“We declare in favour of a greater coordination and coherence among
the UN Funds, Programs and Agencies in order to avoid unnecessary
duplications and overlaps of their functions and maximize the effective-
ness of their work. Nevertheless, the necessary coordination among them
shall not mean a loss of identity whatsoever ... The field work those enti-
ties perform in different areas of development, for which they have accu-
mulated unique experiences, provides them with a privileged position as
to being aware of and addressing the real needs of developing countries,
hence the key importances of preserving the valuable contribution of
development funds, programs and agencies” (JCC 2008).

Es ist zu vermuten, dass hinter dieser Position auch die Befiirchtung
steht, dass Industrieldnder bei einer einheitlichen Entwicklungssdule ihre
Prioritdten stirker durchsetzen konnten, und Entwicklungslédnder in
ihren Wahlmdglichkeiten stérker eingeschriankt waren. AuBerdem wiirde
mit der Schaffung einer einheitlichen EZ-Sdule eine Rationalisierung
und eine Konzentration auf bestimmte Themenschwerpunkte einherge-
hen. Dies wird vor dem Hintergrund der ,,Allzustdndigkeit® der VN
abgelehnt. Besonders Vorschlige westlicher Geber, UNCTAD abzu-
schaffen und in der WTO, UNDP oder dem Generalsekretariat aufgehen
zu lassen, stieen auf heftige Kritik. Fiir Entwicklungs- und Schwellen-
lander stellt die Verankerung von Wirtschafts- und Handelsfragen im
VN-System eine bedeutende Errungenschaft dar und es gibt keine
Bereitschaft, diese aufzugeben (Khor 2006). Nicht zuletzt wird davor
gewarnt, dass eine zentrale Entwicklungsorganisation moglicherweise
deutlich biirokratisierter wire.

Form und Geschwindigkeit des Reformprozesses

Die untersuchten Staaten nehmen unterschiedliche Positionen in Bezug
auf die bevorzugte Form und Geschwindigkeit des Reformprozesses ein.
Dabei pléadiert auch im Lager der Industrieldnder zurzeit niemand fiir den
Versuch, eine “Big Bang’-Reform auf intergouvernementaler Ebene zu
initiieren. Nach vier Jahren kontroverser zwischenstaatlicher Verhand-
lungen sind Erniichterung und Pragmatismus eingekehrt. Zwar gibt es
Uberlegungen, anstehende GroBereignisse als Aufhinger fiir einen
erneuten Vorstol3 zu nutzen. Dies hdlt niemand fiir realistisch angesichts
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der klar artikulierten Ablehnung der G-77-Staaten, aber auch Russlands,
gegeniiber umfassenden strukturelle Reformen im Sinne westlicher
Geber. Dariiber hinaus tragen weitere Faktoren dazu bei, dass das aktu-
elle Klima in den VN als nicht reformfreundlich wahrgenommen wird:
Dem aktuellen VN-Generalsekretar wird wenig Fihrungsstarke zuge-
traut; Groflereignisse wie die VN-Finanzkrisenkonferenz im Juni 2009
offenbarten gro3e Kontroversen iiber die Rolle der VN im Bereich Wirt-
schaft und Soziales.

Grofbritannien, Kanada, Spanien, die Niederlande, Norwegen und mit
Abstrichen Schweden verfolgen weiterhin allerdings ein ehrgeizigeres
Reformprogramm als andere Staaten. Trotz starker Ablehnung der G-77
gegen das vom HLP vorgeschlagene Sustainable Development Board
bemiihen sie sich, auf die Schaffung einer gemeinsamen Exekutivrats-
struktur fiir die Fonds und Programme hinzuwirken. Andere Staaten wie
vor allem die Schweiz und aber auch Irland dringen auf einen inkremen-
tellen Reformprozess, ohne dabei notwendigerweise das Ziel der Verein-
heitlichung aus den Augen zu verlieren. Sie plddieren dafiir, bereits
bestehende Instrumente zu nutzen, um den Reformprozess voranzutrei-
ben. Sie betonen das Ausmal} der Fortschritte, die durch eine system-
iibergreifende kohdrente Politik erreicht werden kdnnte, und setzen sich
fiir die Starkung existierender Strukturen ein:

“While Switzerland is certainly prepared to listen to and engage with
those who are calling for a big exercise to recast the UN system in a uni-
fied way and under a single governance mechanism, we believe that we
do not have the leisure to wait for such a debate to start or even con-
clude. We must make the best possible use of the existing intergovern-
mental structures in particular the ECOSOC operational activities seg-
ment to foster increased coherence and unity in the system” (Schweize-
rische Eidgenossenschaft 2008b).

Die USA und Japan nehmen zwar am System-Wide Coherence-Verhand-
lungsprozess teil, lassen aber keine Praferenzen hinsichtlich der Form oder
Geschwindigkeit des Reformprozesses erkennen. Einzig in Bezug auf die
Einrichtung der neuen Frauen- und Genderorganisation drangen die USA
auf eine schnelle Entscheidung und waren bereit, dafiir weitgehende Zuge-
stindnisse zu machen. Hinsichtlich der zligigen Einrichtung von UN
Women befanden sich die USA auf einer Linie mit den nordischen Staaten,
der Schweiz, und anderen gleich gesinnten Gebern, die den Beschluss von
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2009 im Folgejahr umgesetzt sehen wollten. Gleichgesinnte Geber sehen
auch bei den anderen Themen Handlungsdruck. Angesichts der langen Ver-
handlungsdauer und des Eindrucks, dass ein Konsens nun in Reichweite ist,
wichst das Verlangen nach konkreten Ergebnissen.

Unter der Fithrung von Kuba und Agypten waren Schwellen- und Ent-
wicklungsldnder, organisiert in der G-77, von Beginn der SWC-Verhand-
lungen an um eine Verlangsamung des Prozesses bemiiht. Angesichts ihres
inhaltlichen Dissens mit einem Grofiteil der HLP-Vorschliage setzten sie
dem durch den Weltgipfel 2005 und den Panel-Bericht initiierten Refor-
mimpetus die Devise entgegen, es diirfe nichts iiberstlirzt werden, und es
solle keine kiinstlichen Fristen geben. Dadurch, dass sie auf eine integrierte
Behandlung der einzelnen Unterpunkte beharrten, stellten sie sicher, dass
alle thematischen Verhandlungen &hnlich lange dauerten und inhaltliche
Kompromisse alle Unterpunkte umfassten. An dieser Strategie wird auch
weiterhin festgehalten.

Allerdings gibt es aus dem Kreis der Pilotlander und Selbststarter das Inter-
esse an einer zeitnahen Einrichtung eines Mechanismus zur Verabschie-
dung der Gemeinsamen Landerprogramme. Auch in Bezug auf die Konso-
lidierung der Organisationen fiir Frauen und Geschlechtergerechtigkeit teil-
ten einige afrikanische Staaten die Einschétzung der Industrieldnder, dass
nach dem prinzipiellen Entschluss von 2009, die Organisation einzurichten,
2010 groBer Handlungsbedarf bestand.

5.2 Interne Reformdimension: Aktuelle Reformschwerpunkte

Dieser Abschnitt gibt einen kurzen Uberblick iiber die aktuellen Positionen
der ausgewdhlten Staaten in Bezug auf die vier in der Generalversammlung
diskutierten Themenschwerpunkte Gender, Governance, Delivering as One
und Funding.

Gender

Die Einrichtung einer neuen Frauen- und Genderorganisation, die die
bisher getrennten normativen und operativen Funktionen vier verschie-
dener VN-Organisationen zusammenbringen soll, hat sich als am ehesten
konsensféhiger Vorschlag des HLP-Berichts herauskristallisiert. Der
Einrichtung von UN Women kam auch unter taktischen Gesichtspunkten
eine grof3e Bedeutung zu. Angesichts der herausgehobenen Stellung, die
das Thema bei Industriestaaten einnahm, stellte die mogliche Nicht-

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik 107



Silke Weinlich

Zustimmung der Entwicklungs- und Schwellenldnder ein wichtiges
Druckmittel fiir Zugestindnisse in anderen Themenbereichen dar.

Die Einrichtung von UN Women wurde von allen westlichen Geberstaa-
ten intensiv befiirwortet. Besonders stark setzten sich die nordischen
Staaten, Kanada, aber auch GrofB3britannien dafiir ein, dass eine solche
neue Organisation schnell geschaffen wiirde. Mit dem Regierungswech-
sel intensivierten die USA ihr Engagement und wirkten mit Unterstiit-
zung auf hochster Ebene auf eine rasche Griindung hin. In den Positio-
nen der westlichen Lander bestanden Differenzen in Bezug auf die Hohe
und Art der finanziellen Ausstattung, die Grofle des Sekretariats und der
institutionellen Verortung der Organisation.

Die urspriingliche Ablehnung der G-77, die die Einrichtung der neuen
Organisation als rein westliches Anliegen abgetan hatte, wandelte sich
im Laufe der Zeit zu einer insgesamt breiten Zustimmung. Agypten und
Jemen befiirworteten im Namen der G-77/NAM allerdings eine eher ein-
geschriankte normative Rolle der neuen Organisation. Damit einher ging
das Interesse, ihr allenfalls ein schwaches Mandat zur Uberwachung der
Einhaltung von Gendernormen zu erteilen. Auch hier soll das Prinzip der
Freiwilligkeit gelten; die Organisation sollte nur auf Ersuchen der jewei-
ligen Regierungen tdtig werden. Die Rolle der Zivilgesellschaft sollte
eingeschrinkter sein als aus westlicher Perspektive gewiinscht, dafiir soll
die Organisation aber auf eine mehrjéhrige, gesicherte Finanzierungsba-
sis gestellt werden. Die G-77 betonen auch, dass die Organisation ein
universelles Mandat habe und sich daher in ihren operativen Tétigkeiten
nicht nur auf Entwicklungslander beschrianken diirfe (JCC 2010). Ent-
wicklungs- und Schwellenldnder forderten zudem, dass ein neues Auf-
sichtsgremium fiir die operativen Aktivitdten der zu grilndenden Organi-
sation geschaffen werde, anstatt die Aufsichtstitigkeiten dem UNDP/
UNFPA-Exekutivrat zu iibertragen, wie von den meisten westlichen
Staaten verlangt. Schwellenldnder wie Mexiko wiinschten sich, dass ein
solches neues Aufsichtsgremium moglichen zukiinftigen wichtigen Bei-
tragszahler aus dem Siiden Sitz und Stimme gewéhren solle, andere pla-
dierten fiir einen generell groBeren Einfluss der Entwicklungs- und
Schwellenldnder. Das neue Aufsichtsgremium solle analog zu den
Stimmverhéltnissen in der Generalversammlung besetzt werden. Dies
gibe den Entwicklungs- und Schwellenldndern einen deutlich gréferen
Einfluss iiber die potenziell sensible operative Arbeit der neuen Organi-
sation, sollte es zu Abstimmungen kommen.
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Governance

Urspriinglich wurden die Einrichtung des Rats fiir nachhaltige Entwicklung
und eines ECOSOC-Exekutivausschusses unter der Uberschrift Governance
behandelt. Diese Vorschldge sind nicht mehr Teil der aktuellen Reforma-
genda. Stattdessen drehen sich die Verhandlungen einerseits um die Verbes-
serung der Governance-Architektur hinsichtlich der Inklusivitit der Ent-
scheidungsfindungsprozesse, der Steigerung der Kohéarenz zwischen den ein-
zelnen Entscheidungsgremien und der Zunahme der Wirkung und Relevanz
der getroffenen Entscheidungen. Anderseits steht zur Debatte, wie ein
Mechanismus geschaffen werden konnte, der die Annahme der Gemeinsa-
men Landerprogramme ermoglicht (UN Secretariat 2009a).

Besonders fiir diejenigen Staaten, die die DaO-Versuche mit viel Enga-
gement unterstiitzen, ist es ein grofes Anliegen, einen solchen Mecha-
nismus einzurichten. Urspriinglich setzten sich GroBbritannien, Kanada,
und Belgien dafiir ein, ein gemeinsames Aufsichtsgremium mit Ent-
scheidungskompetenz zu schaffen. Aus ihrer Perspektive und der der
meisten westlichen Industriestaaten sollte ein derartiges Gremium am
besten auf den gemeinsamen Sitzungen der Aufsichtsrite der Fonds und
Programme (Joint Board Meeting) autbauen. Dies dhnelt stark der HLP-
Empfehlung fiir die Einrichtung eines Rats fiir nachhaltige Entwicklung.
Allerdings werden diese Begrifflichkeiten nicht mehr verwendet. Auf-
grund des Verhandlungsverlaufs ziehen viele Staaten mittlerweile eine
pragmatische Losung vor, die keine Mandatsverdnderung erfordert. Das
wiirde bedeuten, dass die jeweiligen Aufsichtsgremien weiterhin fiir die
Annahme der organisationsspezifischen Anteile der Gemeinsamen Lan-
derprogramme zustédndig wéren. Dariiber hinaus soll jedoch eine iiber-
greifende Diskussion iiber die Gemeinsamen Linderprogramme ermog-
licht werden. Das gemeinsame Treffen der Exekutivréte, das zumindest
die Aufsichtsrite von UNICEF, UNDP/UNFPA und WFP zusammen-
bringt, wird dafiir als bester Ort erachtet. Die Aufsichtsgremien der Son-
derorganisationen, die ebenfalls an Gemeinsamen Landerprogrammen
beteiligt sind, wéren dabei jedoch auflen vor. Allerdings ist es in den
meisten Sonderorganisationen nicht {iblich, dass sich die Aufsichtsgre-
mien iiberhaupt mit Linderprogrammen beschéftigen.

Die Schweiz hat schon frith gegen den Versuch pléddiert, ein gemeinsa-
mes Aufsichtsgremium mit Entscheidungsbefugnis fiir die Verabschie-
dung der Gemeinsamen Léanderprogramme zu schaffen. Stattdessen soll
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ein Ubergangsmechanismus den ECOSOC stirker in die Pflicht nehmen:
Programmlénder konnten freiwillig den Entwurf ihrer Gemeinsamen
Landerprogramme dem Wirtschafts- und Sozialrat vorlegen, der diese in
seinem operativen Segment diskutieren wiirde. Im Anschluss wiirden die
Gemeinsamen Programme ohne weitere Befassung in den zustdndigen
Exekutivriaten angenommen. Damit wire auch erreicht, dass die Sonder-
organisationen besser eingebunden werden. Aufler der Schweiz trauen
allerdings nur wenige Industriestaaten ECOSOC eine solche Rolle zu.
Obwohl offiziell fast alle Staaten den Wirtschafts- und Sozialrat stirken
wollen, sind sie bei der Diskussion der aktuellen Governance-Fragen
diesbeziiglich sehr zurilickhaltend bis ablehnend. In den Augen vieler
Industrieldnder, insbesondere der USA, Grof3britanniens und Kanadas,
kdme ein derartiger, fiir den aktuellen Reformprozess sehr wichtiger
Aufgabenzuwachs ECOSOCs einer Schwichung der Exekutivrite
gleich. Daher wird diese Option abgelehnt.

Auch aus der Perspektive der Entwicklungs- und Schwellenlédnder ist
ECOSOC nicht unbedingt aufzuwerten. Anders als in der Generalver-
sammlung sind im ECOSOC nicht alle Staaten vertreten, daher ist es den
Entwicklungsldndern generell ein Anliegen, die Generalversammlung
wo moglich mit Aufgaben- und Kompetenzzuwachs zu stirken. Bei-
spielsweise fordern die G-77 eine starkere Rechenschafts- und Berichts-
pflicht des CEBs gegeniiber der Generalversammlung.

Pilotldnder, insbesondere Tansania und Papua-Neuguinea, haben grof3es
Interesse an der Entwicklung eines Verfahrens fiir die Verabschiedung
ihrer gemeinsamen Linderprogramme gezeigt, auch wenn sie keine eige-
nen Vorschldge diesbeziiglich vorgebracht haben. Die DaO-Gegner ste-
hen konsequenterweise der Einrichtung eines solchen Mechanismus
negativ gegeniiber. Ebenso mochte die Russische Foderation aufwiandige
Verdnderungen verhindern, da sie sich generell fiir die Bewahrung des
aus ihrer Perspektive gut funktionierenden EZ-Systems ausspricht.
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Tabelle 13: Interne Reformdimension: Positionen der Mitgliedsstaaten

Verpflichtungen

* Selektiv: Wiirdigung von
Non-Core-Beitragen

Industriestaaten Entwicklungs- und
Schwellenléinder
Gender * Breite Unterstiitzung fiir « Selektive Unterstiitzung
rasche Einrichtung, breites Widerstand fiir/gegen neue
Mandat der neuen Organisation Organisation
« Unterschiedliche Positionen in « Fir neues Aufsichtsgremium
Bezug auf Grofe, Finanzen, iiber operative Tétigkeiten
Aufsichtsgremien der neuen Organisation
 Fiir mehr ,,Stidsitze*
im neuen Aufsichtsgremium
Governance * 2006: Einrichtung eines Rats * 2006: Kein Rat fiir
fiir nachhaltige Entwicklung nachhaltige Entwicklung
« cher keine Aufwertung » Aufwertung der GV
ECOSOCs
« Einrichtung eines * Uneinheitliche Position in
Annahmemechanismus fiir Bezug auf Annahmemecha-
Gemeinsame Landerprogramme nismus fiir Gemeinsame
Léanderprogramme
Finanzierung * Generell: keine weiteren » Mehr und vorhersagbare

Finanzmittel

* Uneinheitliche Position
beziiglich Core-/Non
Core-Mittel

« Siid-Beitragszahler sollen
nicht zur Lastenteilung
herangezogen werden

Delivering as One
(Da0)

 Generelle Unterstiitzung
fir DaO

* Umsetzung der systemweiten
DaO-Lehren

« Selektive Unterstiitzung
fiir DaO (Pilotlénder,
Selfstarter)

« Selektiver Widerstand
gegen DaO, gegen Ubertra-
gung des DaO-Modells auf
VN-System

Quelle: Eigene Zusammenstellung
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Finanzierung

Im Themenbereich Finanzierung verhandeln Staaten iiber Mittel und Wege,
die Qualitdt und die Quantitit der Finanzierung des VN-EZ-Systems zu
verbessern. Die Qualitdt der finanziellen Beitrdge umfasst die Vorhersag-
barkeit der Beitrdge, das Verhiltnis von Core/Non Core, und die Form der
Zweckbindung. Anfang 2010 kam zudem das Konzept der ,kritischen
Masse von Kernbeitragen individueller Organisationen auf, dessen Aus-
formulierung allerdings noch aussteht. Die Debatte um ein angemessenes
Verhiltnis von Kern- und zweckgebundenen Beitrdgen hat in den letzten
Jahren kaum zu signifikanten Verdnderungen in der Finanzierungspraxis
der Geber gefiihrt. Perspektivisch werden in Zeiten von Wirtschafts- und
Finanzkrisen sinkende feiwillige Beitragszahlungen VN-Organisationen
vor noch groBere Probleme stellen. Vor diesem Hintergrund stellt das Kon-
zept der ,.kritischen Masse™ einen Versuch dar, organisationsspezifisch zu
definieren, welche Hohe an Kernbeitrdgen eine Organisation bendtigt, um
ihr Kernmandat erfiillen zu konnen. Anders als die Formulierung einer
abstrakten systemweiten anteiligen Quote fiir Kernbeitrdge ermoglicht das
Konzept eine Riickbindung an die Strategiedokumente der Organisationen
und eine starkere Ergebnisorientierung.

Nicht tiberraschend plédieren diejenigen Staaten, die bereits mehrjdhrige
Zusagen machen, dafiir, dass auch andere Staaten diesem Modell folgen.
Deutschland, Japan und die USA sperren sich in Bezug auf das eigene Ver-
halten gegen mehrjéhrige Zusagen. Japan betont die Bedeutung von Flexi-
bilitdt, die durch mehrjahrige Zusagen verloren ginge. Gemeinsam mit
Japan nehmen die USA eine skeptische Haltung gegentiber der Verpflich-
tung auf einen hoheren Anteil an Kernbudget ein. Das Hauptargument lau-
tet auch hier Flexibilitdt, die gerade in Bezug auf Staaten in Krisen- oder
anderweitigen Notlagen gegeben sein miisse. Ein weiterer Aspekt, der vor
allem den Vereinigten Staaten sehr wichtig ist, ist die grofere Rechen-
schaftslegung (accountability), die durch die Zweckbindung erreicht werde
und die Biirger(innen) gerade in Zeiten wirtschaftlicher Krisen verlangten.
Auch Kanada und Grof3britannien sind eher verhalten, was die Festlegung
einer Kernquote angeht. Sie argumentieren, dass VN-Organisationen zuerst
einen effektiven und effizienten Umgang mit den zur Verfligung gestellten
Geldern nachweisen miissten.

Norwegen, ebenso wie Schweden und andere kleine Lédnder, die einen gro-
Ben finanziellen Anteil an den Kernhaushalten tragen, halten eine gerech-
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tere Verteilung der Lasten fiir wichtig. Aber auch Norwegen hélt eine Fest-
legung auf 50 % Kernbeitrdge fiir zu ambitioniert. Belgien befiirwortet Ver-
pflichtungen auf einen bestimmten Prozentsatz fiir Kernhaushalte. Wichti-
ger allerdings ist, dass dariiber eine Debatte in Gang gebracht worden ist.
Deutschland hélt sich in Bezug auf Kernbeitrdge in der Diskussion zuriick,
da seine Finanzierungspraxis diesbeziiglich keiner grolen Modifikation
bedarf. Diejenigen westlichen Staaten, die einen hohen Anteil an zweckge-
bundenen Beitrdgen leisten, wie beispielsweise Kanada oder GrofBbritan-
nien, bemiihen sich, die Finanzierungsdebatte weg vom Fokus auf das Ver-
haltnis zwischen Kern- und zweckgebundenen Beitrdgen zu leiten. Statt-
dessen versuchen sie, eine Anerkennung ihrer komplementéren Finanzie-
rungsleistungen, etwa an thematische Trust Funds, zu erreichen. Prinzipiell
haben alle Industrielinder erste Uberlegungen zur Definition der ,kriti-
schen Masse® mit Interesse aufgenommen.

Hinsichtlich der Quantitét finanzieller Mittel fiir operative VN-Aktivitdten
zeigt keines der westlichen Geberldnder Ambitionen, finanzielle Verspre-
chungen in den Verhandlungen zu machen. Wurde zwischenzeitlich in Aus-
sicht gestellt, eine groBere Ergebnisorientierung und erfolgreiche Reformen
konnten finanziell belohnt werden, findet sich dieser Anreiz lediglich in den
Statements GrofBbritanniens.

Ein solches finanzielles Bekenntnis wird jedoch von Entwicklungs- und
Schwellenldandern eingefordert, in deren Augen das grofte Problem der
VN-EZ darin besteht, dass zu wenige Ressourcen bereitgestellt werden und
westliche Staaten ihren internationalen Verpflichtungen nicht nachkom-
men. Allerdings lehnen die G-77 offiziell ab, dass Geber die Mittelvergabe
an den Reformwillen oder -unwillen von Organisationen binden. Aus ihrer
Perspektive wiirden damit letztendlich die Entwicklungslander gestraft:

“The JCC disagrees with the approach of some recommendations link-
ing the funding to the performance of and commitment to reform. It can
imply punishments to “ineffective” UN entities or would eventually imply
an unduly punishment against countries recipient of development coope-
ration. We can't support that agencies, funds and programmes can get
core funds if they are committed to reform when more core funding
should be an aim applied to all funds, programmes and agencies of the
UN System” (JCC 2009).

Offiziell fordern die G-77 vor allem eine Erh6hung der Core-Mittel. In den
aktuellen Verhandlungen setzen sich die G-77/NAM fiir eine Festlegung
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eines angemessenen Core-Anteils ein. Ebenso brachten sie die Idee auf,
dass eine ZielgroBe fir den VN-Anteil an der weltweiten Gesamt-ODA for-
muliert werden soll (JCC 2008). Hinter den Kulissen ist die Haltung der
G-77-Mitglieder allerdings weniger einheitlich. Kleinere Entwicklungslan-
der formulieren informell, ihnen sei die Wirkung von VN-EZ deutlich
wichtiger als der Ursprung der Finanzmittel, mit denen sie implementiert
werde. Auch Pilotlinder loben den aus zweckgebundenen Mitteln finan-
zierten One UN-Fonds und das Expanded Funding Window. Nicht zuletzt
leisten die meisten Schwellenldnder ihre Beitrdge an das VN-System eben-
falls in Form von zweckgebundenen Beitrdgen und mdchten sich nicht auf
mehr Kernbeitrage verpflichten lassen. Fiir Schwellenldnder ist es aller-
dings besonders wichtig, nicht in eine Reihe mit den traditionellen Gebern
in der VN gestellt zu werden. Einerseits mdchten sie vermeiden, zu einer
groferen Lastenteilung herangezogen werden. Andererseits beharren Lan-
der wie China und Brasilien darauf, dass sich die Qualitét ihrer EZ sub-
stantiell von der traditionellen, hierarchischen EZ unterscheide.

Delivering as One

Verhandlungsgegenstand unter der Uberschrift “Delivering as One” ist die
vom HLP angestof3ene und von Annan initiierte Pilotinitiative einer geein-
ten VN-Landerpréasenz in acht Pilotldndern und diversen Selfstartern (siche
Kasten 1). Dabei stehen jene Mafinahmen im Mittelpunkt, die den Pilotldn-
dern und Selfstartern diese Form der Zusammenarbeit mit dem VN-System
erleichtern. Jedes Pilotland hat unterschiedliche Wege beschritten, um die
DaO-Prinzipien umzusetzen. Welche Wege sich besonders bewéhrt haben,
und welche moglicherweise Modellcharakter fiir das VN-System besitzen,
ist bislang noch nicht Gegenstand der Verhandlungen. Bevor dies
geschieht, muss zunéchst erhoben werden, ob und wie die Pilotversuche zu
einer effektiveren und effizienteren VN-EZ auf Landerebene gefiihrt haben,
und ob die Ergebnisse generalisierbar sind. Fiir 2011 ist eine unabhingige
Evaluierung der Pilotversuche geplant, die auch Lehren fiir das VN-EZ-
System ziehen soll. 2009 und 2010 standen demnach die Modalititen der
Evaluierung im Vordergrund, die vom Generalsekretir durchgefiihrt wer-
den soll.

Alle untersuchten Industriestaaten setzen grofle Hoffnungen in den DaO-
Prozess und unterstiitzen ihn aktiv. Wie im Kapitel 3 beschrieben, ist diese
Unterstiitzung einerseits finanziell — durch Beitrdge zu One Funds u. 4. —
anderseits aber auch politisch — etwa durch Unterstiitzung der Anliegen
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von Pilotlandern in den Aufsichtsgremien. Die breite Unterstiitzung fiir
den DaO-Prozess besitzt auch eine strategische Komponente: Viele west-
liche Staatenvertreter hegen die Hoffnung, dass sich Druck von unten aus
den Programmlédndern auf die New Yorker Verhandlungen iibertragt, und
so dem zwischenstaatlichen Reformprozess grofiere Erfolgschancen
bescheidet.

Es bestehen jedoch unterschiedliche Vorstellungen dariiber, inwiefern sich
das Delivering as One-Modell auf alle Programmlénder iibertragen ldsst.
Grofbritannien pladiert am starksten fiir zumindest eine anfangliche Eta-
blierung einer einheitlichen Losung,>* wihrend andere Staaten (z. B. Nor-
wegen, Schweiz) darauf verweisen, dass das Argument der G-77, “no one
size fits all”, zutreffend sei. Staaten mit mittlerem Einkommen, Staaten in
Krisensituationen und LDCs kdnnen nicht iiber einen Kamm geschoren
werden. Dass aber das One UN-Modell die Zukunft des VN-System dar-
stellt, wird von keinem der untersuchten westlichen Staaten in Frage
gestellt. Allein die USA und Japan verhalten sich noch abwartend, zeigen
sich aber interessiert.

24 Diese Position kann auch als Unterstiitzung fiir die Entstehung einer VN-Entwicklungs-
sdule ,von unten’ interpretiert werden: 2010 bis 2011 werden rund 75 Programmlénder ihre
UNDAFs erneuern. Durch zusitzliche finanzielle Anreize wie das Expanded Funding
Window des MDG-Achievement Funds baut man darauf, dass sich viele Linder und VN-
Linderteams freiwillig fiir Gemeinsame Programme entscheiden werden. Mittel- bis lang-
fristig fiihrt dies zu umwilzenden Strukturverinderungen: Im Idealfall hitte jedes Pro-
grammland ein einziges VN-Programm, an dem je nach Wunsch der Regierung eine Aus-
wahl an Fonds, Programmen und Sonderorganisationen beteiligt wiren. Ein VN-Vertreter
wiirde im Namen aller VN-Organisationen sprechen und wire verantwortlich gegentiber
Programmlandregierung (und VN-Aufsichtsgremien), dass die vereinbarten Entwick-
lungsziele erreicht wiirden. Ein einziger jdhrlicher Rechenschaftsbericht wiirde dafiir ver-
fasst. Der Finanzbedarf wire in einem einzigen Budgetrahmen formuliert und wiirde durch
die Kernhaushalte der beteiligten Organisationen, ggf. einem zusitzlichen Lander-Fonds,
und aus Mitteln des zu einem finanzstarken MDTF angewachsenen Expanded Funding
Window gedeckt, fiir den ggf. sogar ein Wiederauffiillungsmechanismus verhandelt wor-
den wire. Die Landerprogramme wiirden — im Idealfall — von einem einzigen Leitungs-
gremium verabschiedet.
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Alle DaO-Unterstiitzer aus der Gruppe der Industriestaaten befiirworten
eine moglichst groe Unabhingigkeit fiir die systemweite Evaluierung
der Pilotinitiative. Es sollen qualitativ hochwertige, fundierte und glaub-
wiirdige Ergebnisse erarbeitet werden, auf deren Basis Schlussfolgerun-
gen fiir eine mogliche Umsteuerung des VN-EZ-Systems gezogen werden
konnen.

In der Gruppe der Entwicklungsldnder bestehen extrem unterschiedliche
Ansichten hinsichtlich der DaO-Initiative. Alle Pilotlinder (Albanien,
Kapverdische Inseln, Mosambik, Pakistan, Ruanda, Tansania, Uruguay
und Vietnam), ebenso wie die sogenannten Selfstarter (etwa Benin, Bhu-
tan, Komoren, Papua Neu-Guinea, Kiribati, Malawi, Athiopien) sind
starke Beflirworter einer geeinten VN-Lénderpriasenz. Bei einem Treffen
im Oktober 2009 in Kigali haben sie festgestellt, es gébe keinen Weg
zuriick: “there is no going back to doing business in the manner prior to
the ,Delivering as One’ initiative” (UNDG 2009d). Auf der Basis von
positiven, landerspezifischen Evaluierungsergebnissen bekriftigten sie
dies erneut im Juni 2010 in Hanoi und drangen auf Verdnderungen auf
Hauptquartiersebene, die VN-Organisationen eine intensivere Zusam-
menarbeit erlauben wiirden (UNDG 2010b). Viele Mitglieder der afrika-
nischen Gruppe dullern Interesse, das DaO-Konzept selbst in Ginze oder
teilweise umzusetzen. Damit ist nicht nur die Hoffnung auf sinkende
Transaktionskosten, sondern auch auf umfangreichere Mittel verbunden.
Auch die ASEAN-Staaten duflern in offiziellen Statements ihre Unter-
stiitzung fiir das Pilotland Vietnam.

Diesen Befiirwortern in den Reihen der G-77 steht allerdings auch eine
Reihe von Gegnern gegeniiber, die bisher die Position der Gruppe domi-
nieren konnten. Dezentral organisierte und grofBflichige Staaten wie
Indien oder Malaysia haben kein Interesse daran, mit nur einem VN-
Ansprechpartner konfrontiert zu sein. Fiir sie wiirde dies keine Entlastung
sondern einen deutlichen Anstieg an Transaktionskosten bedeuten.
Gleichzeitig ist es Staaten wie China wichtig, aus der gesamten Ange-
botspalette des VN-Systems weiter auswihlen zu koénnen und nur
bestimmte Leistungen in Anspruch zu nehmen. Sollten einheitliche Lan-
derprogramme systemweit zum Tragen kommen, besteht die Befiirch-
tung, dass damit auch einheitliche Leistungspakete geschniirt werden, die
den Bediirfnissen und Vorlieben der Regierungen nicht in dem Maf ent-
sprechen wie aktuell mdglich. So wiirde nicht nur die souverdne Wahl-
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freiheit der Entwicklungslander eingeschridnkt, da einige Regierungen
von der Konkurrenz zwischen einzelnen VN-Organisationen durchaus
profitieren kdnnen. Auch der Einzug von Konditionalititen in die VN-EZ
wird befiirchtet, da angenommen wird, dass ein einziger VN-Verhand-
lungspartner ggf. starker von westlichen Interessen dominiert ware. Dar-
iiber hinaus besteht ein genereller Argwohn, dass sich hinter beabsichtig-
ten Effizienzsteigerungen Sparmafinahmen verbergen. Zudem lehnen
diese Staaten eine Losung, die alle Entwicklungslander iiber einen Kamm
schert, ab. Neben diesen inhaltlich motivierten Bedenken scheint die
starke Opposition von Agypten und Kuba gegen eine Vereinheitlichung
auf Landerebene auch von ilibergeordneten, machtspolitischen Motiven
angeleitet zu werden. Diese Haltung bietet die Mdoglichkeit, sich in der
eigenen Lindergruppe als meinungsstarker Anfiihrer gegen von Geber-
landern favorisierte Politik zu profilieren.

Zusitzlich zu der Gruppe der Befiirworter und jenen Staaten, die eine ein-
heitliche Landerpréasenz prinzipiell ablehnen, gibt es auch eine Reihe von
Staaten, die sich nicht klar positionieren. Zwar wiirden Lénder wie
Mexiko eine einheitliche VN-Prisenz fiir sich selbst ablehnen, sehen aber
aufgrund des Freiwilligkeitsprinzips keine Notwendigkeit, sich dagegen
auszusprechen.

Die DaO-Gegner waren darauf bedacht, die systemweite Evaluierung
wenn moglich einer Kontrolle durch die Generalversammlung zu unter-
stellen. 2009 forderten sie noch, dass Staaten eine groBle Rolle bei der
Formulierung der Evaluationskriterien spielen sollten. Dahinter steht
auch die Befiirchtung, dass ansonsten westliche DaO-Befiirworter Ein-
fluss auf die Zielvorgaben der Evaluierung nehmen konnten. Nachdem
die Generalversammlung 2009 die Verantwortung fiir die Evaluierung im
Prinzip dem Generalsekretir tibertragen hatte, wurde 2010 weiter darum
gerungen, wie eigenstindig der Generalsekretér die Evaluierungsmodali-
titen gestalten sollte und inwiefern Staaten in den Evaluierungsprozess
formell oder informell mit einbezogen wiirden. Die im Juli 2010 verab-
schiedete Resolution macht diesbeziiglich keine weiteren Vorgaben, bittet
den Generalsekretér aber, Staaten im weiteren Prozess mit einzubeziehen.
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6 Gemeinsame Positionen:
bisherige Ergebnisse und kiinftige Chancen

6.1 Gemeinsame Positionen

Trotz vieler Unterschiede treten die westlichen Staaten in den zwischenstaatli-
chen VN-Gremien in der Regel mit gemeinsamen und koordinierten Positionen
auf. Die Nahe zwischen den nordischen Staaten und den Niederlanden ist tradi-
tionell besonders grof, aber auch im groferen Kreis der Utstein-Gruppe gibt es
in vielen Aspekten iibereinstimmende Positionen®. Kleinere Staaten wie die
Schweiz oder Irland distanzieren sich bisweilen absichtlich von den anderen,
auch um besser eine Vermittlerrolle einnehmen zu kénnen. Kanada agiert in
enger Abstimmung mit Australien und Neuseeland (CANZ) und gibt seinen
Positionen oft einen anderen Akzent. Die USA und Japan haben bislang Son-
derrollen eingenommen und hielten sich oft distanziert, spielten allerdings in
der Regel auch keine besonders gewichtige Rolle. Die Rolle der USA wandelte
sich bei den Verhandlungen zur Einrichtung der neuen Frauen- und Genderor-
ganisation, bei denen sie mit wenig Riicksicht auf die européischen Staaten bila-
terale Absprachen mit den Entwicklungs- und Schwellenldandern eingingen, um
eine schnelle Organisationsgriindung herbeizufiihren.

GroBbritannien, Spanien, Norwegen und die Niederlande bilden die Kernunter-
stiitzergruppe fiir die Delivering as One-Pilotversuche und treten aktiv auf Lén-
der- und Hauptquartiersebene fiir eine Weiterentwicklung der Versuche ein. Vor
allem diese Staaten haben bisher gemeinsame Positionen mit DaO-Pilotldndern
und Selfstartern vertreten. Offentlichkeitswirksam haben GroBbritannien, die
Niederlande und Norwegen gemeinsam mit den afrikanischen Pilotldndern
Mosambik, Tansania, Malawi und spiter Ruanda die informelle ,,Gruppe der
Sieben‘ gegriindet. Sie tragen gemeinsame Statements zur Unterstiitzung des
DaO-Prozesses in EZ-Aufsichtsgremien wie der Weltgesundheitsversammlung,

25 Die Utstein-Gruppe wurde 1999 von den Entwicklungsministerinnen der Niederlande,
Deutschlands, Norwegens und Grofbritanniens ins Leben gerufen. Sie ist liber die Jahre
deutlich gewachsen und umfasst nun zusitzlich Schweden, Kanada, Frankreich, Spanien,
Irland, Belgien, Finnland, Schweiz, Dédnemark und Irland. Einmal im Jahr halten Utstein-
Staaten gemeinsame Konsultationen mit den Fonds und Programmen ab und stehen dar-
iiber hinaus in engem Austausch sowohl in New York also auch auf Regierungsebene.
Utstein-Staaten betrachten sich als gleichgesinnte Geberstaaten, auch wenn ihre Positionen
im Detail abweichend sein konnen.
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dem UNDP/UNFPA-Aufsichtsrat, dem UNICEF-Aufsichtsrat oder der Gene-
ralversammlung vor. Beim Joint Board Meeting im Januar 2010 erhielt das
DaO-Pilotland Tansania noch breitere Unterstiitzung fiir sein Anliegen, zu
einem spdteren Zeitpunkt ein Gemeinsames Landerprogramm zur Billigung
vorzulegen. In einem gemeinsamen Statement sprachen Australien, Neusee-
land, Belgien, Niederlande, Luxemburg, Déanemark, Finnland, Schweden,
Frankreich, Deutschland, Slowenien, Spanien, GroBbritannien, Irland, die Pilot-
lander Ruanda, Cap Verde, Malawi, Papua Neuguinea, Uruguay und die USA
ihre Unterstiitzung fiir das Vorhaben Tansanias aus. Auch die afrikanische
Gruppe unterstiitze das Anliegen durch einen positiven Wortbeitrag.

Dass Industrie- und Entwicklungslénder ,,lageriibergreifend* in den Aufsichts-
gremien thematisch Position beziehen, ist ansonsten eher selten. Allerdings ist
nicht zu vernachldssigen, dass sich beide Seiten in den letzten drei Jahren sub-
stantiell angendhert haben. Die TCPR-Resolution der Generalversammlung von
2007 legt die Grundprinzipien der VN-EZ fest und wurde im Konsens zu einem
Zeitpunkt verabschiedet, an dem der Bericht des HLPs fiir grole Kontroversen
in der Generalversammlung sorgte. Und auch in den Aufsichtsgremien einzel-
ner EZ-Organisationen haben Entwicklungs- und Industrieldnder gemeinsam
begonnen, die Organisationen auf groflere Harmonisierung und Ergebnisorien-
tierung zu verpflichten.

Entwicklungs- und Schwellenlédnder koordinieren ihre Anliegen in der Gruppe
der 77 und der Blockfreien Bewegung. Beide Gruppen werden nach wie vor
von den Schwellenldndern wie Indien und Brasilien oder ideologisch motivier-
ten Staaten wie Kuba oder Agypten dominiert. AuBenpolitische Motive iiberla-
gern dabei oft entwicklungspolitische Interessen. Damit geben Lénder den Ton
an, fiir deren Entwicklung EZ generell und die EZ der VN im Besonderen keine
grofle Bedeutung hat. Dies ist auch deswegen mdglich, weil die meisten natio-
nalen Vertretungen von Auflenpolitikexpert(inn)en besetzt sind und relativ
unabhéngig von Anweisungen aus den Hauptstddten agieren konnen. Allerdings
wird der Koordinierungs- und Einigungsprozess innerhalb der G-77/NAM
zunehmend kontrovers. Afrikanische Staaten wie die Pilotlinder Mosambik,
Tansania oder Ruanda zeigen sich unzufrieden mit der Verhandlungsstrategie
der G-77 und wiinschen sich mehr Freiraum, damit Fortschritte bei der DaO-
Initiative auf freiwilliger Basis ermdglicht werden. Auch regt sich Unwillen
gegeniiber den G-20 Mitgliedern. Dies wurde bei den Klimaverhandlungen in
Kopenhagen deutlich, wo der sudanesische Sprecher der G-77 Siidaftrika dafiir
kritisierte, dass es die Einheit der afrikanischen Gruppe aufbreche.
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6.2 Chancen gemeinsamer Positionen zu weiterreichenden
Reformoptionen

Externe Reformdimension

Rund fiinf Jahre nachdem westliche Staaten der Hochrangigen Experten-
gruppe zur systemweiten Kohidrenz ihre Wiinsche nach fundamentalen
institutionellen Verdnderungen unterbreiteten, scheint sich angesichts des
starken Widerstands aufseiten einiger Entwicklungs- und Schwellenlénder
der politische Wille fiir derartig umwélzende Restrukturierungen im
Bereich EZ erschopft zu haben. Es ist nicht gelungen, alle Staaten davon zu
iiberzeugen, dass eine solche Rationalisierung der EZ-Strukturen letztend-
lich die VN stidrken wiirde und daher im Interesse aller liegt. Die Reform
der Entwicklungszusammenarbeit der VN ist keine ,,Chefsache mehr, son-
dern wird auf Expertenlevel und ohne hochrangige Aufmerksamkeit ver-
handelt, wobei der DaO-Prozess und die Einrichtung der neuen Frauen- und
Genderorganisation am meisten Aufmerksamkeit erfahren.

Es ist auf absehbare Zeit schwer vorstellbar, dass vorherrschende Dynami-
ken in der Generalversammlung oder im ECOSOC aufgebrochen werden
und sich Staaten darauf verstindigen konnen, die operative Angebotspalette
des VN-EZ-Systems explizit einzuschrianken und einzelne EZ-Organisatio-
nen abzuschaffen oder miteinander zu verschmelzen. Dafiir gibt es unter-
schiedliche Griinde: Einige Schwellenlander und radikale Befiirworter
einer neuen Weltordnung werden sich auch weiterhin der Diskussion um
komparative Vorteile im westlichen Sinne verweigern, da dies in ihren
Augen die VN noch weiter marginalisieren wird. Aus Perspektive der Ent-
wicklungslander gilt es, die Zustdndigkeiten des VN-Systems auszuweiten
und an den prinzipiellen Kompetenzen im Bereich Handel, Finanzen etc.
festzuhalten. Dies ist mit den Vorstellungen der Industriestaaten nicht ver-
einbar. Aber auch innerhalb der EU und der Gruppe der Industriestaaten
insgesamt diirfte es problematisch sein, sich auf abzuschaffende Themen-
felder oder gar abzuschaffende Organisationen zu einigen. Auch hat die
Einrichtung von UN Women gezeigt, dass Entwicklungs- und Schwellen-
lander darauf dringen werden, ihr Stimmgewicht in etwaigen neuen Orga-
nisationsstrukturen zu vergrofern. Dies steht den Interessen der Industrie-
lander entgegen und wird moglicherweise ihre Rationalisierungsabsichten
weiter abmildern. Nicht zuletzt wird die Entscheidungsfindung in New
York auch weiterhin stark von nicht entwicklungspolitischen Aspekten
beeinflusst werden.
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Das bedeutet aber nicht, dass in Zukunft keine thematischen Weichen hin-
sichtlich des EZ-Profils der VN-Organisationen gestellt werden. Allerdings
geschieht dies vor allem dezentral durch die Allokation von Mitteln, durch
Bedarfsformulierung in Entwicklungslandern und Entscheidungen der Auf-
sichtsgremien einzelner Organisationen.

¢ Industriestaaten werden weiterhin die Allokation von EZ-Mitteln nutzen,
um die VN-EZ in ihren favorisierten Bereichen (z. B. Klimawandel, fra-
gile Staaten) zu stirken. Gleichzeitig unternehmen sie Anstrengungen,
kleinteilige programm- und projektspezifische Finanzierung zu reduzie-
ren. Lander mittleren Einkommens werden bestimmte Leistungen vom
VN-System einfordern und damit thematische Prioritdten ,,von unten‘
setzen.

* Die DaO-Initiative stirkt die Ownership der Regierungen kleiner Pro-
grammlander und wird diesbeziiglich zu Fortschritten fithren kénnen.
Gleiches gilt fiir andere Programmlénder, auch wenn weiterhin nicht alle
Regierungen den VN-Landerteams klare Priorititen vorgeben konnen.

* Die neuen UNDAF-Richtlinien halten VN-Lénderteams an, die kompa-
rativen Vorteile ihrer Dienste starker herausstellen. Auch in Geberrunden
in Entwicklungsldndern wird das VN-System auf Landerebene gedrangt
werden, seine Rolle genauer zu definieren.

* Nicht zuletzt werden die Aufsichtsgremien der jeweiligen Organisatio-
nen weiter Entscheidungen treffen, die die thematische Konzentration
der jeweiligen Organisationen weiter voranbringen konnen. Gemein-
same Positionen von Entwicklungsldndern und Industriestaaten steht in
den organisationsspezifischen Aufsichtsgremien weit weniger entgegen
als in der Generalversammlung und dem ECOSOC.

Richtungsweisende Entscheidungen der Generalversammlung, die etwa
auf der Basis eines Expertenberichts zur Rationalisierung des VN-EZ-
Angebots getroffen worden wéren (wie vom HLP vorgesehen), hitten
sicherlich einen katalytischen Effekt gehabt. Allerdings stiinde die
Umsetzung der Entscheidungen vor dhnlichen Herausforderungen wie
die nun erfolgende inkrementelle Reform. Das kleinteilige Umsteuern in
den jeweiligen Aufsichtsgremien ist zwar darauf angewiesen, dass Ent-
wicklungs- und Industrieldnder sich im Groben auf gemeinsame Stof3-
richtungen einigen konnen. Die besondere Herausforderung des dezen-
tralen Vorgehens liegt aber darin, es kohédrent zu gestalten. Dafiir ist es
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notwendig, dass Staaten in den unterschiedlichen Aufsichtsgremien
systemweit eine einheitliche Politik vertreten. Landwirtschafts- oder
Gesundheitsexperten miissen sich genau mit ihren fiir UNDP, UNICEF
oder anderen Gremien zustdndigen Kolleg(inn)en absprechen, damit
etwa Sonderorganisationen nicht weiter ermuntert werden, ihr operatives
Engagement auf neue Gebiete auszuweiten. Die multilateralen Strategie-
papiere, die eine zunechmende Anzahl von westlichen Staaten verfasst,
konnten diesem Ziel zutrdglich sein. Problematisch bleibt allerdings,
dass Industriestaaten auf absehbare Zeit durch ihre Finanzierungsent-
scheidungen die Definition der komparativen Vorteile der VN-EZ wei-
terhin dominieren werden.

Vier Prozesse konnten die Ausgangsvoraussetzungen fiir groe Reform-
schritte in den ndchsten Jahren positiv verdndern.

* Die DaO-Initiative kdnnte dazu beitragen, dass sich kleinere Entwick-
lungslénder 6fter zu Wort melden und ihr Interesse an einer effektiveren
VN-EZ stirker artikulieren. Dadurch konnten noch stirker als bisher
themenspezifische Koalitionen zwischen Entwicklungsldndern und
Industriestaaten mdglich werden, die Kompromisse moglich machen.

* Entwicklungs-, Schwellen- und Industrieldnder kdnnten sich im Devel-
opment Cooperation Forum auf breite entwicklungspolitische Grund-
sdtze einigen, die auch in Bezug auf die VN-EZ allgemeine Giiltigkeit
hitten. Eine solche gemeinsame Basis konnte eine gute Berufungs-
grundlage darstellen, um eine pragmatische Reform der VN-EZ zu
ermdglichen.

* Die Reform der VN-EZ konnte von Reformprozessen in anderen Politik-
feldern und der damit einhergehenden hohen politischen Aufmerksamkeit
profitieren. Die Stirkung der globalen Umweltarchitektur (Swart / Perry
2007), ebenfalls im Fokus des HLPs, gewinnt aktuell an Momentum. Es
scheint im Bereich des Moglichen, dass sich die Mitgliedsstaaten auf ein
institutionelles Modell einigen kdnnen, das den VN erlaubt, mit einer ein-
heitlichen Stimme, politischem Gewicht und fachlicher Autoritit im
Bereich Umwelt aufzutreten. Da groBe Uberschneidungen in der Ent-
wicklungs- und Umweltagenda, insbesondere im Bereich Klimawandel,
bestehen, ist es schon aus fachlicher Sicht nétig, dass beide Reformpro-
zesse nicht losgeldst voneinander vorangetrieben werden.
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* Nicht auszuschlielen ist aulerdem, dass sich der Bedeutungszuwachs,
den die G-20 anlésslich ihres Wirtschafts- und Finanzkrisenmanage-
ments geniefen, in einen verstirkten Reformdruck auf die Vereinten
Nationen iibersetzt und dadurch groBere Moglichkeit fiir Kooperation
und Konsens schafft.

Interne Reformdimension

Beziiglich der internen Reformdimension scheinen gemeinsam Positionen
eher in Reichweite. Dies zeigte sich in der im Juli 2010 ausgehandelten
SWC-Resolution. Der inkrementelle Reformprozess ist bereits im Gange,
auch wenn er durchaus beschleunigt werden kann. Die TCPR-Resolutionen
der Generalversammlung von 2004 und 2007 haben ein gemeinsames Ver-
standnis der Grundprinzipien der EZ der VN etabliert, das die Basis fiir
mehr Harmonisierung und Koordinierung innerhalb des VN-Systems vor-
gibt. Die nidchste Quadrennial Comprehensive Policy Review (QCPR)-
Resolution steht 2011 an.?® Damit der bereits erzielte Konsens erhalten und
noch weiter ausgebaut werden kann, wird es notig sein, dass auch Indu-
strieldnder Zugestdndnisse demonstrieren. Die Monterrey-Verpflichtungen
und der Nachweis, dass ernsthafte Anstrengungen unternommen werden,
um das 0,7-Prozent-Ziel zu erreichen, besitzen diesbeziiglich groflien Sym-
bolcharakter.

Harmonisierung

Die letzten beiden TCPR-Resolutionen der Generalversammlung geben ein
breites Mandat fiir stédrkere Bemiithungen um Vereinfachung und Harmoni-
sierung im VN-System. Die organisationsspezifischen Aufsichtsriate und
der ECOSOC sind momentan diejenigen Foren, in denen die systemweite
Harmonisierung durch zwischenstaatliche Entscheidungen vorangetrieben
wird. In den letzten Jahren wurden einvernehmlich Entscheidungen getrof-
fen, die Fonds und Programme administrativ ndher zusammenfiihren.
UNDP, UNFPA und UNICEF etwa wurden aufgefordert, auf ein gemeinsa-
mes Budget hinzuarbeiten und ihre strategischen Rahmenplanung zu syn-
chronisieren. Diese und dhnliche Entscheidungen waren deutlich leichter
herbeizufiihren als Grundsatzentscheidungen in der Generalversammlung.
Nun sind vor allem einen langen Atem und kohérente Politik notig, um

26 2008 entschied die Generalversammlung, dass die bisher alle drei Jahre verhandelte Reso-
lution in einen vierjdhrigen Rhythmus tiberfiihrt wird.
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durch die Nutzung bestehender Mechanismen weitere Fortschritte zu erzie-
len. Auch hier erfordert dies viel Engagement, Disziplin und Kohérenz der
nationalen Politik in den unterschiedlichen Entscheidungsgremien. Auch
Deutschland kann die strategische Reformorientierung und Kohérenz der
eigenen Politik gegeniiber der VN in den jeweiligen Exekutivgremien der
Fonds, Programme und Sonderorganisationen noch verbessern und damit
die Reformen aktiver vorantreiben (vgl. auch Vatterodt 2007, 79).

Finanzierung

Gemeinsame Positionen zeichnen sich in Bezug auf einige Finanz- und
Effizienzfragen ab. Schwellenldnder und Léander mittleren Einkommens
machen immer deutlicher, dass das VN-System die zur Verfiigung gestell-
ten Mittel kosteneffizient nutzten muss. Industrieldnder mit hohem Non-
Core Anteil und Schwellenlénder, die selbstunterstiitzende Beitrdge zahlen,
eint das Interesse, moglichst geringe Verwaltungskosten an die durchfiih-
renden VN-Organisationen zahlen zu miissen. Sollte diese Koalition in
einem stirkeren Druck auf VN-Organisationen zu Kostensenkung resultie-
ren, konnen negative Konsequenzen fiir den multilateralen Charakter des
VN-Systems auftreten. Angesichts der niedrigen Kernhaushalte sollten die
VN-Organisationen eher hohere Verwaltungskosten aufschlagen, um ihre
Kernaufgaben und Mandate zu schiitzen.

Differenzen bleiben weiterhin bestehen in Bezug auf die Finanzierung von
Reformprojekten und Koordinationsaufgaben. Entwicklungsldnder haben
generell ein grof3es Interesse daran, dass ein moglichst grofer Anteil der Mit-
tel fiir Programmarbeit zur Verfligung steht. Einerseits deckt sich dies mit
Geberinteressen nach Kosteneffizienz. Andererseits bedeutet dies, dass Ent-
wicklungsldnder der Finanzierung von Koordinationsaufgaben (etwa Stér-
kung des Resident Coordinator-Systems) aus Kernmitteln ablehnend gegen-
tiber stehen. So lange das Missverhiltnis zwischen Kernmitteln und zweckge-
bundenen Beitrdgen besteht, werden Industriestaaten weiter Reformen durch
zweckgebundene Mittel (wie Beitrdge zum UNCCF) finanzieren miissen.

Grofe Differenzen gibt es auch hinsichtlich der Gestalt eines nachhaltigen
Finanzierungsmodells fiir die VN-EZ. Hier haben zunéchst einmal die tra-
ditionellen Geberstaaten Schwierigkeiten, sich zu einigen. Zu gro8 ist das
Spannungsverhéltnis zwischen den Prinzipien der Freiwilligkeit, Verldss-
lichkeit, gerechter Lastenteilung, Flexibilitdt und angemessener Hohe. Die
Forderung der G-77/NAM nach einem generellen Zuwachs an Mitteln fiir
VN-EZ steht ebenfalls einer zwischenstaatlichen Einigung entgegen.
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Governance

Der Wunsch von Industrie- und Entwicklungslandern, den eigenen Einfluss
in den VN zu bewahren bzw. zu steigern, wird auf absehbare Zukunft fun-
damentalere Verdnderungen in Governance-Fragen erschweren oder gar
verhindern. Hier bestehen kaum Moglichkeiten fiir lageriibergreifende the-
matische Koalitionen, da sowohl Industrie- als auch Entwicklungsldnder
die Fragen vor allem aus einer machtpolitischen Perspektive angehen. Fri-
schen Wind in die Verhandlungen konnten Uberlegungen fiir neue Gover-
nance-Gremien bringen, deren Zusammensetzung nicht mehr ausschlief3-
lich auf geografischer Basis bestimmt wiirde. Stattdessen wiirden die ver-
schiedenen Stakeholder wie LDCs, MICs und fragile Staaten Sitze erhalten,
und Industriestaaten und ggf. auch Schwellenlédnder miissten sich ihren Sitz
durch gutes Geberverhalten verdienen. Ein dhnliches Modell wurde bei der
2005 eingerichteten Kommission fiir Friedenskonsolidierung versucht
(Weinlich 2006). Auch bei der neuen Organisation UN Women werden
sechs Sitze auf einer solchen Verdienstbasis vergeben: Vier Sitze erhalten
die groBten Beitragszahler aus dem Kreis der traditionellen Geber, zwei
Sitze gehen an Geberstaaten des Siidens. Allerdings bréuchte es u. a. star-
ken Druck von Staats- und Regierungschefs, um ein solches Unterfangen
durchsetzen zu konnen.

Delivering as One

Der DaO-Prozess erfahrt zurzeit die nachhaltigste politische Unterstiitzung
von Seiten der Industriestaaten. Auch wenn nicht alle untersuchten Staaten
sich finanziell an der Férderung der Reformen auf Landerebene beteiligen,
so zweifelt bisher kein westlicher Staat daran, dass die Pilotinitiative in die
richtige Richtung weist. Noch liegen keine fundierten Evaluierungen iiber
die Kosten und Nutzen der Pilotversuche vor. Es ist zu erwarten, dass die-
jenigen Staaten, die zurzeit den Grofiteil der finanziellen Biirde der Pilot-
versuche tragen, nach Vorlage der Evaluierungen um eine Verbreiterung der
Unterstiitzerbasis werben werden. Dies ist auch aus Nachhaltigkeitsgriin-
den notwendig. Nur wenn die DaO eine breite Unterstiitzung erhélt, kann
sich die reformkatalytische Wirkung weiter entfalten. In Detailfragen kann
es aber durchaus zu Einigungsschwierigkeiten innerhalb der Gruppe der
Industriestaaten kommen. Bei Finanzierungsfragen sind die Divergenzen
am offensichtlichsten, aber auch andere Themen wie die Einbindung der
Sonderorganisationen werden moglicherweise zu Kontroversen fithren.
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Innerhalb der G-77 scheint der Widerstand gegen die DaO-Prozesse an
Unterstiitzung zu verlieren. Von UNDG verlautet es, dass sich viele klei-
nere Entwicklungsldnder bei der anstehenden Neuformulierung ihrer
UNDAFs fiir DaO-Elemente entscheiden. Dies ldsst hoffen, dass es den
Staaten gelingen wird, nach Vorlage der Evaluierungsergebnisse gemein-
sam zu entscheiden, ob und inwiefern DaO ein Modell fiir die Zusammen-
arbeit der VN-EZ auf Landerebene ist. Der Erfolg wird auch davon abhdn-
gen, ob das DaO-Modell Attraktivitét fiir groere Staaten und Staaten mitt-
leren Einkommens besitzt.

7 Schlussfolgerungen fiir die Bundesregierung

Die vorliegenden Untersuchungen haben ergeben, dass der Reformprozess
der Entwicklungszusammenarbeit des VN-Systems nicht nur notwendig ist,
sondern voranschreitet, auch wenn er mit vielen Schwierigkeiten konfron-
tiert ist. Auf Hauptquartierebene erschweren die fundamental unterschied-
lichen Vorstellungen iiber die Rolle der Vereinten Nationen im Bereich
Wirtschaft und Finanzen den Reformprozess auf der operativen Ebene
nachhaltig. Was aus westlicher Perspektive oft als ,,Politisierung® ver-
meintlich technischer Fragen wahrgenommen wird, ist aus der Perspektive
vieler Entwicklungsldnder die legitime Forderung nach der Stirkung der
einzigen multilateralen Organisation, in der sie ihre Interessen gleichbe-
rechtigt artikulieren konnen. Auch wenn dabei nicht alle Entwicklungslén-
der die oft polarisierende Rhetorik der G-77-Meinungsfiihrer in Bezug auf
Sachfragen teilen, so garantiert eine gewisse Linientreue, dass ihre Interes-
sen in anderen VN-Foren geschiitzt werden. Letztendlich schrankt dieser
Grundkonflikt nach wie vor die thematischen Koalitionen ein, die zwischen
Entwicklungsldndern und Industriestaaten gebildet werden kdnnen

Aber es sind nicht nur die Divergenzen hinsichtlich der Prioritéiten, Interes-
sen und nicht zuletzt Fahigkeiten der 192 nationalen Vertretungen in New
York, die den Reformprozess erschweren. Mit rasant angestiegenen zweck-
gebundenen Beitrdgen tragen viele westliche Geber substanziell zu jenen
Kohirenzproblemen bei, denen sie durch institutionelle Veranderungen bei-
kommen wollen. Auch die Praxis der selbstunterstiitzenden Beitridge, die in
Landern mittleren Einkommens an Popularitit gewinnt, schafft negative
Anreize fiir eine Fokussierung einzelner VN-Organisationen.
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Dennoch schreitet der Reformprozess voran, auch wenn er eher inkremen-
teller Natur ist. Dies muss zunéchst nicht negativ sein, da der langwierige
Konsultationsprozess der letzten Jahre zumindest dazu gefiihrt hat, dass
sich alle Staaten auf eine gemeinsame Reformagenda verstandigt haben, die
viele Elemente des HLP-Berichts enthélt. Die Griindung von UN WOMEN
und die Verabschiedung einer Reihe von kleinteiligeren Vorschldgen in den
anderen SWC-Bereichen hat gezeigt, dass eine Einigung, vor vier Jahren
noch weit entfernt, nun prinzipiell moglich ist. In den Aufsichtsriten und in
der Generalversammlung wurden Weichen gestellt, die die administrative
Vereinheitlichung des VN-Systems vorantreiben und die Ergebnisorientie-
rung verstiarken. Wenn derartige Entscheidungen verstetigt werden und auf
ihre Umsetzung gedrungen wird, kann eine deutliche Verbesserung gegen-
iiber dem Ist- Zustand erzielt werden. Neben dieser inkrementellen Evolu-
tion haben die Konsequenzen des Delivering as One-Prozesses auf Lander-
ebene moglicherweise revolutiondres Potenzial. Sollten in den ndchsten
Jahren immer mehr Programmlinder freiwillig das DaO-Modell wéhlen,
wird sich die EZ der Vereinten Nationen deutlich verdndern.

Die erfolgreiche Reform der VN-EZ liegt im nationalen Eigeninteresse
Deutschlands.

1. Sie ist unter entwicklungspolitischen Vorzeichen notwendig. Die VN
muss Uber leistungsfihige EZ-Strukturen verfiigen, damit sie wirkungs-
voll zur Antwort auf die globalen entwicklungspolitischen Herausforde-
rungen beitragen kann, die durch bilaterale Anstrengungen alleine nicht
zu bewiltigen sind. Die VN koénnen und miissen eine wichtige Rolle bei
den nun verstirkt nétigen Bemiithungen zur Umsetzung der Millenium-
Entwicklungsziele spielen. Auch unter den Vorzeichen des Klimawandels
muss die VN-EZ ihre Stirken besser ausspielen. Nicht zuletzt miissen
begrenzte Ressourcen wirksamer eingesetzt werden.

2. Sie ist notwendig, weil damit die VN mittelbar als Forum der Weltpoli-
tik und als Grundpfeiler der Global Governance-Architektur gestérkt
werden. Fiir Entwicklungs- und Schwellenldnder stellt die Entwick-
lungsarbeit der Weltorganisation einen zentralen Akzeptanzfaktor dar.
Ein Riickzug der Industriestaaten aus der VN-EZ —mogliche Konse-
quenz einer gescheiterten Reform — konnte dazu fiihren, dass Koopera-
tion und Konsens auch in jenen Bereichen deutlich schwerer werden, in
denen auch Industrielédnder starkeren Bedarf an multilateralem Vorgehen
sehen. Dabei sind auch in Zeiten der G-8/G-20 eine starke VN von fun-
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damentaler Bedeutung. Um Katastrophen wie die globale Erderwér-
mung abzuwenden, um weiterhin in Stabilitdt, Wohlstand und Sicherheit
leben zu konnen, gibt es fiir Deutschland keine Alternative zu einem
multilateralen Vorgehen. Weltweite Interdependenzen schrinken nicht
nur die Gestaltungsmacht einzelner Staaten deutlich ein. Sie machen
auch globale Problemdefinitionen und -16sungen unabdingbar, wie durch
die Wirtschafts- und Finanzkrise erneut unter Beweis gestellt. Auch in
anderen Politikfeldern — Klima und Umwelt, Sicherheit, Migration —
nimmt der globale Problemdruck drastisch zu. Seit dem Krisenmanage-
ment durch die G-8/G-20 scheinen die VN ins Hintertreffen zu geraten.
Mittel- und langfristig allerdings hiangt auch die Effektivitdt der G-20
von ihrer Legitimitdt und ihrer Zusammenarbeit mit als legitim angese-
henen Global Governance-Institutionen ab. Die VN sind eine solche
Institution, auch wenn sie hinsichtlich der schnellen Entscheidungsfin-
dung mit den Club-Governance-Mechanismen nicht mithalten kénnen.
Dafiir bietet sie aber nicht nur wirtschaftlich schwicheren Akteuren die
Chance, sich an Debatten und Initiativen zur politischen Gestaltung der
Globalisierung zu beteiligen. Die VN stehen auch fiir eine verrechtlichte
Weltordnung, die auf universal giiltigen und verbindlichen Normen und
Regeln aufbaut. Durch die Vorherrschaft des Rechts werden Schwéchere
vor der Machtpolitik der Starken geschiitzt. Diese aus zwei Weltkriegen
geborene Errungenschaft — so unvollkommen sie in der Realitdt auch
sein mag — gilt es vor Renationalisierungstendenzen zu schiitzen und zu
starken.

3. Sie ist notwendig, damit die VN erfolgreich in anderen Politikfeldern
agieren kann. Die Arbeit der VN in den Bereichen Menschenrechte,
Friedenssicherung und -konsolidierung, Uberwachung von Atomanlagen
oder Streitschlichtung und Meditation basieren auf der Reputation der
VN als inklusive, neutrale und legitime Organisation. Diese Reputation
wird durch eine effektive und nachhaltige Entwicklungszusammenarbeit
des VN-Systems gestérkt.

Die Bundesregierung bekennt sich im Koalitionsvertrag von 2009 zur Stir-
kung der VN und kiindigt ihren Einsatz fiir eine umfassende Reform an.
Dieser Einsatz sollte sich nicht auf die Reform des Sicherheitsrats
beschrinken, sondern durch ein stirkeres Engagement bei der VN-EZ und
deren Reform zum Ausdruck gebracht werden. Jedoch ist Deutschland
momentan in vielen Bereichen eher ein Mitldufer im Reformprozess, als
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dass es aktiv dessen Richtung mitbestimmt. Damit die Reformen der VN-
EZ auch von deutscher Seite starker vorangebracht werden, werden fol-
gende Empfehlungen in Bezug auf das deutsche Verhalten formuliert.

1. Beitrdge steigern, um Gestaltungsspielraum zu erhalten und auszubauen

Der deutsche Gestaltungsspielsraum in den Vereinten Nationen wird durch
die im internationalen Vergleich sehr geringe Hohe der deutschen finan-
ziellen Beitrdge eingeschrinkt. Die Glaubwiirdigkeit und das Gewicht, mit
dem Deutschland seine Anliegen in den EZ-Aufsichtsgremien, aber auch in
anderen VN-Foren artikulieren kann, werden durch die relativ geringe Bei-
tragshohe geschwicht. Zu zwei Kernbereichen der System-wide coherence-
Agenda kann Deutschland aktuell keine richtungweisenden Beitrage lei-
sten: Beim Thema Finanzierung erscheinen deutsche Vorschlige fiir eine
nachhaltigere und vorhersagbare Finanzierung im Lichte von Kiirzungen
und Beitragszahlungen auf jéhrlicher Basis unglaubwiirdig. Auch bei der
DaO-Initiative erfolgt — abgesehen von UNCCF-Beitrdgen — bisher aus-
schlieBlich politische Unterstiitzung. Hier zeigt sich ein zweiter Nachteil
der geringen Beitragshohe Deutschlands: Wiahrend andere Geber ihren
politischen Reformpriorititen auch durch finanzielle Anreize und Unter-
stiitzung Nachdruck verleihen kénnen, hat Deutschland diese Flexibilitdt
nicht. Auch das erschwert eine aktive Einflussnahme auf die Steuerung der
VN-Organisationen und auf VN-Reformprozesse.

Die deutschen freiwilligen Leistungen an das VN-System entsprechen seit
Jahren nicht dem, was Deutschland dank seiner Wirtschaftskraft und der
generell multilateralen Ausrichtung zahlen konnte und sollte. Dass
Deutschland weltweit drittgroter ODA-Geber ist, ist in den VN nicht zu
spiiren. Gruppiert nach dem Verhiltnisses zwischen der Hohe der freiwilli-
gen Beitrdge und dem Bruttonationaleinkommen lag Deutschland 2008 auf
Platz 25. 2010 wurden die bereits geringen Leistungen abermals substan-
ziell um mehr als 10 Mio. € abgesenkt, was einer mehr als zehnprozentigen
Kiirzung entspricht. Obwohl auch andere Lander, etwa Irland und Italien,
auf Grund der Wirtschafts- und Finanzkrise ihre freiwilligen Leistungen an
das VN-System drastisch gesenkt haben, wird Deutschland in der Rangliste
der Beitrdge 2010 weiter abfallen. Bereits 2009 kam es bei UNDP nur noch
auf den elften Platz, bei UNICEF auf Platz 15.

* Die Bundesregierung will sich fiir stirkere Effektivitdt und Effizienz
multilateraler Organisationen einsetzen. Damit dieses Engagement im
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Fall der VN-EZ erfolgreich sein kann, bedarf es einer Anhebung der
deutschen Leistungen fiir VN-EZ auf das vor einigen Jahren iibliche
Niveau, mit der Perspektive, zusétzliche Mittel fiir Reformprioritaten
bereitzustellen. Nur so kann strategisch der Reformprozess einzelner
Organisationen unterstiitzt und mehr Einfluss fiir groBBere Effektivitit
und Effizienz genommen werden.

Der Steigerung der deutschen Beitrége steht die Festlegung des Haushaltaus-
schusses des Deutschen Bundestages und der Koalitionsvertrag der Bundesre-
gierung entgegen. Demnach sollen nicht mehr als ein Drittel der deutschen
EZ-Leistungen an multilaterale Organisationen und die EU flieen
(CDU/CSU / FDP 2009, 129). Damit nimmt sich die Bundesregierung die
Chance, multilaterale EZ-Gelder auf der Basis strategischer Uberlegungen
etwa zur Ausgestaltung der multilateralen EZ-Architektur oder beziiglich des
Schutzes und der Bereitstellung globaler Kollektivgiiter zu vergeben. Statt-
dessen orientiert sie sich an einer arbitrdren anteiligen Festlegung, die gerade
in Zeiten stagnierender ODA-Zahlen kaum Gestaltungsspielraum lassen wird.

In der Praxis wirkt sich die Drittel-Vorgabe vor allem negativ auf eine strate-
gische deutsche Politik gegeniiber den Vereinten Nationen aus: Die VN erhal-
ten allzu oft den Residualbetrag, der nach der Verteilung der (mehrjéhrig zuge-
sagten) Mittel fiir EU, Weltbank und Entwicklungsbanken {ibrig bleibt. Ein
herausragender Anteil geht dabei an die EU, deren EZ anderen politischen
Logiken folgt als die von VN, Weltbank oder regionalen Entwicklungsbanken,
da Entwicklungslédnder nicht an Entscheidungsprozessen teilhaben. Aufgrund
von Finanzierungszusagen im Rahmen der G-8/G-20-Treffen (etwa fiir den
Kampf gegen die Kinder- und Miittersterblichkeit) ist zu erwarten, dass die
Summe fiir frei gestaltbarere multilaterale Ausgaben in den kommenden Jah-
ren noch geringer ausfallen wird.

» Die Aufteilung zwischen bi- und multilateralen Geldern sollte in der Regie-
rung und im Haushaltshausschuss des Bundestages neu diskutiert und defi-
niert werden. Dies ist nicht nur unter VN-Gesichtspunkten zu empfehlen.
Auch die Umsetzung der aus der Paris- und Accra-Agenda resultierenden
Vorgaben fiir eine stirkere Arbeitsteilung und thematische Konzentration
konnte von einem stirkeren multilateralen Engagement profitieren. Hier ist
allerdings einiger politischer Widerstand zu erwarten, um so mehr, da es
nach wie vor an Daten mangelt, die géngige Vorurteile gegeniiber multila-
teraler Entwicklungszusammenarbeit widerlegen konnten.

130 Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik



Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen

e Zudem ist zu priifen, ob an der Ablehnung der mehrjdhrigen Beitrage fir
VN-Organisationen weiter festgehalten werden kann. Es gibt keine haus-
haltsrechtliche Grundlage, die der Bundesregierung verbieten wiirde, sich
gegeniiber VN-Organisationen freiwillig auf mehrjdhrige Beitrage festzu-
legen. Stattdessen ist es eine politische Entscheidung, die nicht nur die
deutsche Forderung nach mehr Effektivitit und Effizienz des VN-System
unterminiert. Die Ablehnung, VN-Organisationen Beitrdge tiber mehrere
Jahre zuzusagen, sto3t auf Unverstindnis bei den EU-Partnern und anderen
gleich gesinnten Gebern und wirkt sich negativ auf den deutschen Gestal-
tungsspielraum aus.

2. Den Delivering as One-Prozess unterstiitzen, um das Reform-Momentum zu
nutzen

Die Zukunft des DaO-Prozesses ist von strategischer Bedeutung fiir die wei-
tere Reform der VN-EZ. Dadurch, dass der Reformprozess auf zwischenstaat-
licher Ebene mit den Entwicklungen auf Lénderebene nicht Schritt hilt, steht
eine wahrscheinlich einige Jahre dauernde fragile Transformationsphase
bevor, die entscheidend fiir das Gelingen dieses Reformvorstofles sein wird.
Nur wenn der DaO-Prozess einen erkennbaren Nutzen fiir die Programmlén-
der z. B. hinsichtlich gestirkter Ownership, gesenkten Transaktionskosten,
aber wahrscheinlich auch gesteigerter Finanzierungsmoglichkeiten mit sich
bringt, kann von unten ein Momentum entstehen, das einen Umschwung
sowohl auf zwischenstaatlicher Ebene als auch ein Umdenken einiger reform-
averser VN-Organisationen ermdglichen wird. Dabei ist auch damit zu rech-
nen, dass der DaO-Prozess nicht gleich zu Einsparungen und Effizienzsteige-
rungen fiihrt, sondern dass die Transaktionskosten zunéchst steigen.

Um die Erfolgsaussichten des DaO-Prozesses zu steigern, sollte die Bundes-
regierung weiterhin politische Unterstiitzung gemeinsam mit EU-Partnern und
gleich gesinnten Gebern gewédhren.

* Dies schlieit konstruktive Unterstiitzung fiir die Einrichtung eines Mecha-
nismus zur Annahme Gemeinsamer Landerprogramme ebenso ein wie
gemeinsame unterstiitzende Statements in Generalversammlung, ECOSOC
oder den Aufsichtsréiten. Auch der deutsche Beitrag zum UNCCEF sollte bei-
behalten werden.

* Solange deutsche Beitrdge an die Kernhaushalte der VN-Organisationen
vergleichsweise gering ausfallen, sollte das BMZ davon absehen, multila-
terale Mittel fiir One UN-Lénderfonds zur Verfiigung zu stellen. Mogli-

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik 131



Silke Weinlich

cher finanzieller multilateraler Spielraum sollte zur Steigerung der Kern-
haushalte genutzt werden. Dadurch wird der DaO-Prozess ebenfalls unter-
stiitzt, wenn auch nur indirekt.

* Das BMZ sollte priifen, ob bilaterale Mittel fiir die jeweiligen Lander-
fonds zur Verfiigung gestellt werden konnten. Einige der Pilotlander
(Albanien, Malawi, Tansania, Ruanda, Vietnam) gehoren dem Kreis der
Partnerldander der Bundesrepublik Deutschland an. Damit konnte die
Bundesregierung ihre Unterstiitzung fiir den DaO-Prozess auch finan-
ziell zum Ausdruck bringen. Dies sollte aber nicht zur Regel werden: Die
Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen dient nicht zuletzt dem
Ziel, jene Léander zu fordern, die nicht zum engeren Kreis der bilateralen
Partner gehoren.

*  Wenn sich kleinere Gelegenheiten zur sichtbaren politischen und finan-
ziellen Unterstiitzung des DaO-Prozesses bieten, sollten diese genutzt
werden. Beispielsweise konnte die Bundesrepublik ihren DaO-Einsatz
mit der finanziellen Unterstiitzung der unabhédngigen Evaluierung unter
Beweis stellen, die 2011/12 ansteht. Aulerdem konnte das Programm
der Beigeordneten Sachverstindigen stirker genutzt werden, um gezielt
die Verbesserung der Zusammenarbeit auf Lénderebene zu fordern.
Dafiir kdme die Entsendung von deutschen Beigeordneten Sachverstin-
digen zu Positionen bei UNDG/UNDOCO, zur Unterstiitzung der Resi-
dent Coordinators auf Lénderebene oder auch zur Unterstiitzung des im
Entstehen begriffenen systemweiten Evaluierungsmechanismus in
Frage.

3. Den DaO-Prozess kritisch begleiten, um die Vorziige des VN-Systems zu
bewahren und zu stdrken

Trotz der strategischen Bedeutung und der grundsétzlich positiven ersten
Berichte aus den Pilotldndern muss der DaO-Prozess kritisch begleitet wer-
den. Es ist notwendig, zu iiberpriifen, ob die aktuellen Entwicklungen damit
vereinbar sind, wie nach deutschen Vorstellungen die EZ der Vereinten
Nationen mittel- und langfristig umgestaltet werden soll. Die Finanzierung
der Reformprozesse durch zweckgebundene Mittel mag einen notwendigen
Schritt darstellen, um den Reformprozess voranzutreiben. Allerdings birgt
er auch Gefahren: die VN-Organisationen konnten an Glaubwiirdigkeit und
an Legitimitét verlieren, die Verantwortung fiir den Reformprozess konnte
an die Geber abgegeben werden, die Nachhaltigkeit des Reformprozesse
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konnte nicht gesichert sein (Vatterodt 2007a, 83). Noch liegen nicht ausrei-
chend Daten vor, die erlauben wiirden, die Wirksamkeit der Pilotversuche
und deren Konsequenzen fiir die VN-EZ zu bewerten. Dies wird sich in den
kommenden Monaten durch die Ergebnisse der sieben ldndergefiihrten
Pilotland-Evaluierungen und die unabhéngige Evaluierung dndern.

* Die Bundesregierung kdnnte im Utstein-Kreis einen informellen Work-
shop zur kritischen Bestandsaufnahme des Gesamt-Reformprozesses
initiieren. Fiinf Jahre nach dem Weltgipfel, aus dem der AnstoB fiir die
derzeitige Reformrunde hervorging, sollten sich Utstein-Gruppe/G-13-
Kreis dariiber austauschen, was von den urspriinglichen Erwartungen
umgesetzt wurde, und inwiefern der inkrementelle Reformprozess kon-
form ist mit den Ideen, die 2005 und 2006 entwickelt worden sind.

4. Proaktive Positionierung zur Finanzierungspraxis, um nicht anderen das
Feld zu iiberlassen

Wie die VN-EZ finanziert wird, ist die Schliisselfrage, aus deren Beant-
wortung sich viele Konsequenzen fiir die anderen Reformbereiche ergeben.
Der derzeitige fragmentierte, unvorhersehbare und angebotsorientierte
Charakter bedingt zu einem erheblichen Teil jene Probleme, die durch insti-
tutionelle und technisch-administrative Verdnderungen behoben werden
sollen. Dadurch werden den Erfolgen dieser Reformbestrebungen enge
Grenzen gesetzt. Obwohl alle Geberstaaten offiziell die Notwendigkeit
hoherer Kernhaushalte unterstreichen, scheint es wenig wahrscheinlich,
dass der in den 1980er Jahren bestehende hohe Anteil wieder erreicht wer-
den kann. Stattdessen zeichnet sich eine Allianzbildung ab zwischen tradi-
tionellen Gebern mit hohem Anteil an zweckgebundene Beitragen und Lén-
dern mittleren Einkommens, die die VN vor allem fiir selbstunterstiitzende
Beitrdge nutzen. Sollte diese Allianz noch von weiteren Schwellenldndern
unterstiitzt werden, die ebenfalls einen hohen Anteil ihrer Beitridge zweck-
binden, so wird sich die Finanzierungslage des VN-Systems cher ver-
schlechtern als verbessern. Ein Wettlauf nach unten in Bezug auf Kernbei-
trage konnte eingeldutet werden, welcher die finanzielle Basis der VN wei-
ter unterhohlen wiirde. Dies ist nicht nur problematisch, weil damit der
Erfolg der Reformbemiihungen zur Uberwindung der Fragmentierung des
Systems gefahrdet wird. Mittel- und langfristig wird die multilaterale Basis
des VN-EZ-Systems erodieren und damit die Hauptvorziige der VN-EZ-
Neutralitdt — weltweite Prdsenz, Verbindung normativer und operativer
Aufgaben — weiter beschiddigen. Eine ,,Rumpf-VN-EZ“, die vordergriindig
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Gebern und Empfangern ihre Dienstleistungen verkauft, hitte viele ihrer
Alleinstellungsmerkmale verloren.

Aufgrund der relativ ,,guten* Gewichtung von Core-/Non-Core-Beitragen
und der insgesamt geringen Bedeutung von MDTFs fiir das BMZ hat
Deutschland in der Debatte um die Finanzierung des VN-EZ-Systems bis-
lang vor allem reaktive Positionen bezogen, die darauf ausgerichtet waren,
Verpflichtungen zur Mehrjdhrigkeit und Erh6hung der deutschen Beitrdge
abzuwehren. Dadurch dass die Bundesrepublik Deutschland aktuell nur
geringe freiwillige Beitrdge zahlt und Steigerungen nicht geplant sind, ist
Deutschland nicht gut aufgestellt, um in der Debatte um die Finanzierung
der VN-EZ richtungweisende Beitrdge zu leisten. Dennoch ist das Thema
von fundamentaler Relevanz auch fiir Deutschland, da nicht zuletzt die
nachhaltige Finanzierung des Kollektivguts Vereinte Nationen auf dem
Spiel steht.

VN-Organisationen besitzen kaum Handhabe, Geber von der Zweckbin-
dung der Mittel abzubringen.?’ Die Finanzierung der VN-EZ ist in New
York gleichzeitig eines der kontroversesten Themen, da aus Perspektive der
G-77 die quantitativ wie qualitativ mangelhafte Finanzierung das Haupt-
problem darstellt. Die oft wiederholten Pladoyers fiir eine Steigerung der
Kernhaushalte haben nur wenig Wirkung gezeigt und es fehlt an Konzep-
ten, mithilfe derer die Staaten diskutieren konnten, wie eine gesicherte und
nachhaltigere Finanzbasis fiir das VN-System geschaffen werden kann.
Einzig das Konzept der ,,Kritischen Masse*, das 2010 Eingang in die SWC-
Verhandlungen fand, bietet eine neue Grundlage. Im Juli 2010 haben die
Mitgliedsstaaten beschlossen, dass die diversen Aufsichtsgremien der VN-
Organisationen sich mit der organisationsspezifischen Konkretisierung des
Konzepts beschiftigen sollen.

* Die Bundesregierung sollte sich konstruktiv mit anderen Staaten darum
bemiihen, ein Modell zu finden, mit dem die nachhaltige Finanzierung
des EZ-Systems der VN gesichert werden kann.

27 Sicherlich steht ihnen frei, angebotene zweckgebundene Beitrige zuriickzuweisen. Dies ist
angesichts des Konkurrenzkampfs um Themen und Finanzierung zwischen multilateralen
Organisationen allerdings wenig wahrscheinlich.
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* Bei der Formulierung der eigenen Position in Bezug auf das “Critical
Mass ”-Konzept oder dhnliche Vorschldge sollte nicht die Bewahrung
der eigenen Finanzierungspraxis gegeniiber den Vereinten Nationen im
Vordergrund stehen.

» Es sollte intern eine inhaltliche Diskussion gefiihrt werden, die mit einer
Debatte iiber multilaterale EZ generell und ebenso iiber Globale Ord-
nungspolitik verkniipft werden sollte. Nicht zuletzt geht es bei der
Finanzierung des VN-Systems auch darum, wie die Bundesregierung in
Zukunft den Schutz und die Bereitstellung globaler 6ffentlicher Giiter
(Klimastabilitdt, Umwelt, Frieden, Gesundheit, Gerechtigkeit, Sicher-
heit) sicherstellen mochte.

» Die Diskussion zum Konzept der ,,Kritischen Masse* wird in verschie-
denen Aufsichtsgremien gefiithrt werden, fiir die unterschiedliche Minis-
terien die Federfithrung haben. Hier ist eine Absprache zwischen den
Ressorts dringend erforderlich. Ein wichtiger Ort kdnnte dafiir die Tref-
fen zur Ressortkoordinierung zu VN-Reformfragen sein, die regelmaflig
fortgefiihrt werden sollten.

» Die Gruppe der Utstein-Staaten sollte als Diskussionspartner ebenfalls
genutzt werden. Da voraussichtlich am freiwilligen Charakter der VN-
EZ-Finanzierung auf abschbare Zeit festgehalten werden wird, gilt es,
Mittel und Wege zu finden, die die Attraktivitdt von Beitrdgen an die
Kernhaushalten wieder steigen lasst.

* Aus diesen Diskussionen im Kreis der Gleichgesinnten konnte eine
“Group of Friends” in New York entstehen, an der auch interessierte
Schwellenldnder und andere VN-Mitglieder teilnehmen konnten. Ohne
Druck der SWC-Verhandlungen konnten Staaten freiwillig und infor-
mell zusammenfinden, um konstruktiv Ideen zu erarbeiten, wie die
Finanzierung des VN-EZ-Systems auf eine nachhaltigere Basis gestellt
werden kann.

5. Das Evaluierungssystem und die Ergebnisorientierung der VN-EZ
stirken

Die gegenwirtige Bundesregierung hat sich zum Programm gemacht,
besonders die Effizienz und Effektivitdt multilateraler Organisationen zu
stirken. Eine wichtige Grundlage dafiir bieten verldssliche Evaluierungsin-
strumente fiir multilaterale Organisationen, die bislang noch nicht in aus-
reichender Giite vorhanden sind. Die Generalversammlung hat 2009
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beschlossen, eine zentrale Instanz zur Sammlung und Auswertung von
Finanzdaten der operativen Aktivititen der VN zu schaffen und einen
systemiibergreifenden Evaluierungsmechanismus einzurichten. Im Juli
2010 bekréftigte sie, dass der neue Mechanismus die bereits bestehenden
Institutionen einbinden solle und bat den Generalsekretir um konkrete Vor-
schlage.

Dies sind weitere begriiBenswerte Schritte auf dem Weg des VN-Systems
zu mehr Erfolgsorientierung und -kontrolle.

* Die Bundesrepublik Deutschland sollte sich dafiir einsetzen, dass das
systemweite Evaluierungssystem so aufgestellt sein wird, dass es seine
Tatigkeiten auch ausfiihren kann. Dazu gehort eine sinnvolle institutio-
nelle Einordnung, aber auch eine angemessene finanzielle Ausstattung.

* Deutschland ist Mitglied im Multilateral Performance Assessment Net-
work (MOPAN), das jdhrliche Untersuchungen ausgewahlter multilate-
raler Organisationen anstellt. Das BMZ sollte die eigene Expertise im
Bereich multilateraler Evaluierungen weiter ausbauen und sich an der
Fortentwicklung des MOPAN-Instrumentariums beteiligen.

6. Neue Reformkoalitionen eingehen, um die Reform der VN-EZ voranzu-
treiben

Der Schulterschluss zwischen Industriestaaten und einigen Pilotldndern hat
in den Aufsichtsgremien zu einer neuen Dynamik gefiihrt. Dadurch, dass
Entwicklungslander selbst positiv iiber die DaO-Initiative sprechen, wird
der Vorwurf entkréftet, dass Reformen lediglich dazu dienen, die VN wei-
ter zu marginalisieren und die ihr zur Verfiigung stehenden Finanzmittel zu
kiirzen. Auch Deutschland sollte sich an der Koalitionsbildung mit den
Pilotlindern oder anderen kleineren Entwicklungsldndern beteiligen, die
von der Reform des Systems auf Landerebene profitieren werden. Dabei ist
aber zu beachten, dass Schwellenldnder wie Indien oder “Hardliner” wie
Kuba und Agypten solche thematischen Koalitionen als Versuch interpre-
tieren, die Gruppe der Entwicklungsldander aufzuspalten und ihrer Schlag-
kraft gegeniiber den Industriestaaten zu berauben. Kleinere Lander werden
daher durchaus unter Druck gesetzt, um sich nicht vom Westen ,,kaufen® zu
lassen. In der Tat sollte die Koalitionsbildung nicht zum Ziel haben, die
G-77 aufzuspalten, sondern kleinere Entwicklungslédnder darin zu unter-
stiitzen, ihre Anliegen in New York zu formulieren.
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Solches Werben um Reformen, das auf Koalitionsbildungen mit Regie-
rungsakteuren aus Entwicklungslandern hinauslaufen kénnte, konnte dazu
beitragen, dass sich die New Yorker Dynamiken verdndern. Entwicklungs-
politische Fragen konnten mit groBerer Expertise und unter groferem
Bezug zu nationalen Entwicklungssituationen diskutiert werden, wenn bis-
lang dominanten Auf3enpolitikexperten in New York eine klarere Anwei-
sung aus ihren Hauptstddten bekdmen, entwicklungspolitische Reformfra-
gen nicht ausschlieBlich aus einer machtpolitischer Perspektive zu behan-
deln. Der gleiche Effekt konnte eintreten, wenn kleinere Entwicklungslan-
der der machtpolitischen Perspektive zunehmend sachbezogene Argumente
entgegensetzen konnten. Dadurch konnte der Polarisierung der Debatten
und der ldhmenden New Yorker Nord-Siid Dynamik themenspezifisch Ein-
halt geboten werden.

 Fiir eine Koalitionsbildung kommt nicht nur das New Yorker Parkett in
Frage. Auch auf Ldnderebene, z. B. in bilateralen Konsultationen mit
Regierungen von Entwicklungslédndern, aber auch in Geberrunden sollte
VN-EZ-Reform stérker zum Thema gemacht werden. Das Thema konnte
auch am Rande der Working Party on Aid Effectiveness der OECD ange-
sprochen werden. Die diesem Gremium angehdrenden Staatenvertreter
aus Entwicklungs- und Schwellenldndern beteiligen sich dort konstruk-
tiv an Wirksamkeitsdiskussionen, die ihre Kolleg(inn)en in New Yorker
Foren ablehnen (z. B. Abdel-Malek 2010).

* Weitere mogliche Koalitionspartner stellen die nicht westlichen G-20-
Staaten dar, die ihre Rolle in der VN-EZ groftenteils noch suchen. Sie
sollten von Industrieldndern nicht ausschlieBlich als erstarkende Wirt-
schaftsméchte wahrgenommen werden, die nun ihren Anteil an der
Finanzierung des VN-Systems iibernehmen miissen. Einige von ihnen
konnten Briickenfunktionen ausiiben, um den sich perpetuierenden
Grundkonflikt in der Generalversammlung oder im ECOSOC an einigen
Stellen zu durchbrechen. Auch dafiir wére es notig, der VN-Reform
innerhalb der Bundesregierung einen hoheren Stellenwert einzurdumen
und das Thema auch in Foren wie der G-20 oder im bilateralen Aus-
tausch zu thematisieren.

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik 137






Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen

Literaturverzeichnis

Abdel-Malek, T. (2010): South-South co-operation and capacity development: some
issues and questions; a discussion paper for the High Level Event on South-South
Cooperation and Capacity Development, Bogota, Kolumbien, 24.-26. Mirz 2010;
online: http://www.oecd.org/dataoecd/35/11/44696266.pdf

Anonymus (2008): An unequivocal choice for core contributions: Belgium decides
to untie its multilateral aid flows, mimeo

Ashoff, G. (2010): Wirksamkeit als Legitimationsproblem und komplexe Heraus-
forderung der Entwicklungspolitik, in: J. Faust/S. Neubert (Hrsg.), Wirk-
samere Entwicklungspolitik: Befunde, Reformen, Instrumente, Baden-Baden:
Nomos, 27-68

BMZ (Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung)
(2006): Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen: Her-
ausforderungen und Ziele, Bonn, Berlin (Diskussionspapier), mimeo

Burall, S. / S. Maxwell (2006): Reforming the international aid architecture: options
and ways forward, London: Overseas Development Institute

CDU/CSU/FDP (2009): Wachstum. Bildung. Zusammenhalt: Koalitionsvertrag
zwischen CDU/CSU und FDP, 17. Legislaturperiode, mimeo

CEB (Chief Executives Board) (2005): One United Nations — catalyst for progress
and change, New York: United Nations

Center of Concern et al. (2007): A civil society response to the report of the UN
High-Level Panel on System-wide Coherence, New York

CIDA (Canadian International Development Agency) Evaluation Division (2009):
Review of the effectiveness of CIDA's multilateral delivery channel, Gatineau

Commission of Experts of the President of the UN General Assembly (2009): Report
of the Commission of Experts of the President of the United Nations General
Assembly on reforms of the International Monetary and Financial System
(Interim Draft)

Cox, M. (2007a): Developing a vision for the international aid architecture,
Agulhas (Discussion draft), mimeo

— (2007b): Reform of the international aid architecture: a literature review,
London: Agulhas

Culpeper, R./B. Morton (2008): The international development system: southern
perspectives on reform, Ottawa: North South Institute

Deen, T. (2007): Systemweite Kohérenz — aus der Sicht des Siidens: Die G-77 lehnt
eine Verbindung von Entwicklungshilfe und Menschenrechten ab, in: Vereinte
Nationen 55 (2), 52-55

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik 139



Silke Weinlich

Dervis, K. (2005): A better globalization: legitimacy, reform and governance, Wash-
ington, DC: Centre for Global Development

DFID (Department for International Development) (2009): Eliminating world
poverty: building our common future, London: British Government

Dingwerth, K. / P. Pattberg (2006): Global governance as a perspective on world
politics, in: Global Governance 12 (2), 185-203

Easterly, W./T. Pfutze (2008): Where does the money go? Best and worst
practices in foreign aid, in: Journal of Economic Perspectives 22 (2), 29-52

Freiesleben, J. von (2008): System-wide-coherence, in: C. o. U. R. Education
(Hrsg.), Managing change at the United Nations, New York, 37-53

Frohlich, M. (2006): Responsibility to protect: Zur Herausbildung einer neuen
Norm der Friedenssicherung, in: J. Varwick / A. Zimmermann (Hrsg.), Die
Reform der Vereinten Nationen: Bilanz und Perspektiven, Berlin: Duncker
& Humblot

Fues, T. (2010a): Die Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen:
Wirksamkeit, Defizite, Reformperspektiven, in: J. Faust/S. Neubert (Hrsg.),
Wirksamere Entwicklungspolitik: Befunde, Reformen, Instrumente, Baden-
Baden: Nomos, 403—430

— (2010b): The international system of development co-operation: existing and
evolving frameworks, mimeo

— (s. a.): Emerging donors, MDGs and the United Nations, in: Cambridge Review
of International Affairs (im Erscheinen)

Fues, T. /L. Dongyan / M. Vatterodt (2007): The role of the United Nations in the
global development architecture: steps towards greater coherence, Academic
Council on the United Nations System (ACUNS), New York, 6.—8. Juni 2007

G-77 (Group of 77) (2006): Statement on behalf of the Group of 77 and China by
Mr. Sivu Maqungo, Minister-Counsellor of the South African mission, to the
informal meeting of the plenary with members of the High-Level Panel on UN
System-wide Coherence

G-77 (Group of 77) and China (2009): Ministerial Declaration on the occasion of
their 33rd annual meeting

Galvani, F. / S. Morse (2004): Institutional sustainability: at what price? UNDP and
the new cost-sharing model in Brazil, in: Development in Practice 14 (3), 311—
327

Grimm, S. (2005): Germany’s engagement with multilateral donor agencies: back-
ground study for the UK National Audit Office on relationship of other donor
organisations with multilaterals, London, Overseas Development Institute,
mimeo

— (2010): EU Policies towards the Global South, in: F. Séderbaum / P. Stalgren
(Hrsg.), The European Union and the Global South, Boulder, CO: Lynne
Rienner, 43-64

140 Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik



Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen

Grimm, S. et al. (2009): European Development Cooperation to 2020: challenges by
new actors in international development, Bonn: European Association of Devel-
opment Research and Training Institutes (EDC 2020 Working Paper 4)

Grimm, S./D. Warrener (2005): Relationships of other donor organizations with
multilaterals: synthesis report, London: Overseas Development Institute

Hiifner, K. (2003): Die Finanzierung des UN-Systems in der Dauerkrise, in: S. von
Schorlemer (Hrsg.), Praxishandbuch UNO: Die Vereinten Nationen im Lichte
globaler Herausforderungen, Berlin: Springer Verlag, 615-641

Hiifner, K./J. Martens (2000): UNO-Reform zwischen Utopie und Realitét:
Vorschldge zum Wirtschafts- und Sozialbereich der Vereinten Nationen, Frank-
furt a. M.: Européischer Verlag der Wissenschaften

JCC (Joint Coordinating Committee) (2008): Joint statement by Group of 77 and
NAM during the informal meeting of the General Assembly for the considera-
tion of the Report of the High-Level Panel on United Nations System-wide
Coherence and the report of the Secretary-General on its recommendations:
Delivering as One at the country level

— (2009): Joint Statement by G-77 and China, and NAM, by Ambassador
Abdalmahmood Abdalhaleem Mohamed, Permanent Representative of the
Republic of the Sudan to the United Nations and Chairman of the Group of 77,
at the interactive Session on United Nations System-wide Coherence: Funding

— (2010): JCC elements on gender entity: to be included in the resolution on
System-wide Coherence

Jenks, B. et al. (2005): The case for a United Nations development pillar, mimeo

Jolly, R. et al. (2004): UN contributions to development thinking and practice,
Bloomington: Indiana University Press (United Nations Intellectual History
Project)

Jolly, R./L. Emmerij/T. G. Weiss (2009): UN ideas that changed the world,
Bloomington: Indiana University Press

Kharas, H. (2007): Trends and issues in development aid, Washington, DC: Wolfen-
sohn Center for Development (Working Paper 1)

Khor, M. (2006): Don't use reform to ,,collapse® or merge agencies, says G-77, in:
South-North Development Monitor Nr. 6041, 07.06.2006

Kuziemko, I. / E. Werker (2006): How much is a seat on the security council worth?
Foreign aid and bribery at the United Nations, in: Journal of Political Economy
114 (5), 905-930

Lindores, D. (2005): United Nations reform: the 'three tightly managed entities'
longer term Model (Discussion Paper), mimeo

Malone, D. / L. Hagman (2002): The North-South divide at the United Nations: fad-
ing at last?, in: Security Dialogue 33 (4), 399414

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik 141



Silke Weinlich

Martens, J. / A. Schultheis (2010): Die globale Entwicklungskrise: Auswirkungen —
Reaktionen — Konsequenzen, Bonn, Osnabriick: Terre des Hommes, Global Pol-
icy Forum

Menocal, A. R. / A. Rogerson (2006): Which way the future of aid? Southern civil
society perspectives on current debates on reform of the international aid
system, London: Overseas Development Institute (Working Paper 259)

Messner, D. /J. Faust (2009): Entwicklungspolitik als Global Governance-Arena:
Governance-Herausforderungen und die internationale Reformagenda, in:
H. Breitmeier / D. Senghaas / M. Roth (Hrsg.), Sektorale Weltordnungspolitik:
Effektiv, gerecht und demokratisch?, Baden-Baden: Nomos, 213-236

Messner, D. et al. (2005): Governance reform of the Bretton Woods Institutions and
the UN development system, Washington, DC: Friedrich-Ebert-Stiftung

MOPAN (Multilateral Organizations Performance Assessment Network) (2010):
MOPAN common approach, United Nations Development Programme
(UNDP), mimeo

Morton, B. (2005): Southern writing on reform of the international development
architecture: a review, Ottawa: The North-South Institute

Miiller; J. (Hrsg.) (2010): Reforming the United Nations, Leiden: Martinus Nijhoff
Publishers

NAM (Non-Aligned Movement) (2009): Final Document, 15. Summit of Heads of
State and Government of the Non-Aligned Movement vom 11.-16.07.2009,
Sharm el Sheikh, mimeo

OECD (Organisation for Economic Cooperation and Development) (2005a):
Towards a redesign of the UN development architecture, contributed by the del-
egation of Belgium (DCD/DAC/RD [2005]17/RD6; 01.12.2005)

— (2005b): A UN operational system for development fit to face the challenges of
reaching the MDGs, contributed by the delegation of the Netherlands
(DCD/DAC/RD [2005]17/RD6; 02.12.2005)

— (2005c¢): A UN operational system for development fit to face the challenges of
reaching the MDGs, mimeo (Contributed by the Delegation of the Netherlands)

—(2008): France: Development Assistance Committee (DAC) Peer Review, Paris
—(2009a): 2008 DAC Report on multilateral aid, Paris
— (2009b): Ireland: Development Assistance Committee (DAC) Peer Review, Paris

OECD/DAC (Organisation for Economic Cooperation and Development/Develop-
ment Assistance Committee) (2010): Preliminary information note: emerging
findings of the 2010 mulitlateral aid report, mimeo

Reisen, H. (2009): The multilateral donor non-system: towards accountability and
efficient role assignment, in: economics-ejournal 2009 (18)

Riddell, R. (2007): Does foreign aid really work?, Oxford: Oxford University Press

142 Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik



Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen

Rohner, F. (2007): Systemweite Kohédrenz — aus der Sicht des Nordens: Die
Reformvorschldge zu den UN-Entwicklungsaktivititen sind wegweisend, in:
Vereinte Nationen 55 (2), 45-51

Rosenau, J. N. (1995): Governance in the twenty-first century, in: Global Govern-
ance 1 (13), 1343

Rosenthal, G. (2005): The Economic and Social Council of the United Nations,
New York: Friedrich-Ebert-Stiftung (Issues Paper)

Scanteam (2005): The UN system and new aid modalities, Oslo

Schultz, M. (2005): System-wide Coherence: vision for the United Nations
(Discussion Paper), mimeo

Schweizerische Eidgenossenschaft (2008a): Informal meeting system wide coher-
ence: statement by Mr. Thomas Gass, Permanent Mission of Switzerland to the
United Nations, New York, 07.04.2008, mimeo

— (2008Db): Interactive meeting on governance and funding of United Nations oper-
ational activities for development System-wide Coherence, statement by Mr.
Peter Sidler, Permanent Mission of Switzerland to the United Nations,
17.06.2009, New York: United Nations

Scott, A. et al. (2008): Assessing multilateral organisation effectiveness, Kopen-
hagen: Ministry of Foreign Affairs of Denmark (evaluation study 2008/3)

Severino, J.-M. / O. Ray (2009): The end of ODA: death and rebirth of a global pub-
lic policy, Washington, DC: Center for Global Development

South Centre (1995): For a strong and democratic United Nations: a South
perspective on UN Reforms, Genf

— (2005): What UN for the 21st Century? A new North-South divide: South
perspectives, Genf

— (2006): Meeting the challenges of UN reform: a South perspective, Genf (South
Centre Analytical Note)

— (2007): One United Nations: placing development front and centre, Genf
(Analytical Note)

Stokke, O. (2009): The UN and development: from aid to cooperation, Blooming-
ton: Indiana University Press

Swart, L. / E. Perry (Hrsg.) (2007): Global environmental governance: perspectives
on the current debate, New York: Center on UN Reform Education

Swedish Ministry of Foreign Affairs (2008): Swedish assessment of multilateral
organisations — The International Labour Organization, Oslo

— (2009): Swedish assessment of multilateral organisations — The Food and Agri-
culture Organization, Oslo

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik 143



Silke Weinlich

Taylor, P. (2000): Managing the economic and social activities of the United Nations
system: developing the role of ECOSOC, in: P. Taylor / A. J. R. Groom (Hrsg.),
The United Nations at the Millennium: the principal organs, London: Contin-
uum, 100-141

The Commission on Global Governance (1995): Our global neighbourhood,
Oxford: Oxford University Press

Turner, R. et al. (2003): Vision and options for change for the international
development architecture, London: DFID, International Division (Discussion
Paper), mimeo

UNDOCO (United Nations Development Operations Coordination Office) (2010):
Strengthening UN coordination at country level: UNCCF 2009 results report
and 2010 funding proposal, New York: UNDG

UN ECOSOC (United Nations Economic and Social Council) (2008): Trends in
South-South and triangular development cooperation: background study for the
Development Cooperation Forum, New York: United Nations

UN General Assembly (2007a): Triennial comprehensive policy review of opera-
tional activities for development of the United Nations system: resolution
adopted by the General-Assembly (A/RES/62/208; 22.12.2007)

— (2007b) Scale of assessment for the apportionment of the expenses of the United
Nations: resolution adopted by the General-Assembly (A/RES/61/237;
13.02.2007)

— (2008): System-wide Coherence: resolution adopted by the General-Assembly;
(A/RES/62/277; 07.10.2008)

—(2009a): System-wide Coherence: resolution adopted by the General-Assembly;
(A/RES/63/311; 02.10.2009)

—(2009b): Scale of assessment for the apportionment of the expenses of the United
Nations: resolution adopted by the General-Assembly (A/RES/64/248;
05.02.2010)

—(2010): System-wide coherence, Draft Resolution (A/64/289; 21.07.2010)

UN Secretariat (2009a): Discussion Note: strengthening governance of operational
activities for development of the United Nations system for enhanced System-
wide Coherence, New York

— (2009b): Discussion Note: strengthening the system-wide funding architecture of
operational activities of the United Nations for development, New York, mimeo

— (2010): Funding of operational activities for development of the United Nations
system (Informal Note), mimeo

UNDESA (United Nations Department of Economic and Social Affairs) (2010): Sta-
tistics on funding flows: supplementary information 2010; online: http:/
www.un.org/esa/coordination/statistical_annex_2008.xls (Stand: 28.06.2010)

144 Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik



Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen

UNDG (United Nations Development Group) (2008a): Delivering as One: 2007
stocktaking summary: key points from the Delivering as One pilot initiative
emerging from reports by governments, UN country teams and UN agencies,
New York: United Nations

— (2008b): Response to the changing aid environment, New York, United Nations
(Position Paper), mimeo

— (2009a): Delivering as One: 2008 stocktaking synthesis report: joint reports by
governments and UN country teams, New York: United Nations, mimeo

— (2009b): Expanded 'Delivering As One' Funding Window for Achievement of
MDGs (Operational Document), Mirz 2009, mimeo

— (2009c): Expanded Delivering as One Funding Window for Achievement of
MDGs (Powerpoint Presentation), 10.06.2009

— (2009d): Statement of outcomes and way forward: Intergovernmental Meeting of
the “Programme Country Pilots” on Delivering as One, 19.-21. Oktober 2009
in Kigali (Ruanda), mimeo

— (2009¢): UN country coordination: contributing to development effectiveness:
synthesis of Resident Coordinator Annual Reports 2008, New York

— (20091): UNDG guidance note for UN participation in sector budget support
(SBS) and pooled funds, mimeo

—(2010a): How to prepare an UNDAF: guidelines for UN country teams: Part 1,
Januar 2010; online: http://www.undg.org/docs/11096/How-to-Prepare-an-
UNDAF-%28Part-1%29.pdf (Stand: 26.06.2010)

—(2010b): Statement of outcomes and way forward: high-level tripartite conference
“Delivering as One Lessons from Country-led Evaluation and Way Forward”,
14.-16.06.2010 in Hanoi (Vietnam), mimeo

UNDG (United Nations Development Group) Multi-Donor Trustfund Office
(2010c): Multi-donor trustfund portfolio; online: http://mdtf.undp.org/overview/
portfolio (Stand: 23.03.2010)

UNDP (United Nations Development Programme) Evaluation Office (2007):
Achieving results: evaluation of results-based management at UNDP, New York

— (2008): The role of UNDP in the net contributor countries of the Arab region:
enhanced partnerships, New York

UNDP (United Nations Development Programme) (2009a): Living up to commit-
ments: Annual Report, New York

—(2009b): UNDP engagement in sector budget support and pooled funding: note on
guidelines and procedures for country offices and headquarter units:
Executive Board Annual Session, Juni 2009, mimeo

—(2010a): Independent review of the UNDP evaluation policy, New York

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik 145



Silke Weinlich

— (2010b): Status of regular funding commitments to the United Nations develop-
ment programme and its associated funds and programmes for 2010 and
onward: report for the Executive Board's Annual Session 2010

UNHCR (United Nations High Commissioner for Refugees) (2009): UNHCR
Global Report 2008: donor profiles, Genf

UNICEF (United Nations Children's Fund) (2009): Annual Report 2008, New York

UN (United Nations) (2005): Comprehensive statistical data on operational activi-
ties for development for 2003: report of the Secretary-General (A/60/74 -
E/2005/57; 06.05.2005)

— (2006a): Comprehensive statistical data on operational activities for development
for 2004: report of the Secretary-General (A/61/77 - E/2006/59; 04.05.2006)

— (2006b): Delivering as One: report of the High-Level Panel on United Nations
System-wide Coherence in the areas of development, humanitarian assistance
and the environment (A/61/583; 20.11.2006)

— (2006¢): Letter dated 5 June 2006 from the Permanent Representative of South
Africa to the United Nations addressed to the Secretary-General: statement
adopted by the Special Ministerial Meeting of the Group of 77 held in Putrajaya,
Malaysia am 29. Mai 2006 (A/60/879; 07.06.2006)

— (2007a): Comprehensive statistical analysis of the financing of operational activ-
ities for development of the United Nations system: report of the Secretary Gen-
eral (A/62/74-E/2007/54; 03.05.2007)

— (2007b): Executive Board of the United Nations Children’s Fund Report on the
first, second and annual sessions of 2007: Economic and Social Council
(E/2007/34/Ref. 1 — E/ICEF/2007/7/Rev.1; 16.10.2007)

— (2007c): Recommendations contained in the report of the High-level Panel on
United Nations System-wide Coherence in the areas of development, humani-
tarian assistance and the environment: report of the Secretary-General
(A/61/836; 03.04.2007)

— (2008a): Comprehensive statistical analysis of the financing of operational activ-
ities for development of the United Nations system for 2006: report of the Sec-
retary General (A/63/71- E/2008/46; 07.05.2008)

— (2008b): Trends in contributions to operational activities for development of the
United Nations System and Measures to promote an adequate, predictable and
expanding base of United Nations Development Assistance (A/63/201;
31.07.2008)

— (2009a): Actions taken by the executive boards and governing bodies of the
United Nations funds, programmes and specialized agencies in the area of sim-
plification and harmonization of the United Nations Development system:
report of the Secretary-General (E/2009/61; 05.05.2009)

146 Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik



Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen

— (2009b): Comprehensive statistical analysis of the financing of operational activ-
ities for development of the United Nations system for 2007: report of the Sec-
retary General (A/64/75 - E/2009/59)

— (2009c): Functions of the resident coordinator system, including costs and bene-
fits: report of the Secretary-General (E/2009/76; 15.05.2009)

—(2009d): Review of trends and perspectives in funding for development coopera-
tion: note by the Secretary-General (E/2009/85; 27.05.09)

— (2010a): Analysis of the funding of operational activities for development of the
United Nations system for 2008: report of the Secretary-General (A/65/79—
E/2010/76; 14.05.2010)

— (2010b): Actions taken by the Executive Boards and Governing Bodies of the
United Nations funds, programmes and specialized agencies in the area of sim-
plification and harmonization of the United Nations development system: report
of the Secretary-General (E/2010/52; 28.04.2010)

— (2010c): Results achieved and measures and processes implemented in follow-
up to General Assembly resolution 62/208 on the triennial comprehensive
policy review of operational activities for development of the United Nations
system: report of the Secretary-General (E/2010/70; 19.05.2010)

Vatterodt, M. (2007a): Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit der Vereinten
Nationen: Trotz Fortschritten noch ein weiter Weg zu mehr Kohérenz, Bonn:
Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik (Analysen und Stellungnahmen
10/2007)

— (2007b): Die Umsetzung der Paris-Erkldrung zur Wirksamkeit der Entwick-
lungszusammenarbeit der Vereinten Nationen: Stand und weiterer Reform-
bedarf, Bonn: Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik (Studies 31)

VN (Vereinte Nationen) (2005): In groBerer Freiheit: Auf dem Weg zu Entwicklung,
Sicherheit und Menschenrechten fiir alle: Bericht des Generalsekretirs
(A/59/2005; 21.03.2005)

Weinlich, S. (2006): Weder Feigenblatt noch Allheilmittel: Die neue Kommission
fiir Friedenskonsolidierung der Vereinten Nationen, in: Vereinte Nationen 1/2,
2-11

Weiss, T. G. (2009): What's wrong with the United Nations and how to fix it, Cam-
bridge: Polity Press

Deutsches Institut fiir Entwicklungspolitik 147






Publications of the German Development Institute

Nomos Verlagsgesellschaft

Neubert, Susanne / Waltina Scheumann / Annette van Edig / Walter Huppert (€ds.):
Integriertes Wasserressourcen-Management (IWRM): Ein Konzept in die
Praxis Uberfiihren, 314 p., Nomos, Baden-Baden 2004, ISBN 3-8329-1111-1

Messner, Dirk / Imme Scholz (eds.): Zukunftsfragen der Entwicklungspolitik, 410 p.,
Nomos, Baden-Baden 2004, ISBN 3-8329-1005-0

Brandt, Hartmut / Uwe Otzen: Armutsorientierte landwirtschaftliche und landliche
Entwicklung, 342 p., Nomos, Baden-Baden 2004, ISBN 3-8329-0555-3

Liebig, Klaus: Internationale Regulierung geistiger Eigentumsrechte und Wissenser-
werb in Entwicklungslandern: Eine dkonomische Analyse, 233 p., Nomos,
Baden-Baden 2007, ISBN 978-3-8329-2379-2 (Entwicklungstheorie und
Entwicklungspolitik 1)

Schiumberger, Oliver: Autoritarismus in der arabischen Welt: Ursachen, Trends und
internationale Demokratieférderung, 255 p., Nomos, Baden-Baden 2008,
ISBN 978-3-8329-3114-8 (Entwicklungstheorie und Entwicklungspolitik 2)

Qualmann, Regine: South Africa’s Reintegration into World and Regional Markets:
Trade Liberalization and Emerging Patterns of Specialization in the Post-
Apartheid Era, 206 p., Nomos, Baden-Baden 2008, ISBN 978-3-8329-2995-4
(Entwicklungstheorie und Entwicklungspolitik 3)

Loewe, Markus: Soziale Sicherung, informeller Sektor und das Potenzial von
Kleinstversicherungen, 221 p., Nomos, Baden-Baden 2009, ISBN 978-3-
8329-4017-1 (Entwicklungstheorie und Entwicklungspolitik 4)

Book series with Routledge

Brandt, Hartmut and Uwe Otzen: Poverty Orientated Agricultural and Rural Devel-
opment, 342 p., Routledge, London 2007, ISBN 978-0-415-36853-7 (Studies
in Development and Society 12)
Krause, Matthias: The Political Economy of Water and Sanitation, 282 p., Routledge,
London 2009, ISBN 978-0-415-99489-7 (Studies in Development and Soci-
ety 20)

Springer Verlag

Scheumann, Waltina / Susanne Neubert / Martin Kipping (eds.). Water Politics and
Development Cooperation: Local Power Plays and Global Governance, 416 p., Ber-
lin 2008, ISBN 978-3-540-76706-0

[Books may be ordered through bookshops]



Berichte und Gutachten

[Price: 9,63 Euro; books may be ordered directly from the DIE or through book-
shops. This publication series was terminated and superseded by the new publication
series “Studies”, starting November 2004.]

Studies

54 Ifejika Speranza, Chinwe. Resilient Adaptation to Climate Change in African
Agriculture, 311 S., Bonn 2010, ISBN 978-3-88985-489-6

53  Krause, Matthias et al.: Formalisation and Business Development in Mozam-
bique: How important are regulations? 131 p., Bonn 2010, ISBN 978-3-83985-
490-2

52 Voionmaa, Petra / Michael Briintrup: German Aid for Trade: Past experience,
lessons learnt, and the way forward, 150 p., Bonn 2009, ISBN 978-3-88985-488-9

51  Wiemann, Jiirgen et al.: Laos on its Way to WTO Membership: Challenges and
opportunities for developing high-value agriculture exports, 186 p., Bonn 2009,
ISBN 978-3-88985-487-2

50  Makhan, Davina: Linking EU Trade and Development Policies: Lessons from the
ACP-EU trade negotiations on Economic Partnership Agreements, 184 p., Bonn
2009, ISBN 978-3-88985-486-5

49  Jenkins, Rhys / Enrique Dussel Peters: China and Latin America: Economic
relations in the twentiy-first century, 393 p., Bonn, Mexico-City 2009, ISBN 978-
3-88985-485-8

48  Zimmermann, Roukayatou: Agricultaral Policies in Sub-Saharan Africa: Under-
standig CAADP and APRM policy processes, 178 p., Bonn 2009, ISBN 978-3-
88985-484-1

47  Ganzle, Stefan: Coping with the ‘Security-Development Nexus’: The European
Community’s Instrument for Stability: rationale and potential, 86 p., Bonn 2009,
ISBN 978-3-88985-483-4

46 Richerzhagen, Carmen et al.: Zhongguo-jianzhu-jieneng: zhengce, zhang’gi he
jiyu, 141 p., Bonn 2009, ISBN 978-3-88985-482-7 (English edition: ISBN 978-
3-88985-377-6 — Studies 41)

45 Grimm, Sven et al.: The African Peer Review Mechanism (APRM) as a Tool to
Improve Governance?, 161 p., Bonn 2009, ISBN 978-3-88985-481-0

44 Haldenwang, Christian von et al.: Administracion tributaria municipal en el
contexto del proceso de descentralizacion en el Perd: los Servicios de
Administracion Tributaria (SAT), 141 p., Bonn 2009, ISBN 978-3-88985-480-
3 (German edition: ISBN 978-3-88985-378-3 — Studies 42)

[Price: 10,00 Euro; may be ordered directly from the Institute or through bookshops]



Discussion Paper

19/2010

18/2010

17/2010

16/2010

15/2010

14/2010

13/2010

12/2010

11/2010

10/2010

9/2010

8/2010

7/2010

Bucar, Maja: Science and Technology for Development: Coherence of
the common EU R&D policy with development policy objectives, 48
pl, Bonn 2010, ISBN 978-3-88985-527-5

Ondrej Horky: The Europeanisation of Development Policy: Accep-
tance, accommodation and resistance of the Czech Republic, 31 p.,
Bonn 2010, ISBN 978-3-88985-526-8

Brandi, Clara / Christine Ladenburger / Anna Pegels. Intellectual Property
Rights as a Challenge to Providing Global Public Goods: The cases of pub-
lic health, food security and climate stability, 49 p., Bonn 2010, ISBN 978-
3-88985-524-4

Kubny, Julia: The Impact of Chinese Outward Investment: Evidence from
Cambodia and Vietnam, 25 p., Bonn 2010, ISBN 978-3-88985-525-1

Furness, Mark: The European External Action Service: A new institu-
tional frame- work for EU development cooperation, 35 p., Bonn 2010,
ISBN 978-3-88985-523-7

Da Costa, Agnes M.: Sustainable Dam Development in Brazil: Between
global norms and local practices, 54 p., Bonn 2010, ISBN 978-3-88985-
522-0

McKay, Julie / Ulrich Volz / Regine Wolfinger: Regional Financing Ar-
rangements and the Stability of the International Monetary System, 34 p.,
Bonn 2010, ISBN 978-3-88985-521-3

Erdle, Steffen: The DESERTEC Initiative: Powering the development
perspectives of Southern Mediterranean countries? , 52 p., Bonn 2010, ISBN
978-3-88985-520-6

Stuenkel, Oliver: Responding to Global Development Challenges: Views
from Brazil and India, 55 p., Bonn 2010, ISBN 978-3-88985-519-0
Choudhury, Nirmalya: Sustainable Dam Development in India: Between
global norms and local practices, 33 p., Bonn 2010, ISBN 978-3-88985-
518-3

Bruckner, Martin / Christine Polzin / Stefan Giljum: Counting CO2 Em-
missions in a Globalised World: Producer Versus Consumer-Oriented
Methods for CO2 Accounting, 28 p., Bonn 2010, ISBN 978-3-88985-517-6
Draper, Peter: The Role of South African FDI in Southern Africa, 15 p.,
Bonn 2010, ISBN 978-3-88985-516-9

Stiirmer, Michael: Let the Good Times Roll? Raising Tax Revenues from

the Extractive Sector in Sub-Saharan Africa During the Commodity Price
Boom, 28 p., Bonn 2010, ISBN 978-3-88985-515-2

[Price: 6,00 Euro; may be ordered directly from the Institute or through bookshops]



Analysen und Stellungnahmen (ISSN 1434-8934)

6/2010

5/2010

4/2010

3/2010

2/2010

1/2010

Faust, Jorg / Christian von Haldenwang: Integrierte Fiskaldezentralisie-
rung: Neue Formen der Entwicklungszusammenarbeit und ihre Anwen-
dung auf der lokalen Ebene

Ziaja, Sebastian /Javier Fabra Mata: Was leisten Indizes staatlicher
Froilitat?

Loewe, Markus: Neue Strategien der sozialen Sicherung: Der Mikrover-
sicherungsansatz

Neubert, Susanne: Wirkungsevaluation in der Entwicklungs-
zusammenarbeit: Herausforderungen, Trends und gute Praxis

Kistner, Antje: Russland: Beglinstigung autoritarer Tendenzen im post-
sowjetischen Raum

Bader, Julia: Eine Regionalmacht in ihrem regionalen Umfeld: Chinas
Einfluss auf die politischen Strukturen seiner Nachbarn

[Analysen und Stellungnahmen free of charge available from the DIE.]

Briefing Paper (ISSN 1615-5483)

12/2010

11/2010

10/2010

9/2010

8/2010
7/2010

6/2010

5/2010

Faust, Jorg / Christian von Haldenwang: Integrated Fiscal Dezentralisation:
Taking New Aid Modalities to the Local Level

Brandi, Clara: International Trade and Climate Change: Border adjustment meas-
ures and developing countries

Ziaja, Sebastian / Javier Fabra Mata: State Fragility Indices: Potentials, messages
and limitations

Leiderer, Stefan: Budget Support as an Aid Instrument — neither Pandemonium
nor Panacea

Loewe, Markus: New Approaches to Social Protection: microinsurance

Ginzle, Stefan / Benedikt Franke: African Developments: Continental Conflict
Management — A glass half full or half empty?

Briintrup, Michael / Petra Voionmaa: Aid for Trade — An opportunity for re-
thinking German aid for growth

John de Sousa, Sarah-Lea: Brazil as an Emerging Actor in International Devel-
opment Cooperation: A good partner for European donors?

[Briefing Paper free of charge available from the DIE.]

A complete list of publications available from DIE can be found at:
http:/Aww.die-gdi.de



	Studien Titel: Die Reform der Entwicklungszusammenarbeit
der Vereinten Nationen
	Autoren: 
 Silke Weinlich
	Zusatzinformation: 
	Untertitel:   Eine Analyse des Verhaltens und der Positionierung
  wichtiger Staaten gegenüber Reformoptionen


